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BegriiRung und Einfiihrung

Berlin, 13. Oktober 2016
Rede von Gabriele Losekrug-Moller, MdB,
Parlamentarische Staatssekretdrin bei der Bundesministerin fiir Arbeit und Soziales

Meine sehr geehrten Damen und Herren,
liebe Gaste,

herzlich willkommen zu den Inklusionstagen 2016 - diesmal etwas friiher als sonst im Jahr, aber an schon
bekannter und bewdhrter Tagungsstatte.

Herzlich willkommen auch im Namen meiner Ministerin, Andrea Nahles! Sie bedauert es sehr, dass sie heute
bereits bei anderen Terminen eingebunden ist und deshalb nicht zu Ihnen sprechen kann. Sie hat mich aber
gebeten, Ihnen ganz herzliche GriiRe zu Gibermitteln. Das tue ich natirlich sehr gerne.

»10 Jahre UN-BRK* - die Inklusionstage 2016 sind sicher
nicht die einzige Veranstaltung in diesem Jahr, die dieses
Motto als Uberschrift gewihlt hat. Am 13. Dezember
2006 wurde die UN-BRK von der UN-General-
versammlung beschlossen. Fiinfjahrige intensive
Verhandlungen zwischen Vertreterinnen und Vertretern

der Mitgliedsstaaten, aber auch von Nichtregierungs-

organisationen, und hier vor allem den Organisationen

[ von Menschen mit Behinderungen, waren dem
i

wird sicher Herr Prof. Dr. Eibe Riedel, der nach mir sprechen wird, noch néher eingehen.

vorausgegangen. Auf die zentralen Ziele der UN-BRK

Aber blicken wir nochmal zuriick: 2006 - da war die Welt zu Gast bei Freunden, und Deutschland erlebte sein
WM-Sommermirchen. Osterreich feierte das 250. Geburtsjahr von Wolfgang Amadeus Mozart. Und weltweit
lieR unter anderem die Nachricht aufhorchen, dass Fidel Castro in Kuba nach langer Regentschaft sein Amt aus
gesundheitlichen Griinden an seinen Bruder Radll abgeben musste.

Ich weiR nicht, wie es Ihnen geht. Mir geht es jedenfalls so, dass diese Ereignisse gefiihlt schon eine Ewigkeit
zuriickliegen, und nicht erst eine Dekade. Wenn ich dagegen an den Beschluss zur UN-BRK denke, frage ich
mich: Ist das wirklich schon zehn Jahre her?

Ich glaube, das Gefiihl, dass der Beschluss zur UN-BRK noch gar nicht so lange her ist, liegt daran, dass sich in
diesen zehn Jahren der stetige Prozess der Inklusion abbildet.

Weder kann man bezogen auf Deutschland behaupten, dass mit dem Inkrafttreten der UN-BRK im Marz 2009
von einem Tag auf den anderen eine inklusive Gesellschaft geschaffen worden wére. Man kann aber schon
sagen, dass schon damals in der Behindertenpolitik einiges im Fluss war. Es gab auch schon vorher Politik mit
und fiir Menschen mit Behinderungen. Ich denke hier an die Erganzung des Grundgesetzes durch das
Gleichstellungsgebot in Artikel 3 Absatz 3 Anfang der 90er Jahre. Dann aber vor allem an die Schaffung des
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SGB IX als eigenem Gesetzbuch fiir die Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen und das
Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) aus dem Jahr 2002.

Vielleicht kann man vor diesem Hintergrund auch etwas besser verstehen, dass die damalige Bundesregierung
im Rahmen des Ratifikationsverfahrens erklart hat, dass sie das deutsche Recht im Einklang mit der UN-BRK
sieht. Diese Haltung vertritt die Bundesregierung auch weiterhin. Wir sagen mit Blick auf die letzten
siebeneinhalb Jahre, in denen die UN-BRK nun schon in Deutschland in Kraft ist, aber auch: Wir sehen es als
fortlaufende Aufgabe an, Anpassungen des deutschen Rechts an die UN-BRK vorzunehmen, sofern die alleinige
Behebung von Defiziten im Bereich der Rechtsanwendung hierfiir nicht ausreicht.

Dass es solche Defizite noch gibt, méchte ich gar nicht bestreiten. Aber es gibt auch durchaus positive
Entwicklungen, die man an solchen Tagen auch einmal erwahnen sollte. Zwei dieser positiven Entwicklungen
maochte ich hier anhand von Zahlen verdeutlichen:

— ImJahr 2014 waren bei den beschaftigungspflichtigen Arbeitgebern rund 1.014.000 schwerbehinderte
Menschen beschaftigt. Das ist ein Zuwachs um rund 42 Prozent gegeniiber dem Jahr 2002, in dem das
heutige System der gestaffelten Ausgleichsabgabe eingefiihrt wurde.

Und noch ein weiteres Beispiel:

— 2014 lag die Zahl der Empfangerinnen und Empfanger von Eingliederungshilfe fir Menschen mit
Behinderungen auRerhalb von Einrichtungen bei etwa 410.000 Personen. Das entspricht gegenliber
2004 - als nur rund 194.000 Personen aulerhalb von Einrichtungen Eingliederungshilfe erhielten -
einer durchschnittlichen jahrlichen Steigerungsrate von elf Prozent in zehn Jahren.

— Dem steht eine durchschnittliche jahrliche Steigerungsrate von nur zwei Prozent bei Empfangerinnen
und Empfangern von Eingliederungshilfe innerhalb von Einrichtungen gegeniiber. Hier hat sich die
Zahl von knapp 450.000 Personen im Jahr 2004 (nur) auf gut 540.000 Personen erhéht.

— Diese Zahlen zeigen einen deutlichen Trend hin zu Leistungen aufRerhalb von Einrichtungen. Ein
Trend, der voll und ganz dem Inklusionsgedanken folgt.

Ich finde, solche Zahlen sollten wir als Ansporn
begreifen. Natiirlich ohne uns selbstzufrieden
zurlickzulehnen.

Dies bestatigt uns auch die Staatenberichtspriifung, in
deren Rahmen der UN-Fachausschuss fiir die Rechte
von Menschen mit Behinderungen im letzten Jahr Gber
60 Empfehlungen an Deutschland gerichtet hat. Mit
diesen Empfehlungen setzt sich die Bundesregierung
intensiv und konstruktiv auseinander und hat sie
deshalb auch bei den aktuellen behindertenpolitischen

Gesetzgebungsvorhaben besonders in den Blick genommen.

Denn der Zufall wollte es so, dass 2016 nicht nur das Jahr des 10. Geburtstags der UN-BRK ist. Sondern auch
das Jahr, in dem gleich mehrere behindertenpolitische Vorhaben abgeschlossen werden konnten oder aber sich
auf der Zielgerade befinden.

Daher erlauben Sie mir bitte, einen kurzen Blick auf aktuelle behindertenpolitische Entwicklungen des Jahres
2016 zu werfen.
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Beginnen, das wird Sie nicht liberraschen, méchte ich mit dem dicksten Brocken, dem Bundesteilhabegesetz
(BTHG): Mit diesem Gesetz gehen wir den Schritt von der Fiirsorge zur Teilhabe — und auch ein Stiick von der
Politik fir Menschen mit Behinderungen zur Politik mit Menschen mit Behinderungen. Das ist nicht einfach.
Ein deutliches Anzeichen daftir ist die 6ffentliche Debatte, die in den letzten Wochen und Monaten rund um
den Entwurf der Bundesregierung gefiihrt worden ist. Ich sehe darin den Beleg fiir das gewachsene
Selbstbewusstsein, fiir politisches Engagement, fiir den Willen, fiir die eigenen Interessen vernehmbar und
nachdriicklich einzutreten.

Ich nehme darin aber auch Unsicherheit wahr, die Sorge betroffener Menschen und ihrer Familien, sie kdnnten
durch das neue Gesetz etwas verlieren, was sie sich vielleicht (iber Jahre von Behorden oder Tragern erkdmpft
und mit viel Einsatz durchgesetzt haben. Was ihnen im Alltag unverzichtbar ist.

Ich méchte allen deutlich sagen: Niemandem wird es mit dem Bundesteilhabegesetz schlechter gehen. Im
Gegenteil: Den meisten wird es besser gehen. Das ist unser Ziel. Und dafiir planen wir bis zu
700 Millionen Euro an zusatzlichen Haushaltsmitteln im Jahr ein.

Wenn Sie fragen: Wo wird es einfacher? Wo wird es besser? Dann kann ich drei klare Punkte benennen:

Erstens: Bei der Beantragung von Reha-Leistungen stehen die Menschen kiinftig im Mittelpunkt — und welche
Unterstiitzung sie brauchen und wollen. Wie es die Trager dann untereinander organisieren, darum miissen sie
sich nicht kimmern.

Wer es kennt, weil}, durch welchen Dschungel an unterschiedlichen Zustandigkeiten man sich bisher schlagen
und hangeln musste, um zu seinem Recht zu kommen. Das ist ein groRer Schritt, eine grolRe Erleichterung fiir
viele.

Einen zweiten Punkt mochte ich ansprechen, der vielen, die auf Eingliederungshilfe angewiesen sind, auf den
Nageln brennt. Der bis tief ins alltdgliche Leben reicht und bis tief in die Beziehungen, in denen sie leben:
Einkommen und Vermégen von Ehe- oder Lebenspartnern werden kiinftig nicht mehr herangezogen. Diese
lebensferne Regelung, die nicht nur bei der Aufnahme einer Arbeit hemmt, sondern von vielen schlicht auch als
Heiratshindernis empfunden wird, diese Regelung schaffen wir ab.

Auch fir eigenes Einkommen und Vermégen werden die
Freirdume um ein Vielfaches groRer. Ein Blick in den
Einkommenssteuer- oder Rentenbescheid wird in
Zukunft ausreichen, um zu ermitteln, ob und in welcher

Hohe ein Eigenbetrag verlangt wird. Sie miissen nicht
« . mehr und nicht weniger darlegen als jeder Steuerzahler.
undesmir g gen ais)

Die dritte wichtige Verbesserung sind neue Chancen auf

B

machen Arbeit - vor allem auch auf dem allgemeinen

Arbeitsmarkt. Wir wollen mit dem Budget fir Arbeit
Arbeitgeber dafiir gewinnen, sich fiir Menschen mit
Behinderungen zu entscheiden, ihnen eine Chance zu geben.

Damit bauen wir weitere Schranken ab zwischen Werkstatten fiir behinderte Menschen und dem allgemeinen
Arbeitsmarkt. Wir wollen Menschen méglich machen, den Schritt aus der Werkstatt zu wagen und wir geben
ihnen ein Riickkehrrecht mit, falls es nicht klappt.

Aber ich sage auch: Wir stellen Werkstatten nicht infrage: Viele empfinden ihn als ,richtigen Ort“. Ihnen ist die
Arbeit dort wichtig. Und das ist gut so. Wir wollen die Arbeit in Werkstétten fiir behinderte Menschen daher
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auch aufwerten, indem wir dort die Méglichkeiten der Mitbestimmung verbessern: Die Werkstattrate
bekommen mehr Rechte, sie kdnnen kiinftig in besonders wichtigen Angelegenheiten - etwa wenn es um die
Grundsatze der Entlohnung geht - mitbestimmen. Und wir werden in Werkstétten die Position einer
Frauenbeauftragten schaffen, um Diskriminierung besser entgegentreten zu kénnen.

Viele Menschen mit Behinderungen und ihre Familien werden wirklich im Alltag spiiren, dass das
Bundesteilhabegesetz ernst macht mit dem Satz:

Weniger behindern und mehr méglich machen.

Wir haben in den letzten Wochen noch viele wertvolle Hinweise bekommen, wo das Gesetz noch besser
gemacht werden kann. Wir priifen jetzt in Abstimmung mit den Koalitionsfraktionen mégliche Prazisierungen.
Damit moglichst viele ganz unterschiedliche Interessen beriicksichtigt werden, wird es im laufenden
Gesetzgebungsverfahren sicherlich zu Nachjustierungen kommen.

Insgesamt bin ich der festen Uberzeugung, dass wir mit dem BTHG gemeinsam einen Meilenstein in der
deutschen Behindertenpolitik setzen werden. Vor 15 Jahren haben wir mit dem schon von mir erwdhnten
SGB IX den ersten Schritt getan. Jetzt — mit dem Bundesteilhabegesetz - passieren wir wieder eine wichtige
Wegmarke: Mit einem modernen Teilhaberecht leisten wir einen weiteren Beitrag zu einer inklusiven
Gesellschaft.

Eine weitere wichtige Wegmarke in diese Richtung haben wir mit der Novellierung des
Behindertengleichstellungsgesetzes des Bundes aus dem Jahr 2002 - kurz BGG - erreicht. Die Anderungen sind
am 27. Juli 2016 in Kraft getreten und werden dazu beitragen, dass gleichberechtigte Teilhabe und
Barrierefreiheit eine Selbstverstandlichkeit werden.

Zentrale Elemente der Novelle sind:

1. Die Anpassung des Behinderungsbegriffs: Wir wollen - im Sinne der UN-BRK - den ganzen Menschen
und seine Teilhabemdglichkeiten in den Blick nehmen und nicht nur auf die Defizite schauen.

2. Barrierefreiheit: Ein wesentliches Element des BGG - auch schon seit 2002. Mit der Novelle wollen wir
weitere Barrieren abbauen. Dies vor allem durch eine sukzessive barrierefreie Umgestaltung der vor
allem alteren Bundesgebaude. Aber auch durch die Vermeidung und den Abbau von Barrieren in der
Informationstechnik, zum Beispiel des Intranets oder bei der elektronischen Beantragung von
Leistungen.

3. Leichte Sprache: Mit dem neuen BGG sollen erstmals auch sprachliche Barrieren fallen - und das ist
flir viele ein Meilenstein: Menschen mit Lern-, geistigen und seelischen Behinderungen sollen
Informationen in Leichter Sprache erhalten, um ihre Entscheidungen selbstbestimmt treffen zu
kénnen. Und ab 2018 sollen die Bundesbehérden ihnen Bescheide in einfacher, verstandlicher Weise
erkliren. Wenn nétig, bekommen sie kostenfrei schriftlich eine Ubertragung in Leichte Sprache.

4. Bundesfachstelle Barrierefreiheit: Die Behorden, die das BGG umsetzen missen, erhalten erstmals
eine Anlaufstelle zum Thema Barrierefreiheit. Bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-
Bahn-See wurde dafiir die Bundesfachstelle Barrierefreiheit errichtet. Die Fachstelle soll auch
Wirtschaft, Verbande und Zivilgesellschaft beraten und durch Vernetzung und Offentlichkeit fiir das
Thema Barrierefreiheit sensibilisieren.

5. Schlichtungsverfahren: Mit dem neuen BGG wurde auch ein Schlichtungsverfahren eingefiihrt. Bei der
Beauftragten der Bundesregierung fiir die Belange von Menschen mit Behinderungen wird derzeit eine
Schlichtungsstelle eingerichtet. Sie hilft auch ohne Widerspruchsverfahren oder Klage (und damit auch
kostenfrei) zu Ihrem Recht zu kommen bzw. rasch pragmatische Lésungen zu finden. Zum Beispiel,
wenn ,angemessene Vorkehrungen® verweigert werden, die die gleichberechtigte Teilhabe
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ermoglichen. Dass es sich bei dieser Verweigerung um eine Diskriminierung handelt, ist jetzt ibrigens
auch neu im BGG geregelt. Angemessene Vorkehrungen kénnen ganz unterschiedlicher Natur sein:
das konnen Gebardensprachdolmetscher, barrierefrei gestaltete Dokumente oder auch bauliche
Verdnderungen wie Rampen sein.

6. Und schlieBlich: Partizipation: Wir wollen die Selbstorganisation von Menschen mit Behinderungen in
Verbédnden stirken und finanziell fordern: Ab 2017 stehen dafiir eine Million Euro jahrlich zur
Verfligung.

Sehr geehrte Damen und Herren,

auch wenn viele von Ihnen sich fiir das BGG an der einen
oder anderen Stelle mehr gewiinscht hatten — Stichwort
sVerpflichtung Privater zur Barrierefreiheit“: Das neue
Behindertengleichstellungsgesetz ist ein starkes Signal
und hat uns wieder einen guten Schritt vorangebracht
auf unserem Weg in Richtung einer inklusiven
Gesellschaft.

Informieren méchte ich Sie heute auch iber die Stiftung
~Anerkennung und Hilfe“. Die Stiftung sieht Hilfen fir

Menschen vor, die als Kinder und Jugendliche in der Zeit von 1949 bis 1975 in der Bundesrepublik Deutschland
bzw. 1949 bis 1990 in der DDR in stationaren Einrichtungen der Behindertenhilfe bzw. in stationaren
psychiatrischen Einrichtungen Leid und Unrecht erfahren haben. Und bei denen heute noch Folgewirkungen
bestehen. Dieser Personenkreis ist von den bestehenden Fonds ,,Heimerziehung® ausgeschlossen.

Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander haben sich am 16. Juni 2016
auf das neue Hilfesystem fiir den Betroffenenkreis geeinigt. Damit wurde nach jahrelangen mihsamen
Verhandlungen endlich der politische Durchbruch fiir die Stiftung geschafft und eine bestehende
Gerechtigkeitslicke geschlossen! Auch die Kirchen haben der Errichtung der Stiftung zugestimmt und
beteiligen sich. Einsatz und Beharrlichkeit aller Beteiligten haben sich damit ausgezahlt.

Im Rahmen der Stiftung wird das von den Betroffenen erlittene Leid und erlebte Unrecht durch Gesprache mit
Beraterinnen und Beratern der Anlauf- und Beratungsstellen individuell anerkannt. Darlber hinaus sieht die
Stiftung — wie von Betroffenen gefordert - auch eine 6ffentliche Anerkennung vor. Geplant sind hierzu
Veranstaltungen auf Bundes- und Landesebene. Hinzu kommt eine umfassende wissenschaftliche Aufarbeitung
der damaligen Verhaltnisse in den Einrichtungen. Ferner erhalten Betroffene materielle Anerkennungs- und
Unterstiitzungsleistungen.

Die formale Errichtung der Stiftung steht wegen notwendiger Vorarbeiten noch aus. Ich bin aber optimistisch,
dass die Stiftung, die eine Laufzeit von fiinf Jahren hat, zu Beginn des Jahres 2017 ihre Arbeit aufnehmen kann.
Auf den Start und den Beginn der dreijahrigen Anmeldefrist fiir Betroffene wird rechtzeitig
offentlichkeitwirksam aufmerksam gemacht. Sehr hilfreich ware es, wenn auch der eine oder andere von Ihnen
unterstiitzend tatig wird und in seinem Umfeld auf den Start der Stiftung hinweist. Hierfir bereits vorab mein
herzlicher Dank!

Nicht vergessen bei meinem Riickblick mdchte ich natirlich den Nationalen Aktionsplan 2.0. Am 28. Juni 2016
hat das Bundeskabinett die Neuauflage des Aktionsplans zur UN-BRK beschlossen, der mit seinen 175
MaRnahmen auf den ersten Aktionsplan aufsetzt. Bei den Inklusionstagen 2014 und 2015 haben wir uns
intensiv mit den Inhalten des neuen Aktionsplans beschiftigt. Viele von Ihnen, die heute hier sind, haben
tatkraftig und auch leidenschaftlich mitdiskutiert und ihre Ideen und Forderungen eingebracht. Und viele
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dieser Vorschldge finden sich im NAP 2.0 wieder. Ja, auch ich hitte mir gew{inscht, an der einen oder anderen
Stelle noch mehr davon unterzubringen. Aber wie der volle Titel des NAP 2.0 schon sagt: Er ist ein Aktionsplan
der gesamten Bundesregierung, und damit musste er auch innerhalb der Bundesregierung konsensfahig sein.

Wir haben aber nicht nur Konsens erzielen konnen. Sondern mit dem NAP 2.0 ist es gelungen, den
politikfeldiibergreifenden Ansatz weiter zu starken, was sich unter anderem dadurch zeigt, dass diesmal alle
Bundesressorts MaRnahmen zum NAP 2.0 beigesteuert haben. Im Vergleich zum ersten NAP konnten wir der
Idee des Disability Mainstreamings nun wesentlich besser Rechnung tragen.

Zum NAP 2.0 ein paar Stichworte:

- Die schon bewédhrten zwélf Handlungsfelder des NAP wurden um das nach der UN-BRK bedeutsame
Handlungsfeld ,,Bewusstseinsbildung” erganzt. Wichtig ist auch weiterhin das Querschnittsthema
,Barrierefreiheit”.

- Den gesetzgeberischen Malinahmen kommt im NAP 2.0 ein wesentlich starkeres Gewicht zu als noch
seinem Vorganger: Ich denke hier zum Beispiel an die Novellierung des BGG, das BTHG, gesetzliche
Neuerungen im SGB IX, die Pflegestdrkungsgesetze und das GKV-Versorgungsstarkungsgesetz.

- Und: In allen Handlungsfeldern stellen wir nicht nur einen Bezug zu den entsprechenden Vorgaben
der UN-BRK her. Sondern wir greifen - dort wo es relevant ist — auch die Empfehlungen des UN-
Vertragsausschusses aus der Staatenpriifung Deutschlands auf.

Auch fiir den NAP 2.0 gilt natdirlich: Vor dem
Aktionsplan ist nach dem Aktionsplan. Nun geht es
darum, die einzelnen Ziele und MaRnahmen Schritt fir
Schritt umzusetzen.

Bei den Zielen und MaRnahmen des NAP 2.0 nimmt das
Schwerpunktthema der Inklusionstage 2016 , Inklusiver
Sozialraum® einen sehr wichtigen Stellenwert ein. Denn
hierbei geht es um einen wesentlichen Baustein fiir eine
inklusive Gesellschaft. Ich denke zum Beispiel an

vielfiltige Wohnformen und wohnortnahe Begegnungs-
und Beratungsméglichkeiten. Oder barrierefreie Kultur- und Freizeiteinrichtungen. Oder ein belastbares Netz
zum Beispiel von Arztpraxen, Gesundheitsdiensten und Bildungsangeboten. Im Handlungsfeld ,Bauen und
Wohnen® des NAP 2.0 haben wir uns zum Ziel gesetzt, das Thema Inklusiver Sozialraum sowohl
ressortiibergreifend innerhalb der Bundesregierung als auch im Austausch mit den Landern auch mit Blick auf
etwaige Handlungsbedarfe zu erértern. Denn die Gestaltung des inklusiven Sozialraums ist Aufgabe aller
staatlichen und gesellschaftlichen Ebenen.

Und dass sich auf diesen Ebenen schon einiges tut, das werden wir heute erfahren. Ich mdchte denjenigen, die
heute Nachmittag ihre ,,guten Beispiele“ prasentieren werden, nicht vorgreifen. Was man aber wohl fir alle
guten Beispiele sagen kann, ist, dass sie, jedes fiir sich ggnommen, Vorbildcharakter haben und bundesweit
Nachahmer finden sollten. Natiirlich ersetzen die guten Beispiele insbesondere auf der zivilgesellschaftlichen
Ebene nicht gesetzgeberisches Handeln in Bund, Ladndern oder Kommunen. Aber sie sind unverzichtbar, damit
das Ziel eines Inklusiven Sozialraums nicht nur auf dem Papier steht, sondern mit Leben gefiillt wird. Und sie
liefern uns wichtige Ideen und Impulse fiir die im NAP 2.0 vorgesehenen ressort- und Bund-Lander-
Ubergreifenden Gesprache.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren,

ich kann und méchte heute keine Versprechungen und Prognosen abgeben, wie nah wir dem Ziel einer
inklusiven Gesellschaft zum Ende der ndchsten Dekade der UN-BRK schon gekommen sein werden. Das Ziel
haben wir auf jeden Fall weiter fest im Blick. Und den Weg dorthin werden wir entschlossen weitergehen.
Hierzu sind auch die Inklusionstage 2016 wieder ein wichtiger Meilenstein.

Nun wiinsche ich uns allen anregende Erkenntnisse und Diskussionen. Und Ihnen einen angenehmen
Aufenthalt hier im bcc.

Gabriele Losekrug-Méller, MdB
Parlamentarische Staatssekretdrin bei der
Bundesministerin fir Arbeit und Soziales
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Vortrag
,10 Jahre UN-Behindertenrechtskonvention®

Der internationale Schutz der Rechte von Menschen mit
Behinderungen im Spannungsfeld von Recht und Politik -
eine Bilanz von zehn Jahren UN-BRK

Kurzfassung des Vortrags von Prof. Eibe Riedel, Universitdit Mannheim/IHEID Genf

Die zwischen 1966 und 2006 verabschiedeten Menschenrechtsvertrage, allen voran die UN-Pakte (iber
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte sowie staatsbirgerliche und politische Rechte (Sozialpakt und
Zivilpakt), haben zwar Menschen mit Behinderungen? stets mitbedacht, doch aus Zeitgriinden
Diskriminierungsfragen und spezielle Paktrechtsverletzungen gegeniiber Menschen mit Behinderungen kaum
detailliert behandelt. In den Schlussbemerkungen der Ausschiisse finden sich deshalb auch nur sehr selten
spezifisch auf Personen mit Behinderungen zugeschnittene Empfehlungen.

Die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) von

2006 leitete dann aber bekanntlich ein grofRes Umdenken

ein und erreichte auf internationaler Ebene binnen

IN ~ ' klrzester Zeit grolRe Akzeptanz. Wurde vorher die Lage
von Personen mit Behinderungen lediglich unter

3"14' O.kfobe_r 20#? Firsorge- und Krankheitsaspekten betrachtet — und dies

BundesministerninTasgy setzt sich auch nach Inkrafttreten der UN-BRK in

anderen Vertragsausschiissen immer noch fort - stellte

die UN-BRK nunmehr grundlegende neue Prinzipien auf:

Behinderung auf der internationalen Ebene wird seither

machen

als Interaktion des Einzelnen mit seiner Umwelt begriffen, in der die Differenzen und Grenzen seiner
Partizipation in der Gesellschaft zu thematisieren sind.

Autonomie, Selbstbestimmung und die Méglichkeit der aktiven Teilnahme an Entscheidungsprozessen,
Inklusion statt Institutionalisierung, sowie die Schaffung von angemessenen Vorkehrungen (reasonable
accommodation) zur Verwirklichung echter gleichberechtigter und nicht diskriminierender Behandlung sind
wesentliche Stichworte fiir diesen neuen Ansatz.

Der UN-Ausschuss fiir die Rechte von Menschen mit Behinderungen hat von Anfang an seine Aufgabe
dahingehend verstanden, auf diese Kernanliegen der UN-BRK in seinen Abschliefenden Bemerkungen zu den
Staatenberichten hinzuweisen und dabei bemangelt, dass die Staaten nach wie vor viel zu wenig taten, um die
Rechte von Menschen mit Behinderungen addquat zu schiitzen und zu verbessern, vor allem in den Bereichen
Inklusion sowie Barrierefreiheit und Teilhabe an allen gesellschaftlichen Prozessen. Dabei geht der Ausschuss
oft sehr weit in seinen Formulierungen — und tut dies absichtlich, um innerstaatliche Diskussionsprozesse
anzustoRen und echte Veranderungen der Rechtslage von Personen mit Behinderungen zu erreichen. In den
AbschlieRenden Bemerkungen zum 1. Staatenbericht von Deutschland von 2015 empfiehlt der UN-Ausschuss

! Hier wird mit Bezug auf die UN-BRK der Begriff ,Menschen mit Behinderungen® verwendet. In diesem Zusammenhang
wird auf den Aspekt der Wechselwirkung von Beeintrachtigungen und Barrieren verwiesen (nach UN-BRK Artikel 1, Satz 2):
~Zu den Menschen mit Behinderungen zahlen Menschen, die langfristige kérperliche, seelische, geistige oder
Sinnesbeeintrachtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern kénnen.“
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dementsprechend zu Artikel 12 UN-BRK, ,alle Formen der ersetzten Entscheidung abzuschaffen und ein
System der unterstiitzten Entscheidung an ihre Stelle treten zu lassen®, obgleich der Vertragstext auch enger
ausgelegt werden konnte. Zu Artikel 14 UN-BRK zum Recht auf Freiheit und Sicherheit der Person sagt der
Ausschuss, er sei besorgt liber die verbreitete Praxis der Zwangsunterbringung von Menschen mit
psychosozialen Behinderungen in Einrichtungen und empfiehlt, ,alle unmittelbar notwendigen
gesetzgeberischen, administrativen und gerichtlichen MaRnahmen zu ergreifen, um Zwangsunterbringung
durch Rechtsanderungen zu verbieten und mit den Artikeln 14, 19 und 22 UN-BRK {ibereinstimmende
alternative MaRnahmen zu férdern. Zu Artikel 17 (Schutz der Unversehrtheit der Person) verlangt der UN-
Ausschuss fur die Rechte von Menschen mit Behinderungen, ,,dass alle psychiatrischen Behandlungen und
Dienstleistungen stets auf der Grundlage der freien und informierten Einwilligung der/des Betroffenen
erbracht werden®.

Diese Beispiele zeigen sehr deutlich, dass der Ausschuss

N7

die entsprechenden Artikel in aller Regel sehr progressiv
und extensiv auslegt, um groRtmagliche

Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung von
Menschen mit Behinderungen sicherzustellen. Er

*nstxou:

14 Oktober 2016
ndesministerium 0r Art

verfolgt insgesamt das Anliegen, - wie mir vom
Sekretariat und von Mitgliedern des UN-Ausschusses
berichtet wurde — absichtlich starke rechtspolitische
Akzente zu setzen, um die Ziele und Prinzipien der UN-
BRK wirksam durchzusetzen. Bei inzwischen neun
Menschenrechtsvertrdgen mit zum Teil dhnlichen oder
gleich lautenden Bestimmungen fiihrt dies allerdings gelegentlich zu unterschiedlichen Auslegungen. Zwar
bietet sich fiir solche Félle eine harmonisierende Auslegung an, aber das gelingt nicht immer. Das wiederum
mindert die Uberzeugungskraft der AbschlieRenden Bemerkungen gegeniiber den Vertragsstaaten. Der UN-
Ausschuss bleibt aber aus den bereits genannten Griinden bei seinem dynamischen Begriindungsansatz. Und
das erscheint mir legitim.

Bei allem Streit im Detail hat sich die Lage von Menschen mit Behinderungen international durch die UN-BRK
und durch die dynamische Auslegungspraxis des UN-Ausschusses fiir die Rechte von Menschen mit
Behinderungen aber entscheidend verbessert. Die Konvention hat zu einem groRen Bewusstseinsschub gefiihrt
und Aufkldrung in groBem Malstab in allen Vertragsstaaten der UN-BRK bewirkt. Dies zeigt sich insbesondere
im Menschenrechtsrat, vor allem im universellen periodischen Uberpriifungsverfahren (UPR), bei dem
samtliche UN-Mitgliedstaaten, auch diejenigen, die den Menschenrechtsvertragen nicht beigetreten sind, tiber
die UN-Charta und die Allgemeine Menschenrechtserkldrung von 1948 gleichwohl an die wesentlichen
Vertragsbestimmungen iber Vélkergewohnheitsrecht und Allgemeine Rechtsgrundsdtze gebunden sind. Der
Menschenrechtsrat bemiiht sich seinerseits, im Streitfall zwischen Vertragsorganen eine einvernehmliche
Lésung zu finden und fordert die Vertragsorgane auf, sich bei konkreten Auslegungsdissensen untereinander
abzustimmen, ehe eine Entscheidung/Empfehlung ergeht.

Nach zehn Jahren Existenz der UN-BRK ist eine deutliche Tendenz zu gréRerer Schutzintensitat feststellbar.
Alles dies geschieht aber vor allem durch die Umsetzung der UN-BRK auf nationaler Ebene. Als erste neuere
Konvention enthalt die UN-BRK zudem ausdriicklich die Schaffung neuer Einrichtungen zur Um- und
Durchsetzung der UN-BRK-Garantien auf nationaler Ebene, wie etwa die Einrichtung einer oder mehrerer
Monitoring-Stellen und Focal Points, staatlicher Anlaufstellen, denen unter anderem die Aufgabe zukommt,
wie im Falle des deutschen Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales als interministerielle
Koordinationsgremien zu agieren. Die Zivilgesellschaft, die in Artikel 33 UN-BRK ebenfalls ausdriicklich
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angesprochen wird, soll bei der staatlichen Uberpriifung der Regelungen fiir Menschen mit Behinderungen vor
einer entsprechenden Entscheidung tiber Novellierungen oder Neufassung von Rechtsbestimmungen
einbezogen werden. Den Medien in Presse, Rundfunk und Fernsehen kommt dabei eine groRe Rolle zu. Ihre
Berichte setzen den Rechtsetzungsprozess in Fragen der Rechtsstellung von Personen mit Behinderungen
haufig erst in Gang.

Als Ergebnis dieses Uberblicks {iber die internationale Dimension der heutigen Tagung kann also festgehalten
werden:

1. Es gibt bei der UN-BRK einen Kanon unmittelbar verbindlicher und anwendbarer Grundsatze bzw. Rechte
wie Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung, wie bei allen tibrigen Menschenrechtsvertragen. Daneben
werden auch politische Dimensionen der Verwirklichung von Rechten der Beeintrachtigten angesprochen und
eingefordert.

2. Partizipation im weitesten Sinne kennzeichnet den Bewusstseinswandel weg vom Fiirsorgegedanken hin zur
aktiven sozialen Teilhabe, bei dem die Umweltbedingungen fiir Menschen mit Behinderungen bei der
Ausubung ihrer Freiheitsrechte immer starker betont werden.

3. Wegen zahlreicher ideologischer, religidser, politischer,
ethischer und kultureller Divergenzen in der Staatenwelt

2 __a_  _J

besteht die Gefahr, dass bei unterschiedlichen
Vertragsauslegungen durch internationale Spruchkérper
Uniibersichtlichkeit eintritt und damit letztlich
unbeabsichtigt eine Schwachung der StoRrichtung der UN-
BRK-Rechte erreicht wird. Daran wird aber gearbeitet, und
der UN-Ausschuss verfolgt dabei meines Erachtens zu
Recht eine dynamische Auslegung der UN-BRK, um
rechtliche und politische Impulse auf innerstaatlicher
Ebene auszusenden und damit gréRtméglichen Schutz zu
erreichen.

4. Die Bilanz der UN-BRK nach zehn Jahren ist positiv. Sie entfaltet grofRe Ausstrahlungswirkung auf nationaler
Ebene. Die Umsetzung der Konvention schafft aber auch Streit tiber den richtigen Weg, der international wie
national gelost werden muss. Das gelingt auch meist, aber nicht immer.

Prof. Eibe Riedel, Universitit Mannheim/IHEID Genf
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Gesprachsrunde zum inklusiven Sozialraum

Auf der Biihne: Gabriele Losekrug-Moller, Parlamentarische Staatssekretérin bei der
Bundesministerin fir Arbeit und Soziales

Verena Bentele, Beauftragte der Bundesregierung fiir die Belange von Menschen mit
Behinderungen

Ulrike Mascher, Deutscher Behindertenrat

Silvia Helbig, Deutscher Gewerkschaftsbund

Christina Ramb, Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbdnde
Brigitte Docker, Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege

Dr. Valentin Aichele, Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention

Moderation: Tanja Samrotzki

INKLUSIONSTAGE 2016

13.-14. Oktober 2016
Bundesminjgarium fiir Arbeitaand Soziales

-

gonvention

8,
A

10 Jahre UN-Behindertenrechtskonvention — unter diesem Motto standen die Inklusionstage 2016. Was
wurde bereits erreicht, was ist in Zukunft noch zu tun, um insbesondere dem Ziel eines inklusiven

Sozialraums niherzukommen? Dazu diskutierten die Teilnehmenden, zudem kommentierten sie den
Entwurf des Bundesteilhabegesetzes (BTHG). Zum Abschluss wurden die Talkgiste dazu gefragt, wie vor Ort
Inklusion besser gelingen kann - sozusagen als Vorschau auf die Projektbeispiele, die am Nachmittag des
ersten Tages prasentiert wurden. Die vielfiltige Diskussion soll hier in Schlaglichtern wiedergegeben
werden.

Mit der Eingangsfrage zur Bedeutung der UN-Behindertenrechtskonvention ldutete Moderatorin Tanja
Samrotzki die Diskussionsrunde ein. Im Folgenden werden einige Stellungnahmen zitiert:

16



0

Inklusionstage 2016

UN-BRK zeigt Deutschland Liicken auf

»Die UN-BRK ist ein wichtiger Meilenstein und
konkretisiert grundlegende Menschenrechte fir die
Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen. Sie
zeigt auf, wo wir in Deutschland bei der Umsetzung der
Konvention wirklich stehen und was noch zu tun ist. Und
das ist nicht wenig: Die Staatenpriifung Deutschlands in
2015 offenbarte eine Reihe von Kritikpunkten und
formulierte Gber 60 Empfehlungen, die in Deutschland
bei der weiteren Umsetzung der UN-BRK noch zu
beriicksichtigen sind. Vor allem im Bereich der

Barrierefreiheit haben wir groRen Nachholbedarf. Dabei
spielt im Alltag der Menschen mit Behinderungen die Zuganglichkeit von Geschiften, Restaurants und
Arztpraxen eine grofRe Rolle. Gerade deswegen sollte die Privatwirtschaft dringend zur Barrierefreiheit
verpflichtet werden. Obwohl die Konvention im Bewusstsein der Politik und auch in Teilen der Gesellschaft
angekommen ist, wird die Verantwortung jedoch oft weitergereicht. Wir miissen das Geschiebe zwischen Bund
und Landern endlich beenden.”

Verena Bentele, Beauftragte der Bundesregierung fiir die Belange von Menschen mit Behinderungen

UN-BRK setzt Leitplanken fiir die Politik

,Einen Anlass zum Feiern haben wir in Deutschland
eigentlich noch nicht. Damit haben wir haben noch
intensive Arbeit vor uns. Die UN-BRK ist im Ubrigen 2016
hierzulande im Marz 2009 in Kraft getreten. Sie war und

les

ist eine groRe Errungenschaft und hat auf nationaler
und internationaler Ebene wichtige Impulse gesetzt. Sie
ist bislang von 162 Staaten verbindlich anerkannt und
stellt eine unverzichtbare Richtschnur auf dem Weg zu
einer inklusiven Gesellschaft dar. Sie postuliert
menschenrechtliche Ziele zur Férderung der Teilhabe

von Menschen mit Behinderungen in allen
Lebensbereichen. Fiir die Politik sind die Menschenrechte von Menschen mit Behinderungen wichtige
Leitplanken, ihre Umsetzung stellt hohe Anforderungen an die Politik von Bund und Landern.”

Dr. Valentin Aichele, Monitoring-Stelle zur UN-Behindertenrechtskonvention

Konvention gibt uns Riickenwind

~Wir sehen die UN-BRK als Fortschritt und Treiber. Die Umsetzung geht aber nicht allein vonstatten. Das ist ein
anspruchsvoller Prozess auf allen Ebenen - vom Bund bis zu den Kommunen. Nehmen wir das Thema Bildung:
Ohne die UN-BRK waren wir nicht so weit. Sie gibt uns Riickenwind und bringt uns voran. Das zeigt sich langst
auch lokal: So existieren bereits unzahlige Aktionsplane fiir Stadte und Kreise. Und Jahr fiir Jahr wachst auch
die Zahl der Unternehmen, die sich mit einer eigenen Agenda der Sache annehmen.*

Gabriele Losekrug-Moller, MdB, Parlamentarische Staatssekretdrin bei der Bundesministerin fiir
Arbeit und Soziales
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Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) ist eines der groRen
sozialpolitischen Vorhaben der Bundesregierung in
dieser Legislaturperiode und stand im Mittelpunkt der
Podiumsdiskussion. Was sie von den Inhalten des
BTHG hielten, wollte die Moderatorin Tanja Samrotzki
von den Podiumsgasten wissen. In der Folge wurde
besonders rege diskutiert, da aus der Sicht der meisten
Teilnehmenden das Gesetz in vielen Punkten noch
verandert werden miisse.

BTHG bringt Vor- und Nachteile mit sich

»Nach dem parlamentarischen Verfahren wird sich zeigen, ob den mit viel Wissen und Einsatz formulierten
Positionen der Selbstvertretungsorganisationen von Menschen mit Behinderungen Rechnung getragen wird.
Die Einfiihrung der erganzenden unabhingigen Teilhabeberatung ist auf jeden Fall ein Fortschritt. Mit dieser
Form der Peer-Beratung werden Menschen mit Behinderungen und deren Angehérige durch Menschen mit
Behinderungen beraten - und nicht von Leistungstragern oder Leistungserbringern, die ein Kosteninteresse
verfolgen. Ich befiirchte jedoch, dass viele Menschen keine notwendigen Leistungen mehr erhalten, wenn
kiinftig ein umfassender Unterstiitzungsbedarf in fiinf von neun Lebensbereichen bestehen muss. Keinem
Menschen mit Behinderung diirfen Teilhabeleistungen durch diese willkiirliche Festlegung im Gesetz
vorenthalten werden.”

Verena Bentele, Beauftragte der Bundesregierung fiir die Belange von Menschen mit Behinderungen

Evaluation muss Auswirkungen des BTHG erforschen

»Das Bundesteilhabegesetz ist eine komplexe Reform,
die einen Systemwechsel einleitet. Dieser Wechsel muss
genau beobachtet und von einer Evaluation begleitet
werden. So stellt man sicher, dass gegebenenfalls
negative Auswirkungen, die so nicht gewiinscht waren,
rasch erkannt und korrigierende MaRnahmen getroffen
werden kénnen.“

Brigitte Docker, Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtspflege

Kein Fortschritt fiir inklusive Schulen

»~Nehmen wir das Thema inklusive Bildung. Von einem inklusiven Schulsystem sind wir derzeit noch weit
entfernt. Und mit dem Bundesteilhabegesetz werden segregierende Sonderstrukturen im Bereich Schule und
Bildung leider nicht weiter abgebaut. Eine groRe Aufgabe ist ebenfalls die Schaffung inklusiver Sozialrdume.
Diese zu gewahrleisten, ist ein komplexes Unterfangen, das Bund und Lander zielgerichtet, systematisch und
mit weitaus mehr Nachdruck angehen sollten. Die Inklusionstage dienen als AnstoR zu dieser wertvollen wie
wichtigen Diskussion, die wir unbedingt fortfiihren missen.”

Dr. Valentin Aichele, Monitoring-Stelle zur UN-Behindertenrechtskonvention
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Arbeitgeber und Arbeitnehmer profitieren

»Das Bundesteilhabegesetz setzt mit dem Budget fiir Arbeit Anreize, damit mehr Menschen mit Behinderungen
den Schritt aus Werkstatten auf den Arbeitsmarkt wagen. Wichtig ist, dass mit Aufnahme der Beschaftigung
auch eine Begleitung im Job erfolgt. Auch ist richtig, dass die Anrechnung des Einkommens fiir Beschaftigte mit
Behinderungen gelockert wird. Der Beteiligungsprozess des Bundesarbeitsministeriums war wichtig und gut.
Mir hat zu den vielen Aufforderungen nach Leistungsausweitungen eine gleichgewichtete Vertretung der
Steuer- und Beitragszahler und der jungen Generation, die die Kosten schultern muss, am Verhandlungstisch
gefehlt.”

Christina Ramb, Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbiande

Schwerbehindertenvertretung wird nicht geniigend gestdrkt

»,Mit dem BTHG wird die Arbeit der
Schwerbehindertenvertretungen verbessert, indem

Heranziehungs- und Freistellungsregelungen verbessert
werden. Was allerdings fehlt, ist die Sicherstellung des
Rechts auf Beteiligung. Obwohl die
Schwerbehindertenvertretung bei allen
PersonalmaRnahmen, die schwerbehinderte Kollegen

betreffen, durch den Arbeitgeber beteiligt werden muss,
ist dies in der Praxis oftmals nicht der Fall.“

T4

Riickkehrrecht wichtiger Fortschritt

Silvia Helbig, Deutscher Gewerkschaftsbund

»Sehr positivam Beratungs- und Entscheidungsprozess im
Rahmen des BTHG war die vorangegangene breite
Beteiligung von Menschen gemalt des Grundsatzes ,Nichts
Uber uns ohne uns’. Damit wurden aber auch viele
Erwartungen geweckt. Nun liegt das Kleingedruckte vor und
das liest sich etwas anders, gemessen an der UN-BRK. Was
wir fir gut halten, ist, dass Beschéftigte mit Behinderungen
ein unbegrenztes Riickkehrrecht in Werkstatten erhalten. Ein
weiterer Lichtblick ist die geplante Anrechnungsfreiheit des
Partnereinkommens bei Eingliederungshilfen. Ein schwieriger

Punkt dagegen ist die Schnittstelle zwischen
Pflegeleistungen und Teilhabeleistungen.”

Ulrike Mascher, Deutscher Behindertenrat

BTHG verbessert Lebenssituation der betroffenen Menschen mit Behinderungen

»Das Gesetz wird die Inklusion in Deutschland weiter vorantreiben und den Menschen mit Behinderungen
mehr Selbstbestimmung und Teilhabe ermdéglichen. Hierzu werden wir viele fortschrittliche Neuregelungen auf
den Weg bringen. Dabei soll es niemandem schlechter gehen, aber den meisten besser. Und flankierend zum
BTHG werden wir praventive Modellvorhaben realisieren, um unserem Ziel einer inklusiven Gesellschaft ein
weiteres Stiick ndher zu kommen.*

Gabriele Losekrug-Maller, MdB, Parlamentarische Staatssekretdrin bei der Bundesministerin fiir

Arbeit und Soziales
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Wie kann Inklusion vor Ort noch besser gelingen? Das war die Frage, die die Moderatorin Tanja Samrotzki
der Runde zum Abschluss der Diskussion stellte.

Wahlrecht muss gewahrt werden

»Die politische Teilhabe von Menschen mit Behinderungen muss weiter gestarkt werden. Das erreichen wir
beispielsweise mit dem Aufbau eines Partizipationsfonds, der die Mitwirkung in Politik und Gesellschaft
verbessert. Und auch das Grundrecht zu wéahlen muss endlich umgesetzt werden. Rund 85.000 Biirger/innen
sind derzeit von Wahlen ausgeschlossen. Sie bei ihrer Entscheidungsfindung zu unterstiitzen, ist der richtige
Weg, und nicht der Ausschluss von Wahlen.*

Verena Bentele, Beauftragte der Bundesregierung fiir die Belange von Menschen mit Behinderungen

UN-BRK politisch verankern

»Beim BTHG handelt es sich um ein Gesetzesvorhaben von groRer Tragweite fir die in Deutschland lebenden
Menschen mit Behinderungen. Das Gesetz allein ist jedoch nur ein Schritt in Richtung gesellschaftliche
Teilhabe. Die Idee einer inklusiven Gesellschaft muss gerade in diesen Zeiten wieder starker hochgehalten
werden. Mit Sorge nehmen wir derzeit eine gegenlaufige Entwicklung wahr — Exklusion hat Hochkonjunktur.
Wir missen daher mehr denn je fir eine offene, inklusive Gesellschaft eintreten.”

Dr. Valentin Aichele, Monitoring-Stelle zur UN-Behindertenrechtskonvention

Beteiligung in Kommunen férdern

»Inklusion ist die Aufgabe aller vor Ort und nicht nur der Behérden. Jeder einzelne von uns muss sich die Frage
stellen, wie trage ich dazu bei, dass Inklusion Realitdt wird. Dabei miissen wir wegkommen von der Begriffs-
diskussion. Der inklusive Sozialraum ist letzten Endes ein Gewinn von Lebensqualitat in allen Bereichen. Um
gerade Kommunen inklusiver zu gestalten, miissen wir die enge Zusammenarbeit von Anbietern und
Bewohnern in den Quartieren fordern. Eine gleichberechtige Partizipation aller Beteiligten ist die beste
Grundlage fir eine gelingende Quartiersentwicklung im Sinne der Menschen, die dort leben.”

Brigitte Docker, Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege

Arbeitgeber kontinuierlich unterstiitzen

»Wir sehen positive Entwicklungen bei der
Beschiftigung von Menschen mit Schwer-
behinderungen. Diese erfreuliche Entwicklung wird zu
wenig beachtet. Es bleibt aber sehr wichtig, das
Bewusstsein fiir die Starken von Menschen mit
Behinderungen bei Arbeitgebern weiter voranzubringen
und Uber Forder- und Unterstitzungsmaglichkeiten
sowie die rechtliche Situation zu informieren. Deshalb

beraten und unterstiitzen wir Arbeitgeber mit
Informationsangeboten und férdern Netzwerke. Der Zugang zu Reha-Leistungen und die Zusammenarbeit der
Reha-Tréager bleiben verbesserungsbediirftig. Ein stirkeres Engagement in der Bundesarbeitsgemeinschaft
Rehabilitation ware ein erster Schritt.”

Christina Ramb, Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbinde
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Lage am Arbeitsmarkt verbessern

»Aus unserer Sicht hat sich am Arbeitsmarkt nicht viel zum Positiven hin entwickelt. Trotz guter Konjunkturlage
ist die Arbeitslosenquote schwerbehinderter Menschen in den letzten Jahren kaum gesunken. Der Abstand
zwischen allgemeiner Arbeitslosenquote und der Quote fiir schwerbehinderte Menschen hat sich eher
vergroRert. Was wir brauchen, ist mehr Férderung fiir Betroffene. Doch seit 2009 hat sich hier nur wenig
getan.”

Silvia Helbig, Deutscher Gewerkschaftsbund

Umdenken in Wirtschaft und Kommunen erforderlich

~Mobilitdtsfragen spielen eine wesentliche Rolle fiir die Entwicklung hin zu einer inklusiven Gesellschaft.
Gerade Menschen im Rollstuhl oder mit Rollator haben es noch schwer. Dagegen sind die Chancen im
Berufsleben gestiegen. Es gibt heute vielfdltige Moglichkeiten fiir Menschen mit Behinderungen. Vorurteile
gehoren aber ebenso zum Alltag. Betroffene werden oft als krank abgestempelt, oder die Betriebe haben Angst,
die Person irgendwann nicht mehr zu loszuwerden. Diese Denke findet man gerade in den kleinen und
mittelstandischen Unternehmen. In den Kommunen tut sich was, wenn auch langsam und manchmal sehr
mihsam. Die zentrale Frage ist doch, wie ernst das Thema vor Ort genommen wird. GroBe Gemeinden sind
offen fiir Themen wie Barrierefreiheit, kleine Kommunen dagegen eher nicht. Es bedarf hier mehr
Kooperationen und Unterstiitzung durch Netzwerke.”

Ulrike Mascher, Deutscher Behindertenrat

Gute Beispiele bieten Orientierung

0 N S G E 2 0 16 »Fur die Kommunen ist Inklusion ein grofles Thema.

Gerade auf dem Land ist gerade viel im Umbruch. Die

316 y Menschen dort werden immer &lter und wollen ihre

y fur Arb

M|

fordern so die Diskussion rund um die Entwicklung hin zu einer inklusiven Gesellschaft. Denn es lohnt sich

7iales Lebensqualitat verbessern. Es gibt geniigend gute

: Beispiele, die vor Ort den inklusiven Sozialraum starken
und bundesweit Schule machen kénnten. Da lohnt es
sich, genauer hinzusehen. Und genau das wollen wir hier
auf den diesjahrigen Inklusionstagen tun, indem wir uns

| vorbildlichen Projekten widmen. Die Inklusionstage

immer, Argumente miteinander auszutauschen und Bedenken zu duRern. Verlierer gibt es dabei nicht. Ein
Kompromiss am Ende des Dialogs ist ein gutes Ergebnis. Ich wiinschte mir daher, in jedem Land wiirde es eine
derartige Dialogveranstaltung geben.”

Gabriele Losekrug-Moller, MdB, Parlamentarische Staatssekretdrin bei der Bundesministerin fiir
Arbeit und Soziales
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7 Workshops zum
inklusiven Sozialraum
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In sieben Workshops zum inklusiven Sozialraum stellten sich insgesamt 25 Gute-Beispiel-Projekte aus ganz
Deutschland vor - sortiert nach Schwerpunktthemen wie Mobilitdt, Wohnen oder Freizeit, Kultur und Sport.
Im Anschluss diskutierten in den Workshops insgesamt fast 500 Teilnehmende, wie der Sozialraum kiinftig
inklusiver gestaltet werden kann.

Diese Dokumentation stellt, sortiert nach den sieben Workshops und ihren Schwerpunktthemen, die guten
Beispiele in Steckbriefen vor, fasst die Diskussion der Arbeitsgruppen kurz zusammen und enthilt im Anhang
die komplette Abschrift aller Metaplanwande, die zu verschiedenen Fragestellungen erarbeitet wurden.

Die Workshops im Uberblick:

Workshop 1: Mobilitat

Workshop 2: Wohnen

Workshop 3: Deinstitutionalisierung

Workshop 4: Gesundheits-, Rehabilitations- und Pflegedienstleistungen
Workshop 5: Beratung und Partizipation

Workshop 6: Freizeit, Kultur und Sport

Workshop 7: Menschen mit komplexem Unterstiitzungsbedarf
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Workshop 1: Mobilitat

Wie lasst sich Mobilitdt im inklusiven Sozialraum
realisieren? Im Nationalen Aktionsplan 2.0 ist das Ziel
formuliert, die personliche Mobilitdt von Menschen mit
Behinderungen und mobilitatseingeschrankten
Menschen durch den Abbau noch bestehender

Hemmnisse weiter zu verbessern. Die drei folgenden
Projektbeispiele, die sich im Workshop vorstellten,
zeigen, wie es geht.

Den Workshop Mobilitat moderierte Prof. Dr. Christian
Biihler, Technische Universitdt Dortmund, Fakultédt der
Rehabilitationswissenschaften.

Workshop 1: Gutes Beispiel
,OPNV/SPNV fiir alle“

Auf der Bithne: Kerstin Vietze, Projektkoordinatorin ,,OPNV fiir alle“ beim Landesverband Selbsthilfe
Korperbehinderter Sachsen e. V. (LSKS) in Dresden

Projekttrager: Landesverband Selbsthilfe Kérperbehinderter Sachsen e. V. (LSKS) Dresden im
Auftrag der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe Sachsen e. V. (LAG SH)

Internet: www.selbsthilfenetzwerk-sachsen.de

,Heute sind wir die zentrale Instanz fiir die barrierefreie Mobilitit und werden direkt von
den Verkehrsunternehmen und -verbiinden gefragt, was im Sinne barrierefreier Mobilitit
erforderlich ist. Wir sitzen zusammen an einem Tisch — und das ist unser Tisch.“

Kerstin Vietze, Landesverband Selbsthilfe Kérperbehinderter Sachsen e. V.

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Mit dem Vorhaben ,OPNV/SPNYV fiir alle“ wird das Ziel verfolgt, allen Menschen die durchgingige Nutzung
aller Angebote des Offentlichen Personennahverkehrs (OPNV) und Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) im
Freistaat Sachsen zu ermdglichen und die Angebote schrittweise barrierefrei zu gestalten. Es geht darum, die
beteiligten Akteure zu vernetzen und gemeinsam Lésungen zu realisieren. Partner des Projektes sind neben der
Séachsischen Staatsregierung auch die Kommunen, Verkehrsunternehmen und Verkehrsverbiinde sowie
Behindertenbeauftragte und -beirdte, die Koordinierungs- und Beratungsstellen fir barrierefreies Planen und
Bauen u. a. Das Projekt gibt es in ahnlicher Form seit 2000 — damals noch unter dem Titel LOPNV fir alle -
Landeshauptstadt Dresden®. Bearbeitet wird es mittlerweile sachsenweit in drei Projektregionen: Dresden,
Chemnitz und Leipzig.
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. Die Hauptarbeitsgebiete zur
- R
BSK e e BSK Barrierefreiheit sind die
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mobilitdtseingeschrankter Fahrgaste - einschlieBlich einer Beratung zu ihren Hilfsmitteln. Je zur Halfte wird

das Projekt ,OPNV fiir alle“ von Ehrenamtlichen und Hauptamtlichen umgesetzt. Viele ehemalige

Fihrungskrafte von Verkehrsbetrieben engagieren sich im Ruhestand fiir das Projekt. Der Freistaat Sachsen

fordert das Projekt seit 2010.

Wie funktioniert das?

In den regionalen Projektgruppen werden an Runden Tischen und Vor-Ort-Terminen die Probleme in
Einzelberatungen zusammen mit den Verkehrsunternehmen/-verbiinden, dem Landkreis und Einrichtungen fir
Menschen mit Behinderungen erértert und Losungswege gefunden. Wichtig: Bei jedem Termin sind auch
Menschen mit Behinderungen einbezogen. So werden durch die Zusammenarbeit Bahnhofe barrierefrei
gestaltet, Fahrgaste mit Mobilitatseinschrankungen in der Nutzung von 6ffentlichen Verkehrsmitteln geschult,
das Fahrpersonal fiir die Anforderungen dieser Fahrgaste trainiert und technische Anforderungen und
Grundsitze fiir den OPNV vereinbart (z. B. Anzahl der Stellplitze pro Tram, Bus oder S-Bahn, Durchgangsbreite
von Tiren). Mittlerweile gibt es einige hilfreiche Materialien: Informations-und Schulungsmaterial fur
Fahrgéaste und Fahrpersonal, der DVB-Haltestellenatlas fiir Rollstuhlfahrer/innen und Menschen mit
Sehbehinderung oder das Konzept zur Nutzung der Kirnitzschtalbahn und den Elbfahren fiir

mobilitatseingeschrankte Nutzer/innen.

Ein konkretes Problem und seine Lésung: In der
Sachsischen Schweiz war bei Niedrigwasser die Fahre
nicht mehr barrierefrei zu erreichen. SchlieBlich konnte
nach einem Ortstermin mit den Kooperationspartnern
durch den Bau einer Rampe ein barrierefreier Zugang
zum Fahranleger am Elbkai in Bad Schandau geschaffen
werden.

Mittlerweile ist das Projekt der Partner fir die
Verkehrsunternehmen/-verbilinde der Region, wenn es
um Barrierefreiheit geht.

Warum gelingt hier Inklusion?

Menschen mit und ohne Behinderungen setzten sich gemeinsam fiir das Projekt haupt- und in umfangreichem
MaRe auch ehrenamtlich ein. Den Schlissel fiir den Erfolg sehen die Projetverantwortlichen in der
konstruktiven und kontinuierlichen Zusammenarbeit mit ihren Partnern, der Losungsbereitschaft auf beiden
Seiten und den Anspruch an sich selbst, nur das einzufordern, was auch realistisch und finanzierbar ist.
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Workshop 1: Gutes Beispiel
,Burgerbus“in Rheinland-Pfalz und der
Ortsgemeinde Steinwenden/Pfalz

Auf der Biihne: Dr. Holger Jansen, Leiter Projekt Biirgerbusse Rheinland-Pfalz im Auftrag des
Ministeriums fiir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau Rheinland-Pfalz

Stefan Schirra, Biirgerbus Mobiles Steinwenden (MOBS e. V. und VRN GmbH),
Steinwenden

Projekttriger: nexus Institut fir Kooperationsmanagement und interdisziplindre Forschung GmbH,
MOBS e. V., Steinwenden

Internet: www.buergerbus-rlp.de
www.steinwenden.de

,»Viele unserer Kunden sind sehr dankbar fiir unser Angebot. Als ich kiirzlich beim Béacker
war, wurde ich von einer 4lteren Dame, die schlecht zu FuB ist, freudig umarmt. Sie freute
sich so dartiber, endlich unabhingig unterwegs sein zu kénnen und nicht mehr auf ihren
Schwiegersohn angewiesen zu sein, um einkaufen zu gehen.”

Stefan Schirra, MOBS e. V.

,Der MOBS ist aus dem Grunde fiir mich so toll, weil ich ohne fremde Hilfe einkaufen
gehen, zum Arzt oder zu éffentlichen Amtern fahren kann. Aber es ist nicht nur fiir mich ein
Vorteil, sondern auch fiir dltere Menschen.“

Carsten Ratka, regelmiBiger Nutzer mit Rollstuhl

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Das Projekt ,,Biirgerbusse Rheinland-Pfalz“ arbeitet landesweit seit 2010, um in Zeiten des demografischen
Wandels die Mobilitat der Seniorinnen und Senioren der Region zu sichern. Mittlerweile sind 46 Busse in ganz
-— e Rheinland-Pfalz unterwegs, um
mobilitdtseingeschrankte, zumeist dltere Menschen, die
vom reguldren 6ffentlichen Personennahverkehr nicht
mehr erreicht werden, in ihrer Selbststandigkeit zu
unterstiitzen. Dabei sollen die Biirgerbusse keine
Konkurrenz zum OPNYV darstellen, sondern diesen
sinnvoll erganzen. Das kostenlose Angebot gibt es
bislang zumeist in kleineren Ortschaften oder Dérfern, in
ldndlichen Regionen, wo Wege zum Arzt, zur Bank, zu

Behorden oder zum Supermarkt recht weit sein kénnen.
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Das Versprechen an die Fahrgaste lautet: Wir holen sie an der Haustiir ab, fahren sie hin, wo sie wollen und
bringen sie auch sicher wieder nach Hause - egal, wie lang es dauert. Es gibt bei den meisten Biirgerbussen
keinen festen Fahrplan, sondern er wird telefonisch bestellt, wenn benétigt.

Das Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau des Landes Rheinland-Pfalz hat das
Institut ,,nexus“ damit beauftragt, lokale Gruppen, die sich fiir dieses Konzept interessieren, zu beraten. Und die
lokale Organisation der Biirgerbusse sieht man hier als eindeutige Starke. Im nachsten Jahr wird der 50.
Birgerbus in Rheinland-Pfalz starten.

Wie funktioniert das?

Die Wahrheit zeigt sich immer vor Ort: Der Biirgerbus Steinwenden - kurz MOBS - ist ein gutes Beispiel fiir
einen Birgerbus und zusitzlich Vorreiter fir klimaneutrale Mobilitdt im landlichen Raum. Denn der MOBS st
der erste elektrisch und gleichzeitig barrierefreie Biirgerbus in Deutschland. Was als Projekt ,nur® fiir ltere
Mitburger/innen geplant war, wurde in Steinwenden zu einem Inklusionsprojekt. Der MOBS, ein
Elektrofahrzeug fiir sieben Personen, transportiert auch Menschen, die auf einen Rollstuhl angewiesen sind.
Das Elektrofahrzeug, ein Nissan e-NV200, wurde fiir 7.500 Euro umgeristet, damit auch ein/e
Rollstuhlfahrer/in mitfahren kann. Nach dem Umbau kann der MOBS nun vier Personen auf Sitzen und eine im
Rollstuhl transportieren — oder wie zuvor 6 Personen ohne Rollstuhl.

Jeden Dienstag, Donnerstag und Samstag zwischen 9 und 14 Uhr ist der MOBS unterwegs und kann telefonisch
von allen Einwohner/innen aus Steinwenden, Obermohr und Weltersbach bestellt werden. Eine Stunde
Vorlaufzeit reicht fir die Bestellung aus. Der Tlr-zu-Tir-Service halt bei Bedarf nicht nur vor der Arztpraxis,
dem Supermarkt oder dem Rathaus. Die ehrenamtlichen Fahrer des MOBS begleiten die Fahrgaste auch zum
Arztbesuch und helfen beim Einkauf der Waren.

Zurzeit arbeiten 13 Fahrer/innen ehrenamtlich fiir das Projekt und Stefan Schirra hofft, dass der MOBS im
nachsten Jahr tiglich unterwegs sein wird. Die ehrenamtlichen Fahrer/innen erhalten eine Einweisung im
Umgang mit den Fahrgdsten und fiir die Nutzung der Rollstuhlrampe. Eine Gesundheitsuntersuchung zur
Personenbeférderung ist Pflicht beim MOBS e. V. Der Verein tragt alle Kosten und wird unterstiitzt von
Sponsoren und Kooperationspartnern aus der Region.

Wie gelingt hier Inklusion?

Der MOBS schafft mit ehrenamtlichem Engagement Unabhéngigkeit und Mobilitat fir Menschen mit
Mobilitdtseinschrinkungen - als sinnvolle Erganzung zum OPNV.
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Workshop 1: Gutes Beispiel
Arbeitskreis ,Barrierefreies Koln“

Auf der Biihne: Paul Intveen, Arbeitskreis ,Barrierefreies Kéln“
Marita Reinecke, Arbeitskreis ,,Barrierefreies Kéln“
Projekttrager: Arbeitskreis ,,Barrierefreies Koln“

Internet: www.barrierefreies-koeln.de

»Ich glaube, dass wir schon einen groen Einfluss in der Stadt gewonnen haben. Die
Kompetenz, die wir uns hier (iber lange Jahre erarbeitet haben, wird sehr geschitzt. Und an
unserem Votum kommt man schlecht vorbei.“

Horst Ladenberger, Mitglied des Arbeitskreises seit dessen Griindung im Jahr 2001

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

2001 schlossen sich in K6ln Menschen mit unterschiedlichen Behinderungen zum Arbeitskreis ,,Barrierefreies
Koln“ zusammen, um Ansprechpartner fiir die Stadtverwaltung, stadtische Unternehmen wie die Kolner
Verkehrsbetriebe AG (KVB), aber auch externe Planer zu sein. Heute gibt es eine intensive und - in den meisten
Fallen - konstruktive Zusammenarbeit zwischen dem Arbeitskreis, der Stadtverwaltung und insbesondere ihren
Bauamtern, der KVB, externen Stadtplanern und auch den politischen Gremien der Stadt. Inhaltliche
Schwerpunkte des Arbeitskreises sind Barrierefreiheit im Verkehr, im 6ffentlichen StraRenraum und in
offentlichen Gebauden. Auch Themen wie barrierefreie Spielpldatze werden von den ehrenamtlichen
Mitgliedern des Arbeitskreises bearbeitet. Heute ist der Arbeitskreis ,,Barrierefreies K6ln“ eine gestandene
GroRe in der Stadt und mehrere seiner Mitglieder arbeiten als sachkundige Einwohner/innen in wichtigen
Ausschiissen des Stadtrates, u. a. im Verkehrsausschuss, Stadtentwicklungsausschuss, Bauausschuss und
Sozialausschuss. Auch wenn es immer mal wieder vorkommt, dass der Arbeitskreis bei Entscheidungen nicht
beriicksichtigt wird: Bei den meisten wichtigen Themen ist er eingebunden und seine Stellungnahmen sind
wichtiger Bestandteil der Entscheidungsfindung.

Wie funktioniert das?

Die Barrierefreiheit im Strallenraum, im 6ffentlichen
Nahverkehr und in 6ffentlichen Gebauden sind
Schwerpunkte des Arbeitskreises. Neben
offensichtlichen Barrieren wie zu hohen Bordsteinen,
fehlenden Rampen oder Aufziigen wird inzwischen auch
die Orientierung fiir blinde und sehbehinderte Menschen
durch Blindenleitsysteme zur Auffindbarkeit von
Haltestellen und 6ffentlichen Gebduden und zur
sicheren Uberquerung von StraRen bei allen Neu- und

Umbauprojekten im Kélner Stadtgebiet umgesetzt. Auch
hérgeschddigte Menschen finden sich inzwischen durch zusatzliche schriftliche Informationen statt
ausschlieBlich akustischen Hinweisen, z. B. bei Zugverspatungen oder —dnderungen, besser informiert.
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Mit der KVB und dem Amt fiir Briicken, Tunnel und Stadtbahnbau vereinbarte der Arbeitskreis ,,Barrierefreies
Kéln“ Standards fiir Spalt- und HohenmaRe zwischen Bahnsteig und Fahrzeug, Blindenleitsysteme, Ansagen
von einfahrenden Bahnen etc. Das Amt fir Straen- und Verkehrstechnik erarbeitete in Absprache mit dem
Arbeitskreis ein Planer-Handbuch, das alle erarbeiteten Lésungen fiir den Straenraum enthalt und
kontinuierlich fortgeschrieben wird. Die vereinbarten Standards helfen dabei, die wachsenden Aufgaben bei der
Neuerrichtung und Sanierung von 6ffentlichen Platzen und Gebauden starker zu begleiten.

Auch Protest gehort zum Repertoire des Arbeitskreises. So blockierten die Mitglieder am europédischen
Protesttag, dem 5. Mai 2016, auf einem zentralen Innenstadt-Platz StraRenbahntiiren und verteilten
Flugblatter. Damit machten sie auf die fehlende Barrierefreiheit einer neu entstehenden Stadtbahnlinie
aufmerksam. Auch die Nutzung von Presse und Fernsehen gehort zum MalRnahmenkatalog des Arbeitskreises
~Barrierefreies Kéln“ — um regional und lokal auf wichtige Anliegen aufmerksam zu machen.

Warum gelingt hier Inklusion?

Weil sich der Arbeitskreis ,Barrierefreies Koln“ von Beginn an aus Mitgliedern mit unterschiedlichen
Beeintrachtigungen zusammensetzt, werden die sehr unterschiedlichen Anforderungen an die Barrierefreiheit
zundchst intern diskutiert, bevor ein gefundener Konsens oder Kompromiss gemeinsam nach aufRen vertreten
wird. In vielen Diskussionen bildete sich dabei ein Bewusstsein fiir andere Beeintrachtigungen: Rollstuhlfahrern
wurde deutlich, wie wichtig fiir blinde Menschen der Bordstein als Abgrenzung zur StraRe ist, wahrend sie
selbst den Bordstein als Barriere erleben. So werden - gerne auch bei Ortsterminen, bei denen alle Beteiligten
die Perspektive des anderen nachvollziehen kénnen — immer wieder Kompromisse erarbeitet.

28



0

Inklusionstage 2016

Workshop 1: Mobilitat
Zusammenfassung der Diskussion

Im Anschluss an die Projektvorstellungen diskutierten die Teilnehmenden des Workshops das Thema
»Inklusiver Sozialraum“ unter dem Fokus der Mobilitdt und anhand von Leitfragen.

Fir Menschen mit Behinderungen ist Mobilitdt ein bedeutender Faktor, um am beruflichen und sozialen Leben
teilzuhaben. Das stand im Mittelpunkt der Uberlegungen im Workshop zu ,,Mobllltat“ Dabei konzentrierten
sich die einzelnen Diskussionsgruppen auf drei
Fragestellungen. Sie diskutierten verschiedene Ideen
und Vorschlage, wie sich der Aspekt Mobilitat im
inklusiven Sozialraum verwirklichen lasst. Die
Anwesenden erorterten dariber hinaus, welche der
zuvor prasentierten Projekte sich fiir den Praxistransfer
eignen. Zudem suchten die Teilnehmer/innen nach
Antworten darauf, wo die Entwicklung des inklusiven
Sozialraumes voranschreitet und was den Prozess

erschwert. Geleitet wurde der Workshop von Dr. ¢ !
Christian Biihler, Professor fiir Rehabilitationstechnologie an der Technischen Universitat Dortmund und Leiter
der Agentur Barrierefrei NRW. Herr Biihler erlduterte als Einstieg in die Diskussion die Novelle des
Personenbeférderungsgesetzes (PBefG) und deren Regelungen sowie Auswirkungen auf das Thema
Barrierefreiheit.

Barrierefreier OPNV im Zentrum der Diskussion

So stand der dffentliche Personennahverkehr (OPNV) gleich im Fokus der regen Diskussionen. Die Anwesenden
waren sich einig: Wenn Barrierefreiheit schon bei der Planung im OPNV bedacht wiirde, lieRen sich spiter hohe
Kosten fiir Nachriistung und Umgestaltung zum Beispiel an Haltestellen und Bahnhéfen vermeiden. Zudem
misse man betroffene Fahrgéste nicht erst im Laufe von Prozessen einbeziehen, sondern von Anfang an mit
ihren Bedrfnissen beriicksichtigen, um so Ausgrenzung von vornherein zu vermeiden. Genauso wichtig sei es
auch, Personal in den jeweiligen Verkehrsbetrieben zum Thema Inklusion zu schulen.

Hitzig diskutiert wurde auch das Thema E-Scooter.
Denn seit geraumer Zeit verbieten immer mehr
Verkehrsbetriebe in Deutschland die Mitnahme von
bestimmten Elektromobilen, beispielsweise in
StraRenbahnen und Bussen. Hierfir forderten die
Anwesenden bundeseinheitliche Standards fir
barrierefreie Hilfsmittel wie den E-Scooter, um fir
Nutzer/innen, Hersteller und Dienstleister wie die
Verkehrsverbiinde endlich Klarheit {iber die

Transporteignung zu schaffen.
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Biirgerbus soll Schule machen

Die vorgestellten Projekte wurden unter den Workshopbeteiligten allesamt gelobt. GroRe Resonanz fand
insbesondere der ,Blrgerbus Mobiles Steinwerden®. Gerade aufgrund der demografischen Entwicklung sei
diese Mobilitatsform in landlichen Gebieten notwendig, um zunehmende Liicken im Nahverkehrsangebot zu
schlieRen, so die einhellige Meinung. Das ehrenamtlich betriebene Projekt sei dabei gut auf andere Kommunen
Ubertragbar. Keinesfalls diirften jedoch Biirgerbusse als Ersatz fiir den Riickzug aus der Flache durch
Verkehrsverbiinde dienen, nach dem Motto ,,die Ehrenamtlichen werden es schon machen“. Kommunikation
sei bei der Umsetzung derartiger Vorhaben das wesentliche Erfolgskriterium. Denn nur das Zusammenspiel von

Menschen mit Behinderungen, Ehrenamtlichen und Institutionen hdtte den Birgerbus in vielen Bundeslandern
auf die Uberholspur gebracht.

Gute Beispiele fordern

Die Teilnehmer/innen votierten dafir, Projekte mit
Vorbildcharakter in einem entsprechenden Netzwerk fir
Inklusion publik zu machen, um damit den Austausch
unter allen Akteuren zu férdern und somit den Transfer
in der Praxis moglichst flichendeckend zu
beschleunigen. Zugleich wurde gefordert, Stadte und
Kommunen in der Umsetzung bestimmter Projekte in die
Pflicht zu nehmen und Best-Practice-Projekte in

verbindliche Kostentrdgerstrukturen einzubinden. Immer
wieder war unter den Diskutantinnen und Diskutanten zu horen, dass das Problembewusstsein fir
Barrierefreiheit bei den Verantwortlichen aber noch nicht stark genug ausgepragt sei. Deshalb solle sich mehr
geschultes Personal in den Verwaltungen der Inklusionsthematik annehmen und in regionalen Aktionspldanen
miinden. Daflir missten Bund und Lander aber ihre Férdermittel erhéhen.

Die Abschrift aller Metaplanwinde dieses Workshops finden Sie im Anhang dieser Dokumentation.
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Workshop 2: Wohnen

Das Ziel der Bundesregierung ist, mehr Barrierefreiheit in Wohnungen und im Wohnumfeld herzustellen, so
formuliert es der Nationale Aktionsplan 2.0. Nicht zuletzt aufgrund einer immer alter werdenden Gesellschaft
geht es beim Thema ,,Bauen und Wohnen“ um die
Gestaltung eines inklusiven Sozialraums, der eine
selbstbestimmte Lebensfiihrung von Menschen mit
Behinderungen so lange wie moglich garantiert.

Die vier folgenden Projektbeispiele, die sich im
Workshop vorstellten, zeigen wie es geht.

Geleitet wurde der Workshop von Dr. Bernhard Conrads,
- der mehr als 20 Jahre lang fiir die Bundesvereinigung
Lebenshilfe als Bundesgeschaftsfiihrer tatig war.

Workshop 2: Gutes Beispiel
,QuartierWohnen* Martinsclub

Auf der Biihne: Sebastian Jung, Fachbereichsleiter Wohnen, Martinsclub Bremen e. V.
Projekttriger: Martinsclub Bremen e. V.
Internet: www.martinsclub.de

»~Insgesamt wohnen hier 17 Menschen mit einer geistigen Behinderung in ihren eigenen vier
Waénden im ganzen Stadtteil verteilt. Wir betreuen sie vom Nachbarschaftshaus aus rund
um die Uhr, abends gibt es sogar eine Nachtbereitschaft. So kénnen wir auch Menschen mit
hoherem Hilfebedarf erméglichen, in ihren eigenen vier Wanden zu wohnen.“

Sebastian Jung, Fachbereichsleiter Wohnen, Martinsclub Bremen e. V.

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Der Martinsclub wurde 1973 gegriindet und zéhlt zu den groRten sozialen Tragern in Bremen. In den
vergangenen 40 Jahren ist das grolRe Dach des Vereins stetig gewachsen und vereint mittlerweile Giber 1.700
Menschen — Mitarbeiter/innen, Klientinnen und Klienten, Mitglieder, Ehrenamtliche und Férderer. Der
Martinsclub verankert die Belange von Menschen mit Beeintrachtigungen in der Mitte der Gesellschaft.
Bildung, Freizeit, Wohnen, Schulassistenz, Beratung und Qualifizierung - das ist das breitgefacherte
Angebotsspektrum des Martinsclub Bremen e. V. Der Verein hilft Menschen aller Altersklassen mit und ohne
Behinderungen, ihren Alltag eigenverantwortlich und selbstbestimmt zu gestalten.

Das QuartierWohnen ist ein ambulantes Betreuungsangebot des Martinsclub fir Erwachsene mit geistiger
Beeintrachtigung ab 18 Jahren. Umgesetzt wird dieses Konzept u. a. im Bremer Stadtteil Findorff. In diesem
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tiberschaubaren Wohnquartier wohnen insgesamt 17 Mieter/innen mit geistiger Beeintrachtigung in ihren
eigenen vier Wanden. Das Zentrum fir das QuartierWohnen ist ein Nachbarschaftshaus mit dem Namen
NAHBEL Es liegt nur wenige Gehminuten fir alle Wohn-Klientinnen und -Klienten dieses Quartiers entfernt
und dient als zentrale Anlaufstelle. Vom NAHBEI aus bietet der Martinsclub im Rahmen eines betreuten
Wohnens einerseits Pflege- und Betreuungsleistungen an. Andererseits finden hier auch verschiedene Freizeit-
und Kulturangebote statt, die von allen Bewohnern des Quartiers genutzt werden kénnen. Das neue Konzept
wurde im Austausch mit Eltern, Angehdrigen und Klientinnen und Klienten entwickelt, um eine Alternative zur
stationaren Wohnform zu finden, eine Form der Betreuung, die sich zwischen stationar und ambulant befindet.
Im Fachbereich Wohnen des Martinsclubs e. V. wurden 2015 noch 72 Menschen stationar betreut, 73
ambulant. Mit Projekten wie dem QuartierWohnen will der Martinsclub bis 2017 die Zahl der ambulanten
Betreuungen auf 117 Personen steigern. Nur 38 Personen sollen dann noch stationar betreut werden.

Wie funktioniert das?

Die Kooperation mit einer Bremer Wohnungsbaugesellschaft ermdglicht, dass der Martinsclub seinen
Klientinnen und Klienten bezahlbaren Wohnraum zur Verfiigung stellen kann. Durch die standige Prasenz der
Mitarbeiter/innen im NAHBEI, einer bedarfsgerechten
Betreuung und den Nachtbereitschaften, kdnnen auch
Menschen mit einem hohen Unterstiitzungsbedarf im
QuartierWohnen betreut werden und gleichzeitig
eigenstandig sein. Wenn die Notwendigkeit besteht,
werden die Wohnungen der Klientinnen und Klienten
mit Notrufsystemen ausgeristet, die mit der
Nachtbereitschaft verbunden sind.

Bei Klientinnen und Klienten mit einem Bedarf an
Eingliederungs- und Pflegeleistungen kann das
QuartierWohnen durch den eigenen Pflegedienst Leistungen kombinieren oder aus einer Hand erbringen.
Das NAHBEI steht den Klientinnen und Klienten des QuartierWohnen in gesundheitlichen Krisen, bei akuten
Krankheiten oder friihzeitiger Krankenhausentlassung zur Verfligung, sodass eine engmaschige und
ganzheitliche Begleitung durch die Mitarbeiter/innen sichergestellt ist.

Daruber hinaus ist das NAHBEI ein Treffpunkt, der allen Menschen im Stadtteil und dartiber hinaus offen steht.
Ein breites Angebot verschiedener, inklusiver Freizeitangebote oder Kulturveranstaltungen machen das
NAHBEI zu einer Begegnungsstétte. Ob bei einer Lesung, Kunstausstellung oder Stralenfest — das Publikum ist
bunt gemischt.

Ferner dient eine der barrierefreien Wohnungen Gasten und Nachbarn als Unterkunft oder Ferienwohnung.
Auch die grofReren Raumlichkeiten im Haus kénnen von allen Menschen aus der Nachbarschaft zum Beispiel
fur private Feiern gemietet werden. So soll der Austausch zwischen den Bewohner/innen und Menschen aus
der Nachbarschaft intensiviert werden.

Warum gelingt hier Inklusion?

Eigenstdndig leben in der eigenen Wohnung, ein Miteinander mit der Nachbarschaft im Quartier und
Unterstiitzung in dem Umfang, wie man sie braucht - so versteht sich hier Inklusion.
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Workshop 2: Gutes Beispiel
»,Q8 Quartiere bewegen*

Auf der Biihne: Karen Haubenreisser, Q8-Quartiersentwicklung

Projekttrager: Q8 ist eine Initiative der Evangelischen Stiftung Alsterdorf in Partnerschaft mit
der NORDMETALL-Stiftung

Internet: www.q-acht.net

, Q8 bringt Bedarfe, Ideen, Ressourcen und Menschen zusammen. In jedem Quartier liegen
Potenziale und Schétze verborgen, die es gemeinsam zu heben gilt.“

Karen Haubenreisser, Leitung Q8 Sozialraumentwicklung

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Q8 ist eine Initiative der Evangelischen Stiftung Alsterdorf zur Quartiersentwicklung und besteht seit 2011. Das
Ziel: den Sozialraum fiir alle Menschen zu verbessern, die dort wohnen. Alle Menschen im Quartier sollen

W l

~

selbstbestimmt leben kénnen und dafiir die

Unterstiitzung finden, die sie brauchen. Die
ausgewdhlten Quartiere liegen in Hamburg und
Schleswig-Holstein. Q8 bringt Bewohner/innen,
Unternehmen und Institutionen zusammen, unterstitzt
sie bei der Vernetzung und verbindet Aktivitaten vor Ort.
Q8 startet vor dem Hintergrund kiinftiger
Herausforderungen: einer dlter werdenden Gesellschaft,
steigendem Assistenzbedarf, dem wachsenden Interesse
an Selbstbestimmung und Mitgestaltung sowie héheren
Anspriichen an die Lebensqualitat bis ins hohe Alter.

Die Zahl 8 im Namen steht dabei fiir acht Lebensbereiche, die fir die Entwicklung eines Quartiers und ein
funktionierendes Zusammenleben dort wichtig sind. Wohnen, Assistenz/Service, Arbeit/Beschaftigung,
Gesundheit/Pflege, Bildung/Kunst/Kultur, Lokale Okonomie, Spiritualitit/Religion sowie
Kommunikation/Partizipation. Die Quartiere sind Alsterdorf, Altona, Bad Oldesloe, Steilshoop, Wandsbek-
Hinschenfelde und Winterhude-Uhlenhorst.

Wie funktioniert das?

Die Projektleitungen in den Q8-Quartieren bringen Ideen, Bedarfe, Ressourcen und Menschen zusammen.

Sie bauen Netzwerke auf und bringen Bewohner/innen, Unternehmen, Institutionen, Politik und 6ffentliche
Verwaltung zusammen. Am Anfang steht das Kennenlernen, das Kniipfen von Kontakten und das Erkunden der
Potenziale des Quartiers: Wie sieht die Infrastruktur aus? Wo gibt es nachbarschaftliches Engagement? Wie
arbeiten die sozialen Dienstleistenden zusammen? Welche sozialen Hilfen brauchen die Bewohner/innen? Wo
gibt es Liicken im System? Die Ergebnisse sind Basis eines Dialogs mit den drtlichen Akteuren, mit Fachleuten,
den Birgerorganisationen und den Tragern von Einrichtungen, den Kirchengemeinden und
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Religionsgemeinschaften — und regen in der Praxis oft Inklusionsprozesse an. Die Q8-Projektleitung bleibt als
neutrale Vermittlerin im Hintergrund, sie moderiert, berdt und erméglicht Verbindungen, gibt Impulse und regt
Prozesse an, sie sorgt fiir Transparenz und Verstetigung. Sie unterstiitzt die Akteur/innen vor Ort in deren
Handeln.

Ein neuartiger sozialer Umschlagplatz fiir alle Menschen wurde z. B. 2013 im Rahmen der Q8-
Projektentwicklung in Altona eréffnet — eine Kombination aus Informationszentrum und Freiwilligenagentur:
saltonavi“ informiert tiber soziale Angebote, vermittelt Hilfesuchende und freiwillig engagierte Menschen an
die richtigen Stellen und unterstltzt Nachbarschaften, eigene Ideen zu verwirklichen.

Zwanzig soziale Trager und Initiativen haben zusammen mit der Bezirksverwaltung und der Hamburger
Sozialbehdrde das Projekt altonavi konzipiert. Drei der Organisationen haben fachibergreifend die Tragerschaft
tbernommen. Geférdert wird die Einrichtung tiber einen Finanzierungsmix, zu dem bisher elf Institutionen, u.
a. die 6ffentliche Hand, Stiftungen, die Wohnungsunternehmen und das lokale Gewerbe beitragen. Q8 hat den
Entwicklungsprozess von altonavi initiiert und unterstitzt.

Da das Zentrum aus den tatsachlichen Bedarfen im Stadtteil heraus entstanden sei, wird es hervorragend von
den Menschen angenommen, so Karen Haubenreisser. altonavi hat mehr als 1.000 Zugange im Jahr.

Warum gelingt hier Inklusion?

Q8 geht davon aus, dass Inklusion erst dann funktioniert, wenn Birger/innen, Unternehmen, Politiker/innen,
Institutionen, Vereine und Initiativen im Quartier partnerschaftlich zusammenarbeiten. Um das Zusammenspiel
von Zivilgesellschaft, Politik und Verwaltung und der lokalen Okonomie zu beférdern, bietet Q8 die Funktion
einer neutralen Intermediarin.
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Workshop 2: Gutes Beispiel
»Psychosozialer Tragerverein Sachsen®

Auf der Biihne: Daniel Skupin, Vorstand Psychosozialer Tragerverein Sachsen e. V.
Projekttriger: Psychosozialer Tragerverein Sachsen e. V. (PTV)
Internet: www.ptv-sachsen.de

,» Trotz der Erfolge, die wir mit Rubikon erzielt haben, ist es gerade fiir Menschen mit einer
psychischen Erkrankung immer noch schwierig, selbstbestimmt im eigenen Wohnraum zu
leben und Zugang zu Wohnraum zu haben. Diesem Thema widmen wir uns nun, wir wollen
libergreifende Netzwerkstrukturen aufbauen [...] und andere Lebensbereiche, die dazu
gehéren, in den Blick nehmen.

Ina Bogisch, Psychosozialer Trigerverein Sachsen e. V.

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Der Psychosoziale Tragerverein Sachsen e. V. (PTV) engagiert sich vorwiegend in dem Bereich der
Gemeindepsychiatrie - sachsenweit und seit 1990, also seit Uber 25 Jahren. Der Verein schafft Voraussetzungen
zur Integration und Inklusion psychisch und somatisch kranker und pflegebediirftiger alter, behinderter und
sozial benachteiligter Menschen. In diesen 25 Jahren konnte der Verein sich etablieren und begleitet sowie
unterstiitzt mittlerweile ca. 1.900 Menschen mit psychischen Erkrankungen im Jahr. Der PTV ist in Dresden und
den Landkreisen Gorlitz, MeiRen, Sachsische Schweiz-Osterzgebirge und Bautzen aktiv, seine Angebote reichen
von Préavention und Beratung (iber Hilfen fir Betreuung und Wohnen bis zu Therapie und Pflege.

Ein besonderes Projekt des PTV ist ,,Rubikon®, hier
arbeitet der Verein vor allem mit der
Wohnungsgenossenschaft Johannstadt (WG))
zusammen. Die WGJ zahlt zu den groRen
Wohnungsunternehmen Dresdens und verfiigt Giber
7.662 Wohnungen. 2008/09 konnte der PTV die WG fir
eine Zusammenarbeit gewinnen - obwohl die
Wohnungsgenossenschaft nur 0,7 Prozent Leerstand bei
8.000 Mitgliedern hat. Haben Mieter/innen psychische
Probleme, die zu nachbarschaftlichen Problemen fiihren,

steht der PTV der Wohnungsgenossenschaft und seinen Mieter/innen beratend zur Seite. Die Leistungen des
PTV werden komplett von der Genossenschaft finanziert.

Das Projekt ,Rubikon“ hat einen maRgeblichen AnstoR fiir das neue Projekt ,,Gemeinsam mehr (Er)Leben”
gegeben, das der PTV seit Juni 2016 mit Férderung von Aktion Mensch umsetzt. Auch hier geht es um die
Ermdglichung selbstbestimmten Wohnens, gleichberechtigte Teilhabe in allen Lebensbereichen wie Freizeit,
Kultur, Beschaftigung und Bildung in Dresden durch tragfahige Kooperationsstrukturen.
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Wie funktioniert das?

Bei ,Rubikon“ geht es um Beratung und Konfliktkldarung fiir Wohnungsgesellschaften und deren Mieter, wenn
ein Konflikt auf Giblichem Wege nicht mehr l6sbar erscheint. In problematischen Fallen wird der PTV
hinzugezogen. Natirlich hat die Wohnungsgenossenschaft auch eigene Mitarbeiter/innen, die sich um das
Zusammenleben in der Gemeinschaft kimmern, doch wenn diese an Grenzen kommen, kann der PTV mit
seiner Expertise bei der Betreuung von Menschen mit zum Beispiel psychischen Beeintriachtigungen helfen.

Die Mitarbeiter/innen des Vereins geben psychologische Beratung und Begleitung, vermitteln regulére
Betreuungsleistungen falls nétig oder fiihren Konfliktgesprache, zum Beispiel, wenn es um Larm, stérende
Geriiche, Unfreundlichkeit, zugestellte Treppenhduser etc. geht — also alle Themen, die Probleme in der
Wohngemeinschaft schaffen kénnen. Hier geht es dem PTV zunachst darum, die Griinde zu ermitteln, um dann
gezielt helfen zu konnen.

Warum gelingt hier Inklusion?

Auch Mieter/innen mit psychischen Beeintréchtigungen erhalten eine Chance, selbstbestimmt im eigenen
Wohnraum zu bleiben, da eventuelle Probleme mit den Nachbarn durch die Mitarbeiter/innen des Vereins

geldst werden.
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WS 2: Gutes Beispiel
,Inklusionsorientiertes Wohnen®

Auf der Biihne: Birgit Fuchs, Einrichtungsleiterin Betreuen - Férdern - Wohnen, Pfalzklinikum

Gaby Kuntz, Fachbereichsleiterin Betreuen — Férdern — Wohnen, Eingliederungshilfe
Suidpfalz, Pfalzklinikum

Projekttrager: Pfalzklinikum fiir Psychiatrie und Neurologie Ad6R

Internet: www.pfalzklinikum.de/standorte/bellheim/

»Mit diesem Projekt ,Inklusionsorientiertes Wohnen‘sind wir bei der Bevéolkerung und der
Politik auf offene Ohren und Herzen gestofBBen. Wir freuen uns sehr, dass Bellheim uns und
die Bewohner so freundlich in ihre Gemeinde aufgenommen hat.“

Pfalzklinikum-Geschéftsfiihrer Paul Bomke

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Das Pfalzklinikum versteht sich als Dienstleister fiir seelische Gesundheit. Es bietet vielfaltige Moglichkeiten fir
erkrankte Menschen - stationare, ambulante, Wohn- und Tagesangebote sowie gemeindepsychiatrische
Angebote. Im stationdren Bereich erstreckt sich das Spektrum der Klinik von Psychiatrie, Psychosomatik und
Psychotherapie tiber Abhédngigkeitserkrankungen bis hin zu Schlafmedizin, Neurologie und Forensischer
Psychiatrie. Institutsambulanzen, ambulante Betreuung und Pflege sowie berufliche Rehabilitation gehéren zu
den ambulanten Angeboten des Pfalzklinikums. Tagesangebote in Tageskliniken oder Tagesstatten sowie

tagesstrukturierende MaRnahmen kommen hinzu.

| Seit Oktober 2015 bietet das Teilhabezentrum des
Pfalzklinikums ein inklusionsorientiertes Wohnangebot

in der Gemeinde Bellheim mit insgesamt 20 Platzen far
Menschen mit psychischen Beeintrachtigungen ab 18
Jahren, die einer engmaschigen Betreuung und
Unterstiitzung bediirfen. Dabei ist Bellheim eine
Gemeinde mit ca. 8.600 Einwohnerinnen und
Einwohnern mit sehr guter Infrastruktur. Das Besondere
des Konzeptes: Die Menschen mit Beeintrachtigungen

leben mitten in der Gemeinde als anerkannte Nachbarn
und Birger/innen. Bald soll es auch im 20 Kilometer entfernten Wérth eine dhnliche Einrichtung geben. Das
Teilhabezentrum gehort zur Einrichtung Betreuen - Férdern - Wohnen.

Wie funktioniert das?

Das Wohnangebot in Bellheim zielt darauf ab, die Bewohner/innen im Alltag zu unterstiitzen und
Selbststandigkeit zu fordern. Die angemieteten Wohnungen (Klein-Wohngemeinschaften und
Einzelappartements) befinden sich vorwiegend im Ortskern der Gemeinde Bellheim. Die Mitarbeiter/innen
kiimmern sich um passgenaue Beschéaftigung und Arbeit, hinzu kommen Freizeitaktivititen vom Umgang mit
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Tieren bis hin zum Besuch von Festen, Vereinen und Kinobesuchen. Fiir die Betreuung der Bewohner/innen ist
rund um die Uhr gesorgt, die medizinische Betreuung erfolgt durch niedergelassene Hausarztinnen und -arzte
in Bellheim und die Psychiatrische Institutsambulanz (PIA) des Pfalzklinikums. Wichtig ist fir das Projekt die
Forderung sozialer Kompetenzen und guter Nachbarschaft. Die Betreuung der Bewohner/innen, die in den
Wohneinheiten leben, wird von einem Stiitzpunkt aus organisiert. Dieser Stiitzpunkt, der im Juli 2016 eroffnet
wurde, versteht sich als Kommunikationstreffpunkt fiir verschiedene gemeinschaftliche Aktivitaten fir die
Bewohner/innen und die Biirger/innen der Gemeinde.

Die Teilhabe in der Gemeinschaft ist in einem solchen ldndlichen Raum wie Bellheim nicht einfach zu erreichen,
so die Erfahrung im Projekt. Gerade fir Menschen mit psychischen Beeintrachtigungen stellen die vielen
ungeschriebenen Regeln der Gesellschaft eine groRRe Herausforderung dar. Um den Austausch mit den anderen
Einwohnerinnen und Einwohnern des Ortes zu fordern, hat das Pfalzklinikum in eine dreijahrige
Teilhabeschulung der Mitarbeiter/innen investiert.

Die groRte Herausforderung bei der Realisierung des Projektes war die Suche nach bezahlbarem Wohnraum fir
Menschen mit psychischen Beeintrachtigungen in einem Gebiet mit sehr angespanntem Wohnungsmarkt. Die
Losung: Zunachst ist das Pfalzklinikum Mieter der Wohnungen. Als ndchstes geplant ist eine Ideenwerkstatt
mit zentralen Akteuren vor Ort, um gemeinsam das Thema Inklusion zu erarbeiten.

Warum gelingt hier Inklusion?

Die Herausforderung fiir Mitarbeiter/innen und Bewohner/innen ist die Gestaltung und Férderung von
Teilhabe und Teilgabe im Gemeindewesen. Das erste Jahr deutet - so das Pfalzklinikum - bereits darauf hin,
dass der ,,Biirger-Profi-Mix“ fir einen nachhaltigen Erfolg sorgen wird.
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Workshop 2: Wohnen
Zusammenfassung der Diskussion

Im Anschluss an die Projektvorstellungen diskutierten die Teilnehmenden des Workshops das Thema
»Inklusiver Sozialraum“ unter dem Fokus des Wohnens und anhand von Leitfragen.

Wihrend des Workshops zum Thema ,,Wohnen“ konzentrierten sich die
einzelnen Gruppen auf vier zentrale Fragestellungen: Die Teilnehmer/innen
erdrterten zum einen, welche der im Praxisteil vorgestellten ,,Guten
Beispiele“ sich fiir den Transfer eignen. Sie diskutierten zum anderen
Ansdtze, wie man das Thema Wohnen im Sinne eines inklusiven
Sozialraums gestalten kann. Zudem Uberlegten sie, wo sie den groRten
Handlungsbedarf fiir eine gelingende Teilhabe sehen und sammelten
dariiber hinaus Vorschlage, wie Bund, Lander und Kommunen das Thema
in den ndchsten Jahren weiter voranbringen kénnen.

Vorzeigeprojekte sind nicht 1:1 libertragbar

Die Ubertragbarkeit der vorgestellten Projekte stand gleich im Fokus der
engagiert gefiihrten Diskussionen. Die Anwesenden waren sich einig:
~Copy-and-paste“ funktioniert in der Praxis nicht immer, gerade weil die
Strukturen vor Ort nicht vergleichbar und die Unterschiede zwischen
einzelnen Sozialrdumen zu grof} seien. Ein stidtisches Konzept kénne beispielsweise nie eins zu eins fiir eine
landliche Region genutzt werden und umgekehrt. Am ehesten als ,,ortsunabhangig” eingestuft wurde noch das
Projekt ,,Rubikon“ fiir nachbarschaftliche Konfliktberatung des Sozialen Tragervereins Dresden. Spannend
fanden die Gruppen die Tatsache, dass sich die Initiatorinnen des , Inklusionsorientierten Wohnen“ des
Pfalzklinikums fiir Psychiatrie und Neurologie Inspiration bei einem dhnlichen Projekt aus einem anderen
Bundesland holten. Dem war ein intensiver Austausch vorausgegangen. Somit sei die Vernetzung zwischen
einzelnen Akteuren die Basis fiir einen gelungenen Praxistransfer.

Mehr Wohnraum schaffen

Der Wohnraum selbst sollte grundsétzlich barrierefrei und bezahlbar bleiben. Besonders wichtig sei hierbei
sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen, gerade auch im Alter, méglichst lange in der eigenen
Wohnung wohnen bleiben kénnen. Hier sei man von
einem befriedigenden Zustand jedoch noch weit
entfernt. Dariiber hinaus forderten die Anwesenden,
ausreichenden Wohnraum fiir alle Menschen zu
schaffen. Das sei eine Herkulesaufgabe und zentrale
Aufgabe der Politik. In diesem Zusammenhang wurde
vorgeschlagen, sich dafiir einzusetzen, mehr Akteure ,an
einen Tisch zu bringen®. Das miisse vor allem in den
Kommunen passieren: Zum Beispiel sollten

Geschiftsleute, Vertreter/innen von Genossenschaften, 5
Kommunalpolitiker/innen und Vertreter/innen von Verbanden, Einrichtungen und Vereinen zusammentreffen,
um dann neue Ideen zu entwickeln und gemeinsam Losungen fir drangende Probleme zu finden. Nur so kénne
ein inklusiver Sozialraum erfolgreich gestaltet werden.
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Bessere Information

Immensen Handlungsbedarf sehen die Teilnehmer/innen beim Thema ,Information“. Informationspflichten
wiirden noch immer nicht von allen Seiten erfillt, von ,guten” Informationen, zum Beispiel in Leichter Sprache,
‘ ganz zu schweigen. Es komme auf eine Vielfalt an, die

moglichst viele Menschen anspreche und erreiche.
Zudem waren sich die Anwesenden einig, dass der
Gentrifizierung in Stadten wie Berlin oder Hamburg
entschiedender entgegengewirkt werden miisse. Denn
Betroffene wollten nicht nur in Stadtgebiete ziehen, in
denen Wohnraum noch giinstig zu haben sei. Oftmals
seien dies ,,Problembezirke®, in denen die schwierige
Aufgabe der Inklusion durch soziale Probleme nur
schwer realisierbar sei.

An Bund und Lander wurde die Forderung gerichtet, die vorhandenen ,féderalen“ Strukturen deutlich zu
reduzieren, um Birokratie abzubauen. Andere Teilnehmer/innen wiederum sahen in dieser Forderung die
Gefahr, dass die Entscheidungswege dann langer dauern kénnten. Hier misse ein Weg gefunden werden, der
eine Vereinheitlichung auf kommunaler und auf Landesebene erméglicht, ohne gleichzeitig mehr Birokratie zu
verursachen. Wichtig sei es, die Barrieren im Lebensraum der Betroffenen zu beseitigen und ein gut
funktionierendes Gemeinschafsleben zu férdern.

Die Abschrift aller Metaplanwinde dieses Workshops finden Sie im Anhang dieser Dokumentation.
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Workshop 3: Deinstitutionalisierung

Die Deinstitutionalisierung ist ein wichtiger Ansatzpunkt fir einen inklusiven Sozialraum und findet sich
deshalb in verschiedenen Handlungsfeldern des Nationalen
Aktionsplans. Das gilt beispielsweise fiir das Wohnen ebenso
wie fir das Arbeiten oder die Freizeit. Hier geht es um
Teilhabe, Selbstbestimmung und Miteinander von Menschen
mit und ohne Behinderungen. Die drei folgenden
Projektbeispiele, die sich im Workshop vorstellten, zeigen wie
es geht.

Durch den Workshop fiihrte Dr. Thorsten Hinz,
Geschéftsfiihrer vom Caritasverband Behindertenhilfe und
Psychiatrie e. V.

Workshop 3: Gutes Beispiel
,Biografie begleitende Unterstiitzung“

Auf der Biihne: Bernd Schneider, Geschaftsfihrer miteinander leben e. V.

Bettina Seiler, Projektleitung Wohnen miteinander leben e. V.
Projekttriger: Miteinander leben e. V. Kéln

Internet: www.miteinander-leben.com

,» Wir haben in unseren Wohngemeinschaften im Kélner Siiden immer wieder die Erfahrung
gemacht, dass Menschen auch mit héherem Unterstiitzungsbedarf den Wunsch haben,
selbstbestimmt in der eigenen Wohnung zu leben. Daraus ist die Idee entstanden, dieses
Apaprtmenthaus zu bauen, und das konnten wir 2016 verwirklichen und sieben Menschen
mit Behinderungen hier eigene Wohnungen anbieten.“

Bettina Seiler, Miteinander leben e. V.

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Die Einrichtungen des Miteinander leben e. V. sind Biografie begleitend: von der Eltern-Kind-Gruppe fiir Babys
und Kleinkinder Gber das Jugendhaus bis hin zu Wohn- und Freizeitprojekten fiir Erwachsene. Einige der
Einrichtungen sind erfolgreiche Pilotprojekte, wie zum Beispiel die Kindertagesstatte, die mit dazu beitrug, dass
Sonderkindergarten tiberall in Deutschland verschwanden. Den Verein gibt es mittlerweile seit Gber 50 Jahren,
1965 wurde er (unter anderem Namen) als Elterninitiative gegriindet. Ein GroRteil der Finanzierung ist heute
durch die Stadt Kéln und das Land Nordrhein-Westfalen gesichert.

41



4

Inklusionstage 2016 -

Wie funktioniert das?

Kita: Die Kita des Vereins war 1975 der erste integrative Kindergarten Nordrhein-Westfalens. Das
Modellprojekt der gemeinsamen Erziehung hat sich im Laufe der Jahre deutschlandweit durchgesetzt. Mit dem
Vorhaben ,Integration der unter 3-jdhrigen Kinder mit Behinderungen“ aus dem Jahr 2008 des
Landschaftsverbands Rheinland setzte der Verein MaRstébe fir eine Gleichberechtigung von Kindern mit
Behinderungen in der Gesellschaft.

Jugendhaus: 1982 wurde das Jugendhaus Sirth als
modellhaftes Projekt gegriindet und erhielt die erste
Forderung einer Jugendeinrichtung fir Jugendliche mit
und ohne Behinderungen durch das Land Nordrhein-
Westfalen. Etwa ein Drittel der jugendlichen
Besucher/innen lebt mit einer Behinderung. Alle finden
hier optimale Voraussetzungen fiir eine sinnvolle
Freizeitgestaltung mit Gleichaltrigen.

Wohnprojekt: Alle Wohnungen befinden sich in einem
gemischten Wohnumfeld in ,normalen“ Mehrfamilien-
hausern. 1995 griindete der Verein das erste Wohnprojekt in Kéln-Rondorf. Hier leben seitdem neun
Erwachsene mit verschiedenen Beeintrachtigungen gemeinsam in vier zusammengelegten Wohnungen. Die
Wohnraume wurden gemeinsam mit der Wohnungsbaugesellschaft bereits beim Bau des Hauses
rollstuhlgerecht gestaltet. Nach diesem Konzept entstanden 1999 und 2000 noch zwei weitere
Wohngemeinschaften fiir jeweils zehn Bewohner/innen. Alle Wohngemeinschaften werden teilstationar
betreut. Die Bewohner/innen verbringen ihren Alltag wie andere Menschen auch: Sie gehen arbeiten,
einkaufen, verabreden sich mit ihren Freunden oder sind einfach nur zu Hause. Die Mitarbeiter/innen begleiten
die Bewohner/innen durch den Alltag und geben ihnen so viel Hilfe und Unterstiitzung, wie sie benétigen.

Warum gelingt hier Inklusion?

Von der Integration zur Inklusion: Seit 2009 setzt der Verein Schritt fiir Schritt den Inklusionsgedanken in allen
Vereinsprojekten um. Das heilt, dass die inhaltliche Ausrichtung und Arbeitsweise aller Einzelprojekte
Uberpriift und gegebenenfalls dem Leitmotiv angepasst werden.

Dieses Engagement wurde 2015 mit dem ersten Inklusionspreis Nordrhein-Westfalens ausgezeichnet.
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Workshop 3: Gutes Beispiel
Inklusives Verbundwohnen des Tragers
Zukunftssicherung Berline. V.

Auf der Biithne: Olaf Seidler, Stellv. Geschaftsfiihrer Zukunftssicherung Berlin e. V.
fir Menschen mit geistigen Behinderungen

Irit Kulzk, Geschaftsfiihrerin Zukunftssicherung Berlin e. V.
Inklusives Verbundwohnen

Projekttriger: Zukunftssicherung Berlin e. V. fir Menschen mit geistiger Behinderung

Internet: www.zukunftssicherung-ev.de

»,Das Besondere ist, dass die Menschen hier mitten in der Gesellschaft wohnen, in einem
ganz normalen Wohnhaus und nicht in gesonderten Einrichtungen oder
Sonderwohnformen. Das ist allerdings nur méglich, weil die Menschen ihr Persénliches
Budget nutzen, worauf sie ja einen Anspruch haben.“

Olaf Seidler, Zukunftssicherung Berlin e. V.

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Seit 1973 bietet der Verein professionelle Assistenz in Wohnstatten, Wohngemeinschaften und Betreutem
Einzelwohnen fiir Menschen mit geistigen Beeintrachtigungen an.

Das Wohnangebot des Inklusiven Verbundwohnens in Berlin-Zehlendorf ist das jlingste und zugleich
innovativste Wohnprojekt des Vereins. Seit Dezember 2012 wird das Mehrfamilienhaus neben den bisherigen
Mieterinnen und Mietern auch von 23 Menschen im Alter
von 18 bis 56 Jahren mit einer geistigen Beeintrachtigung
bewohnt.

Dass die Idee einer neuartigen Wohnform fiir Menschen
mit Beeintrachtigungen vom Verein heute angeboten
und mit Leben gefiillt werden kann, hatte seinen Anfang
im Jahr 2006: Die Impulsgeber waren Eltern, die eine
andere Moglichkeit des Wohnens fiir ihre Angehdrigen

suchten.
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Wie funktioniert das?

Das denkmalgeschiitzte Haus aus den 1930er-Jahren wurde nach dem Erwerb im Jahr 2009 durch den Verein
vollstdndig saniert und umgebaut. Es entstanden neben drei bestehenden Wohneinheiten neun Ein- bis Vier-
Zimmer-Wohnungen sowie Gemeinschaftsrdume. Das gesamte Haus ist barrierefrei. Ganz im Sinne des
Gedankens der Inklusion leben die drei schon vor dem Erwerb des Gebadudes ansassigen Mieter/innen weiter
im Haus.

Die 23 vom Verein betreuten Bewohner/innen des Hauses haben einen sehr unterschiedlichen Assistenzbedarf
und werden nach ihren individuellen Bediirfnissen in ihren eigenen Wohnungen unterstiitzt. Dazu wurde in
Kooperation mit dem Pflegedienstleister Phonix — Soziale Dienste gemeinniitzige GmbH Teams aus
Padagoginnen und Padagogen sowie Pflegefachkraften zusammengestellt, die rund um die Uhr die notwendige
Assistenz sichern. Fiir 17 Personen wird dies durch die
Leistungsform des ,,Personlichen Budgets“ erméglicht. Damit
kénnen Menschen mit Behinderungen Leistungen zur Teilhabe
selbststandig einkaufen und bezahlen. Es erganzt die bisher
Ublichen Dienst- oder Sachleistungen.

N

Warum gelingt hier Inklusion?

Im Inklusiven Verbundwohnen kénnen Menschen mit
Behinderungen selbstbestimmt in ihren eigenen vier Wanden
inmitten einer gewachsenen Nachbarschaft leben und erhalten
die Unterstiitzung, die sie benétigen.
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Workshop 3: Gutes Beispiel
LSIndex fir Inklusion zum Wohnen in der
Gemeinde®

Auf der Biihne: Ulrich Niehoff, Referent Wohnen und Leben in der Gemeinde,
Bundesvereinigung Lebenshilfe

Projekttrager: Bundesvereinigung Lebenshilfe, Projektférderung durch das Bundesministerium fir
Arbeit und Soziales und die Aktion Mensch, wissenschaftliche Begleitung durch die

PH Heidelberg

Internet: www.ph-heidelberg.de/unter-dach-und-fach.html

»Wir haben erlebt, dass Wohnbaugesellschaften gesagt haben: ,Das interessiert uns sehr -
wie miissen wir grundsétzlich ein Wohnquartier ausgestalten, damit es der Idee der
Inklusion entspricht?*“

Theo KlauR, Pidagogische Hochschule Heidelberg

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Jeder Mensch soll in einem Wohnraum sowie in einer
rdumlichen und sozialen Umgebung leben kdnnen, die
ihm gefallt. Fur viele Menschen ist das noch nicht
moglich. Sie wiinschen sich eine Veranderung ihrer
Wohnsituation. Inklusionsorientierte Wohnangebote
missen entwickelt werden. Diese sollen fiir alle geeignet
und zugdnglich sein. Dazu brauchen Wohnanbieter,
Dienstleister und Verantwortliche in den Gemeinwesen
Anregungen und eine Idee davon, wie diese Entwicklung

gelingen kann. Der ,Index fiir Inklusion zum Wohnen in
der Gemeinde® ist ein Kriterienkatalog zur
Qualitatsentwicklung von inklusionsorientierten Wohnangeboten. Mithilfe von Leitfragen gibt er praktische
Anregungen fiir einen Veranderungsprozess vor Ort und zeigt auf, wie sich verschiedene Akteure in der
Gemeinde gemeinsam in Richtung Inklusion weiterentwickeln kénnen. Der Index durchleuchtet als
Fragenkatalog zehn alltdgliche Teilhabebereiche rund ums Wohnen auf Selbstbestimmung und Inklusion. Dies
ermoglicht Kommunen sowie Diensten und Einrichtungen vor Ort, das eigene Handeln zu hinterfragen und
Ziele auf dem Weg zur Inklusion zu definieren. Die rund 500 Fragen liegen auch in Leichter Sprache vor.

Wie funktioniert das?

In einem dreijahrigen Forschungsprojekt entwickelt und an drei Praxisstandorten ausgiebig getestet, hilft der
Index dabei, Exklusionsrisiken zu erkennen und die Bedingungen fir inklusive Entwicklungen beim Wohnen in
der Gemeinde wesentlich zu verandern. Alle Materialien zur Bestandsaufnahme, der Analyse und dem
Entwicklungsprozess konnen flexibel auf die Ausgangssituation vor Ort angepasst werden und die Beteiligung
verschiedener Akteure erméglichen.
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Drei Projektpartner der Lebenshilfe an unterschiedlichen Standorten haben das Projekt mitgetragen, indem sie
ihre Erfahrungen und Perspektiven eingebracht haben: Lebenshilfe Heidelberg, Lebenshilfe Oberhausen sowie
die Lewitz-Werkstatten Ludwigslust-Parchim. In den Projektgruppen arbeiteten Selbstvertreter/innen,
Mitarbeiter/innen der Wohnanbieter und der Kommunen und weitere Biirger/innen zusammen. Je nach Thema
und Bedarf wurden weitere Personen hinzugezogen, beispielsweise Vertreter/innen der
Wohnungsbauwirtschaft, des OPNV, des Gesundheitswesens oder aus Bildungseinrichtungen.

Zudem bietet die Lebenshilfe ein Seminar an, bei dem
Teilnehmende sich als Prozessbegleiter/innen in der
Arbeit mit dem ,Index Wohnen“ qualifizieren kénnen,
um Arbeits- und Projektgruppen in einer Gemeinde oder
in Einrichtungen dabei in dem Prozess zu unterstitzen,

inklusives und selbstbestimmtes Wohnen zu
ermoglichen. Das kirzlich erschienene Fachbuch ,Unter
Dach und Fach - Index fir Inklusion zum Wohnen in der
Gemeinde® stellt in vielen Beitragen theoretische und

praktische Aspekte des Themas vor.

Warum gelingt hier Inklusion?

Hier geht es darum, gemeinsam zu einer L6sung zu kommen - Mieter/innen mit Beeintrachtigungen und
Anbieter/innen von Wohnungen arbeiten daran, wie Inklusion in Wohnangeboten aussehen sollte.

46



Inklusionstage 2016

Workshop 3: Deinstitutionalisierung
Zusammenfassung der Diskussion

Im Anschluss an die Projektvorstellungen diskutierten die Teilnehmenden des Workshops das Thema
»Inklusiver Sozialraum“ unter dem Fokus der Deinstitutionalisierung und anhand von Leitfragen.

Im Workshop ,,Deinstitutionalisierung“ drehten sich die
Diskussionen um gemeindenahe Dienstleistungen nach
den Prinzipien von Teilhabe und Inklusion von
Menschen mit Behinderungen. Dabei konzentrierten sich
die einzelnen Gruppen auf fiinf Fragestellungen. Die
Anwesenden sammelten Vorschlage fir
Handlungsbedarfe und Ideen, wie soziale Rdume
gestaltet sein missen, um Ausgrenzung und
Diskriminierung zu vermeiden. Zudem suchten die

: Teilnehmer/innen nach Antworten darauf, wo die
Entwicklung des inklusiven Sozialraumes voranschreitet und wie sich der Deinstitutionalisierungsprozess
verwirklichen lasst. Dabei wurde auch die Einflussnahme auf Entscheider diskutiert.

Engagement als wichtiger Motor

Die Entwicklung des inklusiven Sozialraumes sei vor allem auf das besondere Engagement Einzelner
zuriickzufiihren, darin waren sich die Beteiligten einig. Doch dies habe sich im Laufe der Zeit nicht verstetigt.
Der Generationenwechsel funktioniere vielerorts nicht. Kommunen seien deshalb gefragt, sich mehr
einzubringen und die Federfiihrung zu ibernehmen. Gerade in der Stadt wiirden Anonymitét und fehlender
gesellschaftlicher Zusammenhalt jedoch den Inklusionsgedanken konterkarieren.

Sensibilisierung und Netzwerke essenziell

Die Gesprachsteilnehmer/innen identifizierten zahlreiche Handlungsfelder. Grundsétzlich sollte endlich die
Stimme der Menschen mit Behinderungen mehr beachtet und respektiert werden. Voraussetzung hierfiir: Die
Gesamtbevdlkerung misste fiir mehr Akzeptanz und Wertschatzung von Menschen mit Behinderungen als
Mitburger/innen sensibilisiert werden. Ein Schwerpunkt
sollte im Aufbau, der Gestaltung, Beratung und
Begleitung sozialer Netzwerke liegen. Da es nicht
einfach sei, solche Netzwerke aufzubauen, stiinde die
Gewinnung und professionelle Unterstiitzung von
freiwilligen Helferinnen und Helfern im Vordergrund.
Ebenso wichtig seien unterstiitzende Angebote fiir
bestehende Netzwerke. Zudem misse die Politik
nachhaltige Rahmenbedingungen schaffen, die
finanzierbar seien und das Engagement von

Einzelpersonen und Organisationen besser honorierten.

Ausgrenzung gerade im Wohnbereich vermeiden

Wie soziale Rdume gestaltet werden sollten, um Ausgrenzung und Diskriminierung zu vermeiden, wurde
ausgiebig diskutiert. Grundsatzlich seien Menschen mit Behinderungen bei der Gestaltung ihres Umfeldes
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einzubeziehen und die Strukturen auf sie auszurichten. Das passiere vielerorts nicht. Gerade im Bereich
Wohnen gabe es viel zu tun. Die Unterbringung von Menschen mit Behinderungen in Institutionen hinge damit
zusammen, dass bis heute vielerorts individuelle
Wohnangebote schlichtweg fehlen wiirden. Fir viele
von ihnen, die nicht mehr in ihrer Herkunftsfamilie
leben méchten oder die nicht von ihren
Familienangehdrigen unterstiitzt werden kénnen, gabe
es einfach kaum Wahlmaéglichkeiten und nur selten
eine Alternative zum Leben im isolierenden Heim.
Weiterhin beklagten die Diskutanten fehlenden
barrierefreien und vor allem bezahlbaren Wohnraum.

I Das lieRe sich auch auf samtliche Angebote in anderen
l Lebensbereichen lbertragen.

Personliches Budget kurbelt Deinstitutionalisierung an

Die Anwesenden waren sich einig, dass gerade das ,Persdnliche Budget® die Deinstitutionalisierung und
Unabhangigkeit von Menschen mit Behinderungen férdern wiirde. Es ermogliche Menschen mit
Behinderungen, ihren individuellen Bedarf an behinderungsbedingten Teilhabeleistungen eigenstindig zu
organisieren. Dabei handele es sich um eine besondere Form der Leistungsausfiihrung: Anstelle einer Sach-
oder Dienstleistung zur Teilhabe erhalt der Betroffene in der Form eines Budgets eine Geldleistung. Er kénne
damit fir alle Lebensbereiche wie z. B. Arbeit, Freizeit und Wohnen die fiir ihn erforderlichen Leistungen selbst
organisieren und entscheiden, welche Assistenzperson oder welchen Dienst er in Anspruch nimmt. Aber auch
die Starkung von Selbstvertretungsorganisationen und flachendeckende, unabhangige (Peer-)Beratung und
Forschungsprojekte kénnten die Entwicklung voranbringen. Letztendlich seien der Gesetzgeber und die
politischen Vertreter fiir den Deinstitutionalisierungsprozess mitverantwortlich. Die Inklusionstage wiirden
hierfir eine gute Plattform zur Diskussion bieten.

Die Abschrift aller Metaplanwinde dieses Workshops finden Sie im Anhang dieser Dokumentation.
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Workshop 4: Gesundheits-, Rehabilitations-
und Pflegedienstleistungen

Eines der Handlungsfelder im Nationalen Aktionsplan
2.0 ist ,Rehabilitation, Gesundheit und Pflege“. Diese
Bereiche will die Bundesregierung weiter starken, damit
Menschen mit Behinderungen alle notwendigen
Gesundheits-, Pflege- und Teilhabeleistungen erhalten.
Die drei folgenden Projektbeispiele, die sich im
Workshop vorstellten, zeigen, wie es geht.

Moderiert wurde der Workshop von Dr. Sigrid Arnade,

Geschaftsfihrerin der Interessenvertretung
Selbstbestimmt Leben in Deutschland e. V.

Workshop 4: Gutes Beispiel
,Bei der Arbeit*

Auf der Biihne: Heinz Becker, Leiter der ASB-Tagesforderstatte Bremen
Martina Kiistner, ASB-Tagesforderstétte Bremen

Lara Monczka, ASB-Tagesforderstatte Bremen
Projekttriger: Arbeiter-Samariter-Bund Gesellschaft fir soziale Hilfen mbH

Internet: www.asb-bremen.de

»Auch die Einrichtungen fiir Menschen mit Behinderungen miissen umdenken. So sollten
Mitarbeiter nicht vom Férderbedarf des Betreuten ausgehen. Sie sollten sich besser
tiberlegen, wo man dessen vorhandene Fahigkeiten in der Gesellschaft einsetzen kann.“

Heinz Becker, Leiter der ASB-Tagesforderstitte

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Die ASB-Tagesforderstatte bietet seit 1989 Menschen mit Behinderungen, die die Schule beendet haben und
danach als ,nicht werkstattfahig® eingestuft wurden, einen Ort, an dem sie sich in ihrem Tempo entwickeln
kénnen. Niemand wird von der Tagesforderstatte aufgrund der Schwere seiner Behinderung abgewiesen. Ihre
Talente werden ohne Leistungsdruck gefdrdert, dabei gibt es arbeitsorientierte Angebote. Topfern, Werken,
Gartenarbeit, Hauswirtschaft und Tierpflege gehoren dazu, die Produkte werden teilweise auf 6ffentlichen
Markten verkauft. Wenn erforderlich, werden die Beschéftigten auch pflegerisch versorgt.

Die ASB-Tagesforderstatte in Bremen geht nun mit dem Konzept ,Bei der Arbeit“ auch neue Wege, um ihrem
Auftrag unter den sich wandelnden fachlichen Anforderungen gerecht zu werden. Sie sucht Unternehmen im
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Bremer Osten, bei denen die Beschaftigten der Tagesforderstatte regelmaRig kleine Aufgaben (ibernehmen
konnen. Zurzeit kooperiert die Tagesforderstatte erfolgreich mit zehn Unternehmen. Die Motivation der
Leitung: Alle Menschen haben unabhiangig von der Schwere ihrer Behinderung ein Recht auf Arbeit. Und
Inklusion und Teilhabe kénnen nur auRerhalb von Sondereinrichtungen im Gemeinwesen stattfinden.

Wie funktioniert das?

Die Mitarbeiter/innen der Tagesforderstatte gehen in die
Arbeitswelt und bahnen kleinere Beschaftigungen an.
Ganz entscheidend sind hierbei die personlichen
Kontakte zu den Partnern vor Ort und die lokale
Vernetzung mit den Geschéftsleuten. Einmal drauRen
wahrgenommen, entstehen neue Kontakte. So verteilen
Klienten der ASB-Tagesférderstatte einmal im Monat
den Gemeindebrief, helfen auf dem Pferdehof und fegen

Laub vor einer Seniorenresidenz. Zwei Klienten arbeiten
stundenweise in einem Fahrradgeschift. Das Ziel ist die Teilhabe an der realen Arbeitswelt im Sozialraum
auBerhalb von Arbeitsprozessen in Werkstatten und Tageseinrichtungen.

Warum gelingt hier Inklusion?

Menschen mit Behinderungen werden durch ihre Mithilfe in Betrieben auRerhalb der Einrichtung in anderen
sozialen Rollen erfahrbar. Und zwar nicht nur als Kunden oder als betreute Menschen, sondern als Menschen,
die aktiv eine Rolle spielen. Die Frage nach dem Gelingen von Teilhabe stellt sich hier in Bezug auf die fachliche
Begleitung und Gestaltung der Prozesse, nicht aber in Bezug auf die Schwere der Behinderung.
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Workshop 4: Gutes Beispiel
»,OFZ CoWerk gGmbH Chemnitz*

Auf der Biihne: Alexander Seidel, SFZ CoWerk gGmbH
Alexander Halbauer, SFZ CoWerk gGmbH

Ralf Nieland, SFZ CoWerk gGmbH
Projekttriger: SFZ CoWerk gGmbH

Internet: www.cowerk.de

»Ich arbeite bei CoWerk und habe selbst eine halbseitige Lihmung. Ich weil3, wie es ist,
wenn man ein selbstbestimmtes Leben fiihrt, von daher ist das eine ideale Sache und eine
Bestimmung fiir mich.”

Stephan Dietze, CoWerk-Mitarbeiter, der als Assistent fiir Menschen mit Behinderungen arbeitet

»Also ich persénlich finde es gut, dass wir von den Anwohnern nicht als Menschen mit
Behinderungen wahrgenommen werden, sondern als vollwertige Mitarbeiter, die sich um
Sicherheit und Sauberkeit kiimmern. So, dass man sich hier wohlfiihlen kann.“

Riidiger Schackert, CoWerk-Mitarbeiter fiir technische Dienstleistungen

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Das 2001 als Tochtergesellschaft des gemeinnitzigen Tragers gegriindete Integrationsunternehmen SFZ
CoWerk gGmbH mit speziellen Dienstleistungsangeboten ist erfolgreich am Ersten Arbeitsmarkt tatig. Das
mittelstandische Unternehmen mit 255 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern ist wie jedes andere den

Wettbewerbsbedingungen des freien Marktes
unterworfen. Die Dienstleistungen der Integrationsfirma
werden unter anderem von anerkannt
schwerbehinderten Menschen erbracht. Sie werden bei
den Arbeiten eingesetzt und im Quartier als Angestellte
eines Dienstleisters wahrgenommen und akzeptiert. Die
Dienstleistungsangebote bestehen in den Bereichen
~Essen & Trinken“, ,Assistenz & Pflege*, ,Technische

Dienstleistungen® und ,,Backoffice*.

Dabei arbeitet der tiberwiegende Teil der Angestellten mit Beeintrachtigung hier in Teil- oder Vollzeit voll
sozialversicherungspflichtig.

Die gemeinnitzige GmbH ist ein ,Integrationsunternehmen®, mehr als 40 Prozent der Mitarbeiter/innen sind
schwerbehindert. Dafiir erhalt das Unternehmen Mittel aus dem Ausgleichsfonds.

51



Inklusionstage 2016

Wie funktioniert das?

Die CoWerk gGmbH ermittelt die Bedarfe nach den angebotenen Dienstleistungen direkt durch Kooperationen
mit Wohnungsbaugesellschafften oder Sozialdiensten der Stadt und in Kliniken vor Ort.
Dienstleistungsangebote werden intern erprobt und dann extern angeboten. Nachbarschaftshelfer/innen und
Ehrenamtsstrukturen im Quartier sind wichtige Schnittstellen, um gezielt Dienstleistungsketten entstehen zu
lassen. Dariiber hinaus gibt es Projekte wie zum Beispiel den ,sozialen Hausmeister” - ein gemeinschaftliches
Projekt zwischen einer Chemnitzer Wohnungsbaugenossenschaft und CoWerk.

Einige Dienstleistungen stellen selbst Angebote fiir , — —
Kunden mit Beeintréchtigungen dar: Der Fahrdienst ist 7 -
spezialisiert auf Behinderten- und Krankenbeférderung.
Die Mitarbeiter/innen sind auf diesem Sektor speziell
geschult, die Fahrzeuge entsprechend ausgestattet. Der
Bereich , Assistenz & Pflege“ bietet individuelle
Losungen fiir Menschen mit Hilfebedarf - bei
Behinderungen, Krankheit oder im Alter, zuletzt auch
flr gefliichtete Menschen mit Handicap. Auch die
Assistenz bei Weiterbildung, Ausbildung oder Beruf -
wird angeboten. Die GroRkiiche der CoWerk gGmbH -
beliefert u. a. Einrichtungen fiir Menschen mit Behinderungen.

Warum gelingt hier Inklusion?

CoWerk verfolgt das Ziel der Inklusion schon seit 15 Jahren, unabhéngig von einer UN-BRK. Das Unternehmen
beschéftigt rund 250 Arbeitnehmer/innen, davon ca. 45 Prozent schwerbehinderte Personen - und zwar im
Ersten Arbeitsmarkt. Der besondere Effekt: Berlihrungsdngste oder Vorurteile auf Kundenseite werden schnell
abgebaut, die Mitarbeiter/innen werden von den zufriedenen Kunden als zuverlassige Dienstleister/innen

wahrgenommen.
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Workshop 4: Gutes Beispiel
,Barrierefreiheit fiir die Seele®

Auf der Biihne: Dr. Christoph Picker, Direktor Evangelische Akademie der Pfalz

Lena Kuntz, Projektbeauftragte der Einrichtungsleitung der gemeindepsychiatrischen
Angebote des Pfalzklinkums, Landesverband der Psychiatrieerfahrenen

Projekttrager: Das Pfalzklinikum in Klingenminster

Internet: www.pfalzklinikum.de

»,Das tolle an der Tagungsreihe ist, dass wir nicht iiber Menschen mit psychischen
Beeintrichtigungen, sondern mit Menschen mit psychischen Beeintrichtigungen sprechen.
Wir haben den Landesverband der Psychiatrieerfahrenen mit ins Boot geholt, die sehr aktiv
die Tagung mitgestalten und wihrend der Tagung auch immer selbstbewusster geworden
sind.”

Lena Kuntz, Pfalzklinikum

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Die Tagungsreihe ,Barrierefreiheit fiir die Seele” ist ein Kooperationsprojekt des Pfalzklinikums, der
Evangelischen Akademie der Pfalz, dem Landesverband Psychiatrieerfahrener und dem Institut der

Sonderpddagogik der Universitdt Koblenz-Landau.

Seit 2011 behandelt die Tagungsreihe thematische
Schwerpunkte der Inklusion sowie Barrierefreiheit und
setzt diese in den Kontext psychischer Erkrankungen.
Der Unterschied von psychischen Erkrankungen zu
anderen Beeintrachtigungen: Sie sind fiir Auenstehende
nicht sichtbar, was haufig zu Unsicherheiten und letztlich
. zur Exklusion fiihren kann.

Die Themen der Tagungsreihe werden mit und im
Austausch von Betroffenen, interessierten Biirgern,
Fachleuten und Vertretern der Politik ausgestaltet und

diskutiert, jeweils 30 bis 40 Menschen diskutieren hier
und handeln aus, was Inklusion vor Ort bedeutet. Der Grundgedanke ist, Begegnungen zwischen Betroffenen
und Entscheidern aus der Fachwelt und der Politik zu schaffen - zu einem Trialog auf Augenhdhe.

Die Kooperationspartner verstehen das Projekt als inklusiven Prozess, der sich (iber mehrere Jahre entwickelt
hat. Gemeinsam planen und reflektieren sie die jahrlichen Tagungen. Aktuell arbeiten Studierende der
Universitdat Koblenz-Landau an der Auswertung der Tagungsreihe. Deren Ergebnisse bilden dann den Rahmen
einer Entscheiderwerkstatt, die im Jahr 2017 stattfinden soll. Das Ziel dieser Entscheiderwerkstatt ist, aufgrund
der Erfahrungen der Tagungsreihe inklusionsorientierte Manahmen abzuleiten, um dann die politischen
Aktionsplane der Region mitzugestalten — vom Wort zur Tat.
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Wie funktioniert das?

Seit 2011 fanden Vortrage und Workshops zu den Themenfeldern wie ,Inklusion & Nachbarschaft mit
psychisch behinderten Menschen®, ,,Angst vor dem Irren?“, ,Biirger unter Biirgern“ und ,Der 6ffentliche Raum
als Begegnungsraum® in Landau statt. Die Tagungsreihe hat einen handlungsorientierten und natiirlich
barrierefreien Charakter. Die Vortrage werden teilweise in Leichter Sprache verfasst und in flinfzehnminitigen
Kurzbeitragen gehalten. ,Wieder leben, lieben, lachen — vom Erbliihen der Seele unter widrigen Bedingungen*
lautete der Titel eines gut besuchten 6ffentlichen Vortrages auf der Landesgartenschau in Landau - gehalten
von einem Betroffenen und einem Professionellen. Aber auch Aktionen wie ein gemeinsames Picknick und ein
Grillabend gehoren zum gleichberechtigten Trialog zwischen Betroffenen, Fachkraften und der Politik. Nach
der Evaluation soll voraussichtlich 2018 oder 2019 die ndchste Tagung stattfinden.

Warum gelingt hier Inklusion?

Hier wird nicht nur im Rahmen von Tagungen tber Inklusion gesprochen, sondern es werden die Themen von
Betroffenen und Entscheidern aus Fachwelt und Politik gemeinsam entwickelt, vorgetragen und diskutiert. Und
es bleibt nicht beim Wort, sondern es soll konkreter Input in die Aktionsplane der Region und ihrer Umsetzung
erfolgen.
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Workshop 4: Gesundheits-, Rehabilitations-
und Pflegedienstleistungen

Zusammenfassung

Im Anschluss an die Projektvorstellungen diskutierten die Teilnehmenden des Workshops das Thema
»Inklusiver Sozialraum“ unter dem Fokus der Gesundheits-, Rehabilitations- und Pflegedienstleistungen und
anhand von Leitfragen.

Beim Workshop ,,Gesundheits-, Rehabilitations- und Pflegedienstleistungen® drehten sich die Diskussionen um
funf Fragen. Die Teilnehmer/innen Giberlegten, welche Herausforderungen bei der kiinftigen Gestaltung des
inklusiven Sozialraums bestehen. Sie diskutierten zudem, wo sie die groRten Handlungsbedarfe auf dem Weg
dorthin sehen. Dariiber hinaus sammelte die Gruppe Ideen und Vorschldge zu den Fragestellungen, wie die
Inklusion weiter voranschreiten kann und welche Schritte die Akteure hierfiir einleiten missen. Und sie
diskutierten auch, welche Vorzeigeprojekte {ibertragbar sind.

Beriithrungsangste abbauen

Konsens herrschte bei den Beteiligten dariiber, dass der inklusive Sozialraum fiir und mit allen Menschen
gestaltet werden miisse. Die Bedarfe von Menschen mit Behinderungen seien jedoch komplexer und
individueller, sodass eine genauere Fokussierung auf die Zielgruppe gerechtfertigt sei. Schwierigkeiten auf dem
Weg zu einem inklusiven Sozialraum fiihrten samtliche
Diskussionsgruppen zuriick auf weit verbreitete
Berlihrungsangste gegeniiber Menschen mit
Behinderungen in der Zivilgesellschaft, bei
Behordenmitarbeitern, aber auch bei Entscheiderinnen
und Entscheidern aus der Politik. Es gebe vor allem
Defizite an spezialisierten Fachkriften in Amtern,
Behorden und generell 6ffentlichen Einrichtungen, die
sensibel und versiert mit den Belangen von Menschen

mit Behinderungen umgehen wiirden. Hinzu kimen zu
wenige Angebote mit Gebardendolmetschung und
Informationen in Leichter Sprache. Handlungsbedarf sahen die Anwesenden folglich beim Abbau gangiger
Vorurteile und Stereotypen, gerade bei Entscheiderinnen und Entscheidern. Neben der Férderung von
Barrierefreiheit auf allen gesellschaftlichen Ebenen miissten bundesweit Netzwerke fiir Peer-Projekte
entstehen bzw. gestarkt werden.

Bewusstseinsbildung fiir inklusiven Sozialraum
essenziell

Um den inklusiven Sozialraum weiter voranzubringen,
misse Inklusion von der Kita an geférdert und gelebt
werden, so die herrschende Meinung unter den
Anwesenden. So kdnnte bereits in jungen Jahren der
Blick weg von den Defiziten auf die Starken von
Menschen mit Behinderungen gelenkt werden. Im
Mittelpunkt der Diskussionen stand auch das Thema
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Partizipation: Menschen mit Behinderungen sollten auf allen Ebenen mitentscheiden kdnnen. Daflir brauche es
jedoch die verstirkte Bewusstseinsbildung bei Politiker/innen, Unternehmen, Beh6rden und der
Zivilgesellschaft. Hierfiir ware mehr PR-Arbeit mit KampagnenmaRnahmen wichtig. Beim Thema
Menschenrecht misse letztendlich die Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen anerkannt und
starker durchgesetzt werden.

‘¢ ql} Evaluation ein Schliissel fiir mehr Inklusion

Fir samtliche Ideen wurde von den Workshopbeteiligten
eine bessere Vernetzung zwischen verschiedenen lokalen
Akteuren gefordert. Aber auch auf nationaler und
internationaler Ebene sei dies notwendig. Die
Diskussionen miindeten in dem Ergebnis, dass samtliche
MaRnahmen und Projekte dringend einer Evaluation
unterzogen werden mistsen. Auf Basis validierter Daten
kénnten gute Beispiele besser bewertet und schliefllich

in (Uber-)regionale Aktionspline einflieRen.

Neue Wege und Eigeninitiative ebnen Vorzeigprojekte

Noch unter dem Eindruck der préasentierten ,,Guten Beispiele“ waren sich die Teilnehmer/innen einig, dass nur
solche Projekte erfolgversprechend seien, bei denen die ,Macher” neue Wege ausprobieren und Eigeninitiative
zeigen. Die ASB-Tagesforderstatte und das Integrationsunternehmen SFZ CoWerk standen hierfiir
exemplarisch und wéren fiir den Praxistransfer geeignet. Auch das Pfalzklinikum mit der Tagungsreihe
~Barrierefreiheit fiir die Seele” wurde gelobt. Insbesondere die Einbeziehung der Menschen mit Behinderungen
und die starkere Mitsprache seien vorbildlich und sollten bundesweit Schule machen.

Die Abschrift aller Metaplanwinde dieses Workshops finden Sie im Anhang dieser Dokumentation.
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Workshop 5: Beratung und Partizipation

Als Gbergeordnetes Ziel ist das Thema ,,Partizipation® fir
alle Handlungsfelder des Nationalen Aktionsplans 2.0
wichtig. Die Mitsprache- und Gestaltungsmoglichkeiten
von Menschen mit Behinderungen sollen beispielsweise
durch unabhingige Beratung (z. B durch Peer-to-Peer-
Angebote) und Projekte, die gesellschaftliche Teilhabe
ermoglichen, gestarkt werden. Die vier folgenden
Projektbeispiele, die sich im Workshop vorstellten,
zeigen wie es geht.

Journalist und Moderator Lothar Guckeisen fiihrte die

Teilnehmer/innen durch den Workshop.

Workshop 5: GutesBeispiel
Projekt ,,Nueva® der Gesellschaft GETEQ

Auf der Biihne: Stefan Schenck, Geschaftsfiihrer von GETEQ

Hannah Furian, nueva-Evaluationsassistentin bei GETEQ
Projekttrager: GETEQ Gesellschaft fir teilhabeorientiertes Qualitdtsmanagement mbH

Internet: www.geteq-nueva.de/das-nueva-modell.html

»,hueva.berlin ist etwas ganz Besonderes, dadurch, dass es ein Betrieb ist, wo viele
Menschen mit Behinderungen auf dem Ersten Arbeitsmarkt sein kénnen.“

Hannah Furian, nueva-Evaluationsassistentin bei der gemeinniitzigen GETEQ GmbH

»Erst dann, wenn man aus den nueva-Ergebnissen Handlungsempfehlungen entwickelt,
wenn man dabei die Bewohnerinnen und Bewohner, vielleicht den Bewohnerbeirat
beteiligt, erst dann wird die ganze Sache interessant. Dann entsteht inklusive
Qualititsentwicklung, Verbesserungen im Sinne von Menschen mit Behinderungen, die es
betrifft.“

Stefan Schenck, Geschiftsfiihrer der gemeinniitzigen GETEQ GmbH

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

nueva steht fiir ,Nutzerinnen und Nutzer evaluieren“. Hier werden Dienstleistungen im Wohnen, Arbeiten und
in der Freizeit fir Menschen mit Lernschwierigkeiten und Behinderungen von denjenigen beurteilt, die sie auch
tatsichlich nutzen. Das nueva Modell wird seit 2001 von der Firma atempo in Osterreich gemeinsam mit
Menschen mit Lernschwierigkeiten und Behinderungen entwickelt und kontinuierlich erweitert. Die GETEQ
agiert als gemeinnltzige GmbH und gehort elf Behinderteneinrichtungen. Seit 2012 ist die GETEQ Gesellschaft
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flir teilhabeorientiertes Qualitditsmanagement mbH bundesweit die erste Anwenderin des nueva-Modells. Alle
Evaluatorinnen und Evaluatoren von nueva.berlin verfligen aufgrund ihrer eigenen Biografie iber eine soziale
Nahe zu den Befragten. Die Befragten werden so zu einem authentischen Feedback ermutigt.

Fachliche Kompetenzen haben die Evaluatorinnen und Evaluatoren durch eine zwei Jahre umfassende
Ausbildung zum/zur Fachpraktiker/in fiir Nutzerbefragungen/-perspektiven. Das Berufsbild ist seit 2013 von
der IHK Berlin anerkannt. Von den 22 sozialversicherungspflichtig Festangestellten haben 16 eine anerkannte
Behinderung, die meisten davon eine abgeschlossene Berufsausbildung. Es gibt zwolf ausgebildete
Evaluatorinnen und Evaluatoren.

Seit 2016 bietet nueva Gebdrdensprachkurse und Kurse zum Empowerment fir Menschen mit
Lernschwierigkeiten und Behinderungen nach dem Peer-Prinzip an. AuRerdem soll Anfang 2017 ein zweiter
Ausbildungsdurchgang der nuevaAusbildung zum ,Fachpraktiker_in Nutzerevaluation/-perspektive“ starten.

Wie funktioniert das?

Das klassische Einsatzgebiet von nueva-Evaluationen ist
der Bereich Wohnen. Dazu gehéren stationare
Wohnangebote, ambulante Wohngemeinschaften oder
das betreute Einzelwohnen. Gefragt wird hier nach finf
Qualitatsdimensionen: Selbstbestimmung, Sicherheit,
Privatsphare, Férderung und Betreuung.

2 \ Im Bereich Arbeit bietet nueva.berlin Evaluationen von

l&' =1 S “» . Werkstdtten, Férderbereichen und Angeboten zur
Beschaftigung, Férderung und Betreuung an. Auch hier wird ermittelt, wie die Angebote von den Beschiftigten
tatsachlich genutzt und wahrgenommen werden. Gefragt wird in diesem Bereich nach Aspekten der
Normalisierung und Integration anstatt nach Aspekten der Privatsphare.

Auch im Freizeit- und Sportbereich gibt es zahlreiche inklusive Angebote fiir Menschen mit Behinderungen, die
oft von Menschen ohne Behinderungen erstellt werden. Der nueva-Prozess gibt Sportlerinnen und Sportlern
mit Behinderungen eine Méoglichkeit, ihre eigenen Ideen fiir die Weiterentwicklung des Sportangebotes
einzubringen. Aber auch z. B. Freizeitangebote in Stadtteilzentren, Bildungsangebote in Museen und bezirkliche
Einrichtungen wie Biirgerdmter werden evaluiert.

Wie verlduft die Befragung? An erster Stelle steht ein Workshop mit Betreuungspersonen, Leitungen und
Nutzer/innen zum Ziel der Befragung. Nutzer/innen entwickeln jeden Fragebogen gemeinsam mit dem Trager.
Dabei wird die verbale Befragung von den Evaluatorinnen und Evaluatoren durch Illustrationen oder
Piktogramme ergédnzt — Betreuungspersonen dirfen nicht teilnehmen. Nach Auswertung der Fragebdgen
erfolgt die Ergebnisprasentation durch die Evaluatorinnen und Evaluatoren. In einem sogenannten iQ-
Workshop werden aus einigen Ergebnissen konkrete Handlungsempfehlungen zwischen Betreuungspersonen,
Leitungen und Nutzer/innen auf Augenhéhe miteinander entwickelt.

Warum gelingt hier Inklusion?

Menschen mit Lernschwierigkeiten und -behinderungen nehmen wie viele andere Menschen soziale
Dienstleistungen in Anspruch. Mit den Befragungen durch nueva.berlin erweitern sie ihre Rolle als
Leistungsempfanger/innen. Sie werden zu Expertinnen und Experten in eigener Sache, zu Kundinnen und
Kunden und zu gleichberechtigten Verbraucher/innen. Und in den iQ-Workshops entwickeln sie gemeinsam
mit dem Trager die Dienstleistung weiter!
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Workshop 5: Gutes Beispiel
Mobiler Dienst der Lebenshilfe MeilRen

Auf der Biihne: Matthias Christoph, Geschaftsfihrer Lebenshilfe MeiRen e. V.

Claudia Neitzel, Leiterin des familienentlastenden Dienstes, Lebenshilfe MeiRen e. V.
Projekttrager: Lebenshilfe MeiRen e. V.

Internet: www.lebenshilfe-meissen.de

»Wir haben festgestellt, dass die Eltern ein ganz hohes Sicherheitsbediirfnis fiir ihr
erwachsenes Kind haben. Uber die Gespriche und die Beratung mit den Eltern und
der Vertrauensbasis, die dann entsteht, ldsst sich Partizipation mit den Eltern fiir
ihre erwachsenen Kinder besser gestalten.

Matthias Christoph, Geschiftsfiihrer Lebenshilfe Meif3en e. V.

»Fur die Eltern ist es wichtig, das Thema ,wir kénnen nicht mehr*anzusprechen.”

Claudia Neitzel, Leiterin des familienentlastenden Dienstes, Lebenshilfe MeiRen e. V.

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Die Lebenshilfe Meillen bietet Hilfen fiir Menschen mit Behinderungen und ihre Angehérigen an: Wohnstatten,
AuRenwohngruppen, Ambulant Betreutes Wohnen, Wohnen in Gastfamilien, den Familienentlastenden Dienst,
eine Forder- und Betreuungsgruppe, Schulintegrationshilfe, Freizeittreff, Frihférderung sowie eine integrative

Kindertagesstatte.

Der Mobile Dienst der Lebenshilfe MeiRen ist ein
spezielles Angebot fiir hochbetagte Eltern, die ihr Kind
schon ihr ganzes Leben lang zu Hause pflegen und
betreuen. Das Fachpersonal berat die Eltern und ihre
erwachsenen Toéchter und S6hne mit Behinderungen
bezliglich Wohn- und Betreuungsmoglichkeiten. Wenn
ein Vertrauensverhaltnis geschaffen ist, kdnnen die
Familien mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des
Mobilen Dienstes (iber verschiedene Wohnformen

sprechen, die fiir den Hilfebedarf des Menschen mit
Behinderungen geeignet sind und sie gemeinsam kennenlernen. Die Familie wird beraten iber Pflegeleistungen
wie zum Beispiel zusatzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen, Kurzzeit- und Verhinderungspflege. Auch
Freizeitunternehmungen, die von den Familien nicht mehr leistbar sind, werden vom Mobilen Dienst
angeboten. AuRerdem werden mit dem erwachsenen Kind Alltagskompetenzen eingeilibt und geférdert. Die
Eltern kénnen sich untereinander Gber ihre Erfahrungen, Lebenssituation und Probleme austauschen.
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Der Hintergrund: Den Familienentlastenden Dienst (FED) erreichten zunehmend kurzfristige Anfragen zu
Wohn- und Betreuungsmoglichkeiten alterer Menschen mit geistigen Behinderungen. Dabei entschieden sich
hochaltrige Eltern meist fiir die Unterbringung in einer Wohnstatte — doch die sind oft voll belegt. Da der
steigende Beratungsbedarf zu anderen Wohnformen nicht mehr Giber den FED abzudecken war, wurde der
Mobile Dienst ins Leben gerufen. Dank des Projektes konnen mittlerweile mehrere Familien, die vorher
komplett die Betreuung ihrer erwachsenen Kinder ibernommen haben, zunehmend eigene Wege gehen.

Der Mobile Dienst wird von der Landesdirektion Sachsen geférdert, danach wird eine Férderung durch den
Landkreis angestrebt.

Wie funktioniert das?

Bei Projektstart erfolgte zundchst die Analyse des
tatsdchlichen Bedarfs im Landkreis durch vorliegende
Anfragen im Bereich Wohnen. Zudem gab es Gespréche
mit Mitgliedern und dem Elternkreis der Lebenshilfe,
Einrichtungsleitungen der Wohnstdtten, Mitarbeitern der
Werkstatten fiir behinderte Menschen, Sozialdiensten
sowie der Pflegeberatung der AOK. AuRerdem fand eine
Befragung der Menschen mit Behinderungen zu ihren
Wiinschen und Bedarfen hinsichtlich der
Freizeitgestaltung statt.

Kooperationspartner sind die verschiedenen Wohneinrichtungen, aber auch die Angebote des FED sowie der
Freizeittreff. Der Mobile Dienst wurde in diversen Informationsveranstaltungen und Gremien vorgestellt, was
wiederum zur Vernetzung mit anderen Einrichtungen beigetragen hat.

Warum gelingt hier Inklusion?

Der Mobile Dienst ermoglicht Teilhabe an der Gemeinschaft, indem das erwachsene Kind schrittweise
Alltagskompetenzen erlernt. Es wird genau ermittelt, ob ein Bedarf nach Vollzeitbetreuung besteht. Oft ist das
erwachsene Kind selbststandiger als von der Familie vermutet. AuRerdem werden die Wiinsche des
erwachsenen Kindes genau ermittelt. Die Selbststandigkeit des erwachsenen Kindes steht immer im
Vordergrund.
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Workshop 5: Gutes Beispiel
Kompetenzzentrum Selbstbestimmt Leben fiir

den Regierungsbezirk Kéln

Auf der Biihne: Sandra Meinert, Diplom-Padagogin, Kompetenzzentrum Selbstbestimmt Leben (KSL)
fur den Regierungsbezirk Kéln, Zentrum fir selbstbestimmtes Leben Kéln e. V. (ZsL
Kéln)

Projekttrager: ,Selbstbestimmt Leben” Behinderter Kéln e. V.

Internet: www.zsl-koeln.de und www.ksl-koeln.de

»Ein wichtiges Merkmal des ZsL ist seit fast 30 Jahren, dass wir alle selbst behindert sind {(...)
und auch (iber die fiir die Arbeit wichtigen und entsprechenden Qualifikationen verfiigen.
Hier arbeiten Sozialpddagogen, Diplompadagogen, Juristen, Psychologen — und das
hauptberuflich. Und das ist etwas, was uns immer noch als Alleinstellungsmerkmal
auszeichnet.”

Horst Ladenberger, Diplompsychologe, ZsL Koéln

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Um der Verpflichtung der UN-BRK gerecht zu werden, férdert das Nordrhein-Westfalische Landesministerium
fur Arbeit, Integration und Soziales landesweit sechs Kompetenzzentren Selbstbestimmt Leben (KLS). Der
Trager des KSL in Koln, ,,Selbstbestimmt Leben“ Behinderter Kéln e. V., ist Mitglied der Interessenvertretung
Selbstbestimmt Leben in Deutschland e. V. Die KSL sind Bestandteil des Aktionsplans ,,Eine Gesellschaft fiir
alle = NRW inklusiv“. Es gibt sechs KSL in Nordrhein-Westfalen, sie werden von 2016 bis 2019 geférdert.

KSL Kéln und ZsL Kéln arbeiten nach dem Ansatz des
sogenannten Peer Counseling: Hier beraten Menschen
mit Behinderungen Menschen mit Behinderungen. Aber
auch Angehorige, Freundinnen und Freunde,
Partner/innen sowie alle Interessierten sind
willkommen. Alle Mitarbeiter/innen haben selbst eine
Behinderung. Der Vorteil: Viele Situationen kennen die
Fachleute aus eigener Erfahrung.

Das ZsL Koln gibt es seit 1987. Trager ist seit 1993 der
gemeinniitzige Verein Selbstbestimmt Leben Behinderter Kéln e. V. Er ging aus dem 1968 gegriindeten
»Freundeskreis fur Rollstuhlfahrer, Kéln“ hervor, der 1977 in CeBeeF (Club Behinderter und ihrer Freunde)
umbenannt wurde.

Von 2010 bis 2014 fiihrte das ZsL Koéln auch die Lotsenausbildung fiir das Rheinland durch. Seitdem wurden 67
Ehrenamtliche zu Lotsinnen und Lotsen fir Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen
ausgebildet. Sie leisten an ihren Wohnorten Unterstiitzung fiir Ratsuchende. Auch dieses Projekt wurde
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geférdert vom Ministerium fir Arbeit, Integration und Soziales in Nordrhein-Westfalen.

Wie funktioniert das?

Die Arbeit von KSL Kéln und ZsL Kéln steht auf vier Saulen:

Beratung: In der kostenlosen Beratung werden Themen der individuellen Lebensgestaltung erértert — von der
Beantragung von Leistungen Uber das Persénliche Budget bis zum Wunsch nach Partnerschaft oder eigener
Familie. Die Beratung erfolgt tragerunabhédngig und nach dem Prinzip des Peer Counseling. AuBerdem soll
diese Beratungsform im Regierungsbezirk ausgeweitet werden.

Bewusstseinsbildung/Offentlichkeitsarbeit: KSL Kéln und ZsL Kéln méchten in der Offentlichkeit ein
ressourcenorientiertes und realistisches Bild von Menschen mit Behinderungen vermitteln.

Politische Interessensvertretung: Darliber hinaus vertreten das KSL Kéln und das ZsL Kéln die Interessen von
Menschen mit Behinderungen in der Offentlichkeit und gegeniiber der Politik und sind Teil verschiedener
Gremien auf kommunaler und Landesebene.

Begleitung von Lotsinnen und Lotsen fiir Menschen mit Behinderungen: Die Lotsinnen und Lotsen sind

ehrenamtlich tatig und helfen Menschen mit Behinderungen, ihre Rechte wahrzunehmen. Sie leisten Hilfe zur
Selbsthilfe.

Warum gelingt hier Inklusion?

Beim Peer Counseling beraten Menschen, die selbst eine Behinderung haben. Damit kénnen sie positive
Rollenvorbilder fiir die Ratsuchenden darstellen, oft haben sie ein einfiihlendes Verstandnis fiir deren Situation
und es kann ein intensiverer Austausch entstehen. Daraus entstehen auch die Impulse fir die politische Arbeit
von KSL Kéln und ZsL Kéln.
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Workshop 5: Gutes Beispiel
,Lokale Teilhabekreise*

Auf der Biihne: Janina Bessenich, Stellvertretende Geschéaftsfiihrerin beim Caritasverband
Behindertenhilfe und Psychiatrie in Freiburg

Michael Godde, seit finf Jahren im Lokalen Teilhabekreis Nottuln aktiv

Annette Korten, Erzieherin, Mitarbeiterin im Stift Tilbeck
Projekttrager: Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e. V. (CBP)

Internet: www.cbp.caritas.de/65365.asp

,»Wir sind Biirger von Nottuln mit Rechten und Pflichten. Wir bewegen uns in
Nottuln. Wir sind ein Teil, méchten teilhaben, aber sind auch beteiligt und
méchten teilgeben.”

Annette Korten, Erzieherin, Mitarbeiterin im Stift Tilbeck

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Die bundesdeutsche Initiative der Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e. V. (CBP) entwickelt seit 2006 ein
Konzept zur Forderung des gleichberechtigten Miteinanders und partnerschaftlichen Umgangs von Menschen
mit und ohne Behinderungen im Gemeinwesen. Dabei wird mit den Lokalen Teilhabekreisen (LTK) sowohl die
soziale als auch die politische Partizipation in den Blick genommen. Um das Empowerment und die
Partizipation von Menschen mit Behinderungen in der
Kommune zu starken, wurden seit 2006 bundesweit iber
40 LTK unter dem Dach der Caritas Behindertenhilfe und
Psychiatrie e. V. in einem Projektverbund gegriindet. Der
LTK in Nottuln wurde 2007 fiir Menschen mit
Behinderungen ins Leben gerufen, um ihnen eine aktive
Mitgestaltung ihrer Gemeinde zu ermdglichen. Lokale
Teilhabekreise ermoglichen Inklusion von Menschen mit
sogenannten kognitiven und mehrfachen
Behinderungen. Das Projekt wurde bis 2011 gefordert

und besteht weiterhin.

Die LTK sollen die politischen Bedingungen vor Ort so mitgestalten, dass die Belange von Menschen mit
Behinderungen wahrgenommen und beriicksichtigt werden und somit ihre selbstbestimmte Teilhabe vor Ort
gestarkt wird. Es soll eine neue Struktur der Biirgerbeteiligung gewéhrleistet werden. Menschen mit
Behinderungen sollen ihren sozialen Nahraum besser erfahren, mitgestalten und aktiv ihre Biirgerrechte
einfordern kénnen.

Lokale Teilhabekreise setzen sich aus Menschen mit und ohne Behinderungen aus Einrichtungen der
Behindertenhilfe und der jeweiligen Gemeinde zusammen. Der selbstverstandliche Umgang untereinander und
ein gleichberechtigtes Miteinander sind dabei oberste Prioritat. Dieses blrgerschaftliche Engagement wird,
wenn notig, durch Fachpersonal aus der Behindertenhilfe unterstiitzt.
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Wie funktioniert das?

In den Lokalen Teilhabekreisen gibt es eine groRe Bandbreite an Malinahmen. LTK setzen sich beispielsweise
fur die Teilhabe am Vereinsleben ein, fiihren Aktionstage und Protestaktionen durch, treffen sich mit
Kommunal- und Landespolitikerinnen und -politikern,
laden zu Pressegesprachen ein, veranstalten z. B.
Stadtteilfeste und Stammtische, pflegen
Stadtepartnerschaften (bspw. mit Polen), beteiligen sich
an Stddtereisen und bieten Sport- und Freizeitangebote
an. Die Griindung eines Senioren- und
Behindertenbeirats wurde durch den LTK angestoRen.

Das Logo wie auch die Sprache der Lokalen
Teilhabekreise sind fir alle verstandlich. Fremdworte

werden nicht benutzt, die Satzung ist in Leichter
Sprache mit Piktogrammen erstellt.

Im Lokalen Teilhabekreis werden sogenannte Ministerrollen in den Ressorts Inneres, Auswartiges, Finanzen
und Kultur verteilt, zusatzlich gibt es Assistentinnen und Assistenten. Eine Ministerrolle kann jeder
Gbernehmen, der Lust darauf hat und von anderen als Reprasentant/in gewahlt wird. Die Gruppe trifft sich alle
sechs Wochen.

Warum gelingt hier Inklusion?

Die Initiierung eines LTK kann insbesondere dort ein wirksames Instrument zur Verbesserung der sozialen und
politischen Teilhabe darstellen, wo es noch keine Beirdte oder andere Gremien gibt, die in
Selbstvertretungsstrukturen die Interessen von Menschen mit Behinderungen vertreten. Das Konzept bietet
eine gelungene Mischung aus notwendiger Unterstiitzung, ausreichender Sicherheit und maximaler
Entfaltungsfreiheit, um in einem vorpolitischen und sozialen Raum Biirgerbeteiligung und diskursiven
Austausch zu erlernen und in die Praxis umzusetzen. Vor allem - es ist ein Schritt aus stationdren Einrichtungen
hinaus.
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Workshop 5: Beratung und Partizipation
Zusammenfassung der Diskussion

Im Anschluss an die Projektvorstellungen diskutierten die Teilnehmenden des Workshops das Thema
»Inklusiver Sozialraum“ unter dem Fokus der Beratung und Partizipation und anhand von Leitfragen.

In dem Workshop ,,Beratung und Partizipation“ gingen
die Diskussionsgruppen der zentralen Frage nach, wie
man Menschen mit Behinderungen besser einbezieht
und berat. Finf Impulsfragen dienten hierzu der
thematischen Vertiefung. Neben der Einschatzung zu
den Praxisprojekten diskutierten die Anwesenden iiber
die groften kurz- und langfristigen Handlungsbedarfe
in dem Themenbereich. Sie tauschten sich auch dazu
aus, welche bestehenden Angebote ausgebaut werden
sollten und wie man Entscheidungstrager besser /’
erreichen kénnte.

Unabhingigkeit bewahren

Die Diskussionsgruppen waren von den vorgestellten Projekten iberwiegend positiv gestimmt. Der Lokale
Teilhabekreis und die nueva-Methode stachen in den Gesprachen besonders hervor, da die Entwicklung von
Angeboten von und fiir Menschen mit Behinderungen sowie ihr Austausch untereinander im Vordergrund
standen. Um das bestmdgliche Ergebnis zu erzielen, sollten Projekte grundsatzlich tragerunabhangig sein, so
die einhellige Meinung. Vor allem Peer-Beratung miisse wie beim Projektbeispiel Kompetenzzentrum Kéln
unabhangig sein. Um die Projekte noch bekannter zu machen, wurde der Ruf nach verstarkter
Offentlichkeitsarbeit laut, die auch ,Unbeteiligte“ anspreche.

Perspektivwechsel fordern

Wie man auf Planer und Entscheidungstriger/innen
einwirken kann, brachte spannende Gedanken und Ideen
hervor: In der Verwaltung kénnte beispielsweise ein
Inklusionsbeirat inklusive Teilnahme erméglichen. Ein
Perspektivwechsel durch Selbsterfahrung sei hilfreich,
um Menschen mit Behinderungen besser zu verstehen,
beispielsweise durch ein Rollstuhlfahrtraining fiir Nicht-
Rollstuhlfahrer. AuRerdem sollten Planer und

Gutachter/innen gerade im Bereich Wohnen mit
konkreten Lebenswelten der Menschen konfrontiert werden. Darliber hinaus pladierten die Diskutierenden fiir
Werkstattrate und Bewohnerbeirdte in entsprechenden Einrichtungen. Zudem miisse die Rolle der
Behindertenvertretungen gestarkt werden.
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Adiquate Beratung fiir Menschen mit Behinderungen  wa

‘

Mit Blick auf dringende Handlungsfelder trugen die
Beteiligten zahlreiche Vorschliage zusammen.
Grundsatzlich sei es wichtig, bereits bestehende Projekte
zu foérdern, statt neue, 3hnliche Initiativen zu
bezuschussen. Die Teilnehmenden betonten zudem, es
solle prinzipiell mehr darauf geachtet werden, dass sich
die Akteure untereinander besser vernetzen. Die
Beratung fiir Menschen mit Behinderungen misse

—

unabhingig und regional verankert sein. Dazu bedirfe es ausreichend finanzieller Mittel fiir die Ausbildung von

aulerdem vom Bund geférdert werden, sollte aber stets

Beraterinnen und Beratern. Einigkeit bestand auch bei der Forderung, auf 6ffentlichen Veranstaltungen wie den
Inklusionstagen Menschen mit Behinderungen mehr Raum auf dem Podium zu bieten.

Angebote erweitern

Ahnlich viele Ideen kamen bei der Frage auf, welche
Angebote erweitert werden miissten, um Menschen mit
Behinderungen im Alltag besser partizipieren zu lassen.
Dabei wurde der Wunsch laut, mehr offene Angebote zur
Unterstiitzung zu schaffen sowie mobile und
onlinefdhige Beratungsformen in Gebardensprache und
fur Gehorlose zu unterstiitzen. Als besonders wichtig
erachteten die Teilnehmer/innen auch Angebote fir

Empowerment, wie beispielsweise die Ausbildung von
Menschen mit Beeintrachtigungen zu Inklusionsbotschafterinnen und -botschaftern.

Die Abschrift aller Metaplanwinde dieses Workshops finden Sie im Anhang dieser Dokumentation.
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Workshop 6: Freizeit, Kultur und Sport

Menschen mit Behinderungen sollen die Moglichkeit
haben, aktiv am kulturellen Leben, an Erholung, Freizeit
und Sport teilzuhaben - so sieht es auch der Nationale
Aktionsplan 2.0 vor, in dem die Bundesregierung ihre
Ziele fur die Inklusion in diesem Handlungsfeld
formuliert. Die vier folgenden Projektbeispiele, die sich
im Workshop vorstellten, zeigen, wie es geht.

Durch den Workshop fiihrte Dr. Volker Anneken,
Geschaftsfiihrer des Forschungsinstituts fir Inklusion l

durch Bewegung und Sport an der Deutschen
Sporthochschule Kéln.

Workshop 6: Gutes Beispiel
»lnklusive Freizeitangebote beim Martinsclub®

Auf der Biihne: Jessica Volk, Fachbereichsleitung Bildung und Freizeit im Martinsclub Bremen e. V.
Projekttriger: Martinsclub Bremen e. V.
Internet: www.martinsclub.de

»Menschen mit und ohne Behinderungen wollen gar nicht so unterschiedliche Dinge - und
das ist auch etwas, was uns vorantreibt.“

Jessica Volk, Fachbereichsleiterin Bildung und Freizeit, Martinsclub Bremen e. V.

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Der Martinsclub wurde 1973 gegriindet und zahlt zu den gréRten sozialen Tragern in Bremen. In den
vergangenen 40 Jahren ist das grolRe Dach des Vereins stetig gewachsen und vereint mittlerweile Giber 1.700
Menschen - Mitarbeiter/innen, Kundinnen und Kunden, Mitglieder, Ehrenamtliche und Férderer. Der
Martinsclub verankert die Belange von Menschen mit Beeintrachtigung in der Mitte der Gesellschaft.

Bildung, Freizeit, Wohnen, Schulassistenz, Beratung und Qualifizierung - das ist das breitgefacherte
Angebotsspektrum des Martinsclub Bremen e. V. Der Verein unterstiitzt Menschen aller Altersklassen mit und
ohne Beeintrachtigungen, ihren Alltag eigenverantwortlich und selbstbestimmt zu gestalten. Eines der
Kerngeschafte des Martinsclub sind dabei die Bildungs- und Freizeitangebote fiir Menschen mit geistigen
Beeintrachtigungen. Ob Lesen, Schreiben, Fremdsprachen oder Computerkurse, der Martinsclub bietet viele
Weiterbildungsmoglichkeiten an. Zudem gibt es sportliche und kulturelle Freizeitangebote sowie
Tagesausfliige und Reisen. Die Angebotsvielfalt im Bereich Bildung und Freizeit zihlt zu einem der
umfangreichsten in ganz Deutschland. Bildungs- und Freizeitangebote fiir Menschen mit geistiger
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Beeintrachtigung waren der Ursprung fir die Griindung
des Martinsclubs. Mittlerweile haben sich nicht nur die
Angebote, sondern auch die Zielgruppen erweitert. Der
Martinsclub strebt nach Inklusion und 6ffnet seine
Angebote dementsprechend fiir Menschen mit und
ohne Beeintrachtigung.

Der Martinsclub ist zudem Mitgesellschafter des
Integrationsfachdienstes in Bremen und unterstitzt ——

Menschen mit Behinderungen dabei, einen Arbeitsplatz . '
auf dem Ersten Arbeitsmarkt zu finden. Weiterhin sorgt

der Martinsclub fiir die Wohnbetreuung von ca. 170 Menschen. Das (ibergeordnete Ziel ist dabei die Integration
der Bewohner/innen in das bestehende Gemeinwesen und die Pflege von Beziehungen und Kontakten im
nachbarschaftlichen Umfeld. Ein Leistungsangebot des Martinclubs ist das ,,QuartierWohnen®, das in
Workshop 2 der Inklusionstage vorgestellt wurde.

Wie funktioniert das?

Im Jahr 2015 nahmen wdchentlich 700 Personen mit und ohne Beeintrachtigungen an den Bildungs- und
Freizeitveranstaltungen teil. Dank zahlreicher Kooperationen mit Vereinen und Organisationen sowie mit der
Bremer Volkshochschule verteilen sich die verschiedenen Kurse und Angebote liber die gesamte Stadt.

Die Angebote des Martinsclubs zeichnen sich jedoch nicht nur durch ihre Vielzahl aus. Die Qualitat spielt eine
entscheidende Bedeutung. Alle Betreuer, Gruppenleiter und Trainer sind qualifiziert, die jeweilige Gruppe zu
betreuen.

Ein weiterer Aspekt fiir das Gelingen der Bildungs- und Freizeitangebote im Martinsclub ist das Ehrenamt.
Ohne die Unterstiitzung vieler Freiwilliger waren viele Angebote nicht umzusetzen. Auch hier spielt Inklusion
eine immer wesentlichere Rolle. Mehr und mehr engagieren sich Menschen mit Beeintrachtigungen
ehrenamtlich. Der Martinsclub erkennt darin ein grofRes Potenzial und setzt sich gezielt fir die weitere
Forderung ein.

Drei Projektbeispiele, die zeigen, wie hier Inklusion bei Freizeitangeboten funktioniert:

- Im Sommer 2015 bot der Martinsclub ein zweimonatiges Graffiti-Projekt an. Hierbei kamen 20
Jugendliche mit und ohne Beeintrachtigungen zusammen und stellten sich gemeinsam der Aufgabe, eine
graue Wand in einem von sozial benachteiligten Menschen bewohnten Stadtteil bunt zu gestalten. Ein
Anmeldeboom wurde verzeichnet und die Organisatoren/-innen hatten keine Probleme, das Projekt
inklusiv zu besetzen. Dieses Projekt wurde aus dem Stadtteilbudget gefordert.

- Seit 2015 beinhaltet das Programm auch Kurse, die von Menschen mit Behinderungen selbst konzipiert,
angeleitet und durchgefiihrt werden. Der Kurs Paradies-Tanz flir Personen von 13 bis 30 Jahren startete
im Oktober 2015. Das Kurskonzept wurde von einer Dozentin, die das Down-Syndrom hat, vorgeschlagen
und umgesetzt. Zunédchst wurde das Projekt durch Aktion Mensch geférdert. Inzwischen gelingt die
Finanzierung tber Eigenmittel des Vereins und der anteiligen Férderung durch das Land Bremen.
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- Schon vor einigen Jahren wurde der sogenannte I-Cup (Inklusions-Cup) ins Leben gerufen. Das Thema
FuRball verbindet beinahe alle Menschen. Mit vielen bedeutenden Kooperationspartnern wurde der I-Cup
entwickelt und findet jedes Jahr im September statt. Zwischen 25 und 30 Mannschaften melden sich
jahrlich an. Menschen mit und ohne Beeintrachtigung kénnen und sollen nicht nur an dem Turnier
teilnehmen, sondern sind eingeladen, sich an der Vorbereitung, Organisation und Durchfiihrung des Cups
zu beteiligen.

Warum gelingt hier Inklusion?

Bei den Freizeitangeboten des Martinclubs e. V. stehen
die Kompetenzen der Kunden/-innen im Vordergrund.
Sie werden darin unterstltzt, selbst Kurse anzubieten
und andere Menschen mit und ohne Beeintrachtigungen
anzuleiten. In dem gemeinsamen Miteinander wird die
Vielfalt aller Beteiligten als absolute Bereicherung
gesehen.
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Workshop 6: Gutes Beispiel
,Kanupark Markkleeberg®

Auf der Biihne: Christoph Kirsten, Leiter Kanupark Markkleeberg
Projekttriger: Kanupark Markkleeberg
Internet: www.kanupark-markkleeberg.com

,»Wir haben hier Angebote, die einzigartig sind, und wir versuchen so viele Menschen wie
nur méglich damit zu erreichen. Fiir Menschen mit Behinderungen ist das Thema, mal etwas
ganz AuBBergewéhnliches zu erleben, natiirlich ein sehr groRRes. Hier bei uns im Kanupark
Markkleeberg sind wir neue Wege gegangen, mit einigen Partnern wie dem
Gehorlosensportverband, und wir sind auf einem guten Weg.“

Christoph Kirsten, Kanupark Markkleeberg

»Unser Motto lautete: Gemeinsam durch das wilde Wasser — im Kanupark Markkleeberg
sitzen alle im selben Boot.“

Christoph Kirsten, Kanupark Markkleeberg

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Der Kanupark Markkleeberg bietet auch Menschen mit Beeintrachtigungen die Méglichkeit, die Wildwasser-
Angebote zu nutzen. Seit zehn Jahren vereint der Kanupark sowohl Leistungssport im olympischen Kanu-
Slalom als auch den Freizeitsport mit Wildwasser-Rafting und Wildwasser-Kajak. Mit der Olympiabewerbung
der Stadt Leipzig 2004 fir die Olympiade 2012 wurde der Kanupark Markkleeberg geplant und er 6ffnete am
15. April 2007 seine Pforten. 2015 konnte die Wasseranlage eine Besucherzahl von 450.000 verbuchen und eine
Teilnahmezahl von 25.000.

Im Jahr 2009 entstand der erste Kontakt mit dem Deaf-Medien-Verein Leipzig (Stadtverband der
Hérgeschadigten Leipzig e. V.), als der Verein nach einem Angebot fiir Menschen mit einer
Horbeeintrachtigung fragte. Zunachst war man im Kanupark etwas skeptisch beziiglich etwaiger
Sicherheitsfragen, doch dann setzten sich beide Parteien schnell an einen Tisch und erarbeiteten ein
gemeinsames Konzept, mit dem der Besuch in Markkleeberg sowohl fiir Menschen mit also auch ohne
Behinderungen erméglicht werden sollte.

Der Kanupark Markkleeberg wurde im Mai 2016 mit dem
2. Sdchsischen Inklusionspreis in der Kategorie

~Barrierefreiheit” ausgezeichnet.

Wie funktioniert das?

Der Kanupark Markkleeberg ist eine der modernsten
Wildwasseranlagen in Europa, und die Sicherheit steht
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hier an erster Stelle. Gerade weil die Sport- und Freizeitstatte der Stadt Markkleeberg auch Menschen mit
Behinderungen die Moglichkeit bietet, die Wildwasserangebote zu nutzen, miissen bestimmte
Sicherheitsvorkehrungen obligatorisch sein. So produzierte die Anlage in Kooperation mit dem Deaf-Medien-
Verein Leipzig Videos fiir gehdrlose Personen mit Einweisungen in Gebardensprache. Aber auch auf Menschen,
die sehbehindert, blind oder kérperlich beeintrachtigt sind, ist der Kanupark mittlerweile eingestellt.

Trotzdem missen in der Wasseranlage gewisse grundlegende Bedingung fiir alle Menschen eingehalten
werden - egal, ob mit oder ohne Beeintrachtigung. Jeder sollte schwimmen kénnen, fit und mindestens zwolf
Jahre alt sein. Vorne im Boot sitzen dann mindestens zwei hérende Betreuer, die die Kommandos des Guides
umsetzen, welche die gehorlosen Gaste im hinteren Teil dann nachmachen kénnen.

Nicht nur fiir Aktive auf dem Wasser, sondern auch fiir Zuschauer ist der Kanupark barrierefrei: Uber eine
Auffahrtrampe kénnen Rollstuhlfahrer auf die Wildwasser-Terrasse gelangen und von dort das Geschehen auf
dem Wildwasser-Kanal verfolgen. Es gibt Behinderten-Parkpldtze und der Zugang zum Kanupark ist ohne
nennenswerte Steigungen moglich.

Warum gelingt hier Inklusion?

Im Kanupark Markkleeberg wird anspruchsvoller Sport inklusiv, indem unter Wahrung aller
Sicherheitsanforderungen und gemeinsam mit Interessenvertretungen Lésungen gefunden wurden, damit
Menschen mit Beeintrachtigungen hier die Teilhabe ermdglicht wird. Inklusion heiRt hier aber auch, dass die
strengen Teilnahme-Bedingungen fiir Menschen mit Behinderungen genauso gelten wie fiir Menschen ohne
Behinderungen.

71



P

Inklusionstage 2016

Workshop 6: Gutes Beispiel
»3Chauspiel Leipzig®

Auf der Biihne: Christin Ihle, Dramaturgin Schauspiel Leipzig

Matthias Huber, Dramaturg Schauspiel Leipzig
Projekttrager: Schauspiel Leipzig

Internet: www.schauspiel-leipzig.de

,,Ja, wir kommen ohne ehrenamtliche Hilfe aus — wenn die Autorinnen fiir uns arbeiten,
sollen sie bitte auch Geld dafiir bekommen.“

Matthias Huber, Dramaturg

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Das Schauspiel Leipzig ist das groRte Sprechtheater der sachsischen Metropole und bundesweit ein Vorreiter in
Sachen kultureller Inklusion, da es als erstes deutschsprachiges Sprechtheater ein kontinuierliches und standig
erweitertes Audiodeskriptionsprogramm anbietet. Das Schauspiel Leipzig mdchte blinden und sehbehinderten
Menschen die Teilhabe an Kultur erleichtern und ihnen so die Chance geben, starker am gesellschaftlichen
Leben in Leipzig zu partizipieren und soziale Kontakte zu pflegen.

Mit der Audiodeskription kénnen hier seit Dezember
2013 blinde und sehbehinderte Menschen visuelle
Vorgange auf der Biihne besser wahrnehmen. Monatlich
findet mindestens eine Vorstellung mit Live-
Audiodeskription statt.

Der Impuls fiir die Realisierung des Projektes kam mit
Beginn der Intendanz von Erico Liibbe in der Spielzeit
2013/14. Er hatte zuvor ein Stiick mit Audiodeskription
am Volkstheater Wien gesehen und war begeistert.

Seither werden die Theaterproduktionen mit Audiodeskription pro Spielzeit um zwei bis drei Neu-
Inszenierungen erweitert, so wird eine Wabhlfreiheit in der Auswahl der Vorstellungen sichergestellt.

Um den inklusiven Ansatz des Hauses nachhaltig zu stiitzen, hat das Schauspiel Leipzig auch ein taktiles
Leitsystem installiert, welches den blinden und sehbehinderten Besucherinnen und Besuchern die Orientierung
erleichtern soll. Unterstiitzt wurde dies durch die Sparkasse Leipzig. Dariiber hinaus wurde schon 2002 mit
einem Fahrstuhl, der bis ins Parkett fahrt, eine bauliche Vorkehrung fiir mehr Barrierefreiheit getroffen.

Wie funktioniert das?

Bei diesen Vorstellungen werden blinden und sehbehinderten Menschen die visuellen Vorgange auf der Biihne
mittels Live-Audiodeskription beschrieben. Der Theaterabend beginnt fiir sie in der Regel 90 Minuten vor
Stlickbeginn mit einer speziellen Fiihrung auf der Biihne, in der das Ensemble ihnen das Biihnenbild und die
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Kostlime ndherbringt. An dieser Stelle kann die Biihne abgegangen werden, um Dimensionen zu erfahren und
Materialien und Kostiime kdnnen ertastet werden. Im Anschluss daran gibt es eine spezielle Einflihrung in die
Inszenierung und eine Erlduterung tber die Funktionsweise der Empfangsgerite.

Fir die Erstellung dieser Horspuren liel} das Schauspiel Leipzig, durch Anke Nicolai von der Berliner Firma
»audioskript®, eigens zwei nichtsehende und vier sehende Autorinnen (unter ihnen auch zwei ausgebildete
Sprecherinnen) schulen, die Stiick fiir Stiick ihr Repertoire erweitern. Gearbeitet wird jeweils in Dreier-Teams
bestehend aus einer nicht sehenden und zwei sehenden Autorinnen.

(T ERRAEEERRLALERRL

‘"””Hlllllllllllllllllll l ] '
‘ ””l”'l ‘ | Seit Dezember 2013 fanden iiber 30 Vorstellungen mit
(T Audiodeskription statt. Das Schauspiel Leipzig hofft, die

‘ bisherige Anzahl von 36 Empfangern durch Spenden und
LA Sponsoring weiter erhéhen zu kénnen.

Die Kosten fiir die Grundausstattung und sechs
produzierte Vorstellungen mit jeweiliger Erstellung des
Audioskripts und der Live-Einsprache lagen bei ca.
31.000 Euro. Jede weitere Audiodeskription kostet das
Schauspiel Leipzig ca. 4.000 Euro.

Finanziert werden sollte das Projekt urspriinglich tber
eine Forderung der Stadt. Da es aber zu einer kurzfristigen Haushaltskiirzung kam, wird das Angebot nun tber

eigene Mittel und Sponsoren finanziert.

In der Spielzeit 2016/17 bietet das Schauspiel Leipzig Audiodeskription fiir die Inszenierungen ,Maria

Stuart®, ,Die Schutzflehenden/Die Schutzbefohlenen®, ,Der Zauberer der Smaragdenstadt®, ,,Der schlaue Urfin
und seine Holzsoldaten®, ,Peer Gynt“ sowie ,,Der Gott des Gemetzels“ und ,Metropolis“ an. Mit ,,Der Zauberer
der Smaragdenstadt” wurde erstmals auch ein Stiick speziell fir Kinder und Jugendliche mit Sehbehinderungen
und deren Familien angeboten. AuBerdem startet im November 2016 das neue Projekt ,,Inklusions-
partnerschaft®, das ins Leben gerufen wurde, um nichtsehende und sehende Menschen im Theater
zusammenzubringen.

Warum gelingt hier Inklusion?

Das Schauspiel Leipzig versteht sich als Stadttheater im besten Sinne — ein Theater fir alle Biirger/innen sowie
auch Gaste der Stadt. Dabei spielt es hier keine Rolle, ob ein Gast des Hauses eine Beeintrachtigung hat oder
nicht.
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WS 6: Gutes Beispiel
»1eilhabe ermdglichen - Tragerberatung zur
Umsetzung von Inklusion im Freizeitbereich®

Auf der Biihne: Stephan Liick, Geschaftsfihrer INVEMA e. V.
Projekttriger: INVEMA e. V.
Internet: www.inklusive-gemeinwesen.nrw.de/projekte/freizeit/traegerberatung-von-

inklusion-im-freizeitbereich/kurzdarstellung/

»Auf der einen Seite hatten wir Anbieter, die sich noch nie mit dem Thema Inklusion
beschiftigt haben (...) und auf der anderen Seite hatten wir Eltern, die daran
gewohnt waren, dass es fiir ihre Kinder ,Sonderangebote’ gibt. Und diese beiden
Seiten wollten wir zusammenbringen. “

Stephan Liick, Geschiftsfiihrer INVEMA e. V.

»Wenn wir Inklusion im Freizeitbereich wollen, dann muss die Inklusion da
stattfinden, wo die Kinder- und Jugendarbeit auch fiir alle anderen Kinder und
Jugendlichen stattfindet.”

Stephan Liick, Geschiftsfiihrer INVEMA e. V.

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Der Verein INVEMA e. V. (Inklusion und Verbesserung der Lebensbedingungen von Menschen mit Behinderung
und deren Angehdrigen) besteht seit 1993 im Kreis Siegen Wittgenstein und setzt sich dafir ein, dass Menschen
mit Behinderungen ihr Leben so eigenstidndig wie méglich gestalten kdnnen.

Neben dem hier vorgestellten, seit vier Jahren existierenden Bereich der Tragerberatung umfasst der Verein
auRerdem die Bereiche Wohnen, Schule und Freizeit. Insgesamt beschaftigt INVEMA 270 Mitarbeiter/innen
und unterstitzt ca. 370 Menschen im Kreis Siegen Wittgenstein. Im vergangenen Jahr leistete der Verein
156.000 Stunden Unterstiitzung.

Das Projekt soll Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen die Gestaltung ihrer Freizeit nach ihren
personlichen Wiinschen, BedUrfnissen und Fahigkeiten ermdglichen. Das soll genau dort geschehen kénnen,
wo es auch alle anderen Kinder und Jugendlichen tun, die keine Beeintrachtigung haben. Es geht um die
Befahigung der lokalen Akteure im Freizeitbereich, ihre Angebote inklusiv anzulegen und somit ein
selbstverstindliches Miteinander von Menschen mit und ohne Behinderungen erfahrbar zu machen. Im
Rahmen des Projektes sollen keine neuen Angebote geschaffen werden, sondern bereits bestehende Strukturen
und Angebote im Gemeinwesen im Bereich der Freizeit inklusiv gestaltet werden. Dies geschieht zum einen
durch Beratung und Schulung der Akteure und zum anderen durch eine umfassende Netzwerkarbeit.
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Am Anfang des Projektvorhabens stand im Jahr 2011 eine einjahrige Vorlaufphase unter dem Titel ,,Projekt
Freizeitborse“. Im Januar 2013 startete das insgesamt dreijéhrige Projekt offiziell. Beide Projektphasen wurden
von der Aktion Mensch gefdrdert. Das Projekt wurde durch INVEMA e. V. initiiert.

Wie funktioniert das?

Der Verein hat im Rahmen des Projektes lokale
Netzwerke aufgebaut und kooperiert mit Tragern
nichtkommerzieller Kinder- und Jugendarbeit und
Tragern von Freizeitaktivitaten (z. B. Sportvereine,
Schulen, Schwimmbéader, Kommunen, Kirchen,
Verbidnde). Die Projektphase unterteilt sich in drei
Schritte. Zunachst werden die Trager vor Ort in
Netzwerktreffen und Einzelberatungen fiir die Inklusion

sensibilisiert. Darauf aufbauend sollen konkrete
Angebote der Trager — mit Unterstiitzung des Vereins - fir Menschen mit Behinderungen zuganglich gemacht
werden. Im letzten Schritt sollen positive Erfahrungen und Beispiele fiir verschiedene Formen der
Offentlichkeitsarbeit in Form eines Best-Practice-Handbuchs genutzt werden. Aber nicht nur die Triger
werden bei INVEMA beraten, sondern auch die Eltern der Kinder und Jugendlichen mit Behinderungen, denn
auch sie missen verstehen, dass Inklusion da stattfindet, wo auch Kinder ohne Behinderungen ihre Freizeit
verbringen.

Warum gelingt hier Inklusion?

Das Projekt ist zeitlich befristet, jedoch sehr stark auf den Aspekt der Nachhaltigkeit ausgerichtet. So kénnen
durch Schulungen Akteure im Gemeinwesen befédhigt werden, Angebote von vorneherein inklusiv zu gestalten
bzw. zu 6ffnen. Zudem kénnen die gekniipften Netzwerke auch (iber den Projektzeitraum hinaus Bestand
haben und somit gegenseitige Lernprozesse und ein Erfahrungsaustausch weiterhin stattfinden. Die
Aufbereitung und systematische Dokumentation von Beispielen guter Praxis soll nachhaltige Effekte erzielen.
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Workshop 6: Freizeit, Kultur und Sport
Zusammenfassung der Diskussion

Im Anschluss an die Projektvorstellungen diskutierten die Teilnehmenden des Workshops das Thema
»Inklusiver Sozialraum“ unter dem Fokus von Freizeit, Kultur und Sport und anhand von Leitfragen.

Im Workshop ,,Freizeit, Kultur und Sport“ drehte sich alles um selbstbestimmte und gleichberechtigte Teilhabe
im Rahmen privater Aktivitaten. Vier Impulsfragen brachten die Diskussionen in Gang. Neben der Bewertung
der prasentierten Praxisbeispiele wurde tiber Ursachen diskutiert, die den inklusiven Sozialraum voranbringen.
Die Teilnehmenden tauschten sich zudem dariber aus, wie vor Ort aus Akteuren Partner werden und wo
Handlungsbedarfe fiir eine gelingende Teilhabe bestehen.

Unabhingigkeit bewahren

Die Diskussionsrunde zu den Praxisbeispielen lobte
insbesondere das Projekt INVEMA, da es keine neuen
Vereine oder Institutionen ins Leben ruft, sondern auf
bestehende Angebote zugeht, die sich fiir Inklusion
6ffnen mochten. Die Idee der Initiatoren, eine
Datenbank fiir Suchende und Anbieter von Freizeit- und
Kulturaktivitaten aufzusetzen, fand ebenfalls groRen
Anklang. Die Teilnehmer/innen waren zudem vom

Engagement des Schauspielhauses Leipzig begeistert,
das sein Audiodeskriptionsprogramm trotz fehlender Férderung durch den Freistaat Sachsen nicht aufgab und
erfolgreich umsetzte. AbschlieRend hielten die Gruppen fest, dass alle vorgestellten Projekte dem Credo
~einfach machen“ folgten und somit eine Vorbildrolle einnehmen.

Angebote erweitern

Die Frage nach der Partnerbildung vor Ort wurde von
den Teilnehmenden von unterschiedlichen Seiten
beleuchtet. Es wurde angemerkt, dass die Menschen
grundsatzlich ndher zusammenriicken sollten, um
Inklusion flichendeckend zu realisieren. Eine
Unterteilung in Einzelbereiche wie Inklusion in der
Schule, Inklusion im Kindergarten, Inklusion im
Sportbereich usw. sei nicht zielfiihrend. Daher wurde
eine Art ,Dach” gefordert, das Akteure strukturell _
zusammenbringt. Fir ihre Vernetzung wurden /

A < N\ S~
unparteiische Netzwerkorganisationen empfohlen, die beispielsweise die Vermittlung von Freiwilligen und die
Beratung von Vereinen sicherstellen. Diese kénnte sowohl von Freiwilligenagenturen als auch von Kommunen
initiiert werden. Die Mehrheit sprach sich fiir ein aktives Zugehen auf bestehende Vereine und Einrichtungen
aus. Diese wiederum sollten davon profitieren, wenn sie ihre Tiiren fir Inklusion 6ffneten. Vorteile konnten
etwa eine groRere Breitenwirkung in der Offentlichkeit und der damit verbundene Unterstiitzer/innen- bzw.
Mitgliedergewinn sein.
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Inklusion keine Frage der Beeintrachtigung

Als Grundbedingung fiir einen inklusiven Sozialraum forderten die Diskussionsteilnehmer/innen, Inklusion
dirfe nicht ,personenabhdngig” sein. Jeder Mensch mit und ohne Behinderungen sollte die Moglichkeit haben,
Angebote in Anspruch zu nehmen, unabhangig davon, ob eine unterstiitzende Person dabei ist oder nicht. Im
weiteren Verlauf der Gesprachsrunden wurde bekriéftigt, dass Inklusion wachsen miisse und nicht einfach aus
dem Boden ,gestampft“ werden kénne. Entstehen sollte sie in Schulen, Kitas, Familien, Einrichtungen und
Institutionen, um von dort aus in die Gesellschaft getragen zu werden.

Assistenz fiir Teilhabe essenziell

Zu moglichen Handlungsbedarfen haben die Gesprachsteilnehmer/innen viel diskutiert und abgewogen. Ein
sehr prasentes Thema in den einzelnen Gruppen war die Stellung der Assistenzen. Hierzu wurden Stimmen
laut, das Ehrenamt solle auf politischer und gesetzlicher
Ebene anerkannt werden, damit der Anspruch auf eine
Assistenz bestehen bleibe. Dariiber hinaus bestehe unter
anderem im 6ffentlichen Raum sowie im Personen- und
Nahverkehr akuter Handlungsbedarf in Sachen
Barrierefreiheit. Aber auch Bewusstseinsbarrieren in
Behorden sollten abgebaut werden, dort sollten
Personen mit kdrperlichen oder kognitiven
Beeintrachtigungen als Menschen wahrgenommen
werden und nicht als Kostenfaktor, so ein geduRerter
Kritikpunkt.

Die Abschrift aller Metaplanwinde dieses Workshops finden Sie im Anhang dieser Dokumentation.
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Workshop 7: Menschen mit komplexem
Unterstiitzungsbedarf

Auch das Thema ,,Menschen mit komplexem
Unterstiitzungsbedarf” ist ein wichtiges Thema des NAP
2.0, insbesondere in Bezug auf den inklusiven
Sozialraum. Die vier folgenden Projektbeispiele, die sich
im Workshop vorstellten, zeigen wie es geht.

Moderiert wurde der Workshop von Dr. Katrin Griiber,
Leiterin des Institutes Mensch, Ethik und Wissenschaft.

WS 7: Gutes Beispiel
,KompeTanz*

Auf der Biihne: Magdalena Reinhard, Pddagogische Leitung KompeTanz tanzbar_bremen e. V.
Lisa Jannik, KompeTanz

Isabel Hellmers-Lopéz, KompeTanz
Projekttriger: tanzbar_bremene. V.

Internet: www.tanzbarbremen.com

»Das Projekt stofSt bereits auf bundesweites Interesse, da die Integration von Menschen mit
Behinderungen in kreativen Berufen nach wie vor eine Ausnahme ist. Wenn das
Modellvorhaben erfolgreich ist und wirtschaftlich tragfihig, kann daraus ein
Integrationsprojekt mit Vorzeigecharakter werden.“

Martin Giinthner, Senator fiir Wirtschaft, Arbeit und Hafen, Bremen

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Der Verein tanzbar_bremen ist ein Kollektiv von
Tanzer/innen, Choreografinnen, Tanz- und
Sozialpadagoginnen und -padagogen sowie
Kulturschaffenden mit und ohne Behinderungen. Neben
Angeboten wie Tanztraining und Weiterbildungen
werden hier inklusive Tanzproduktionen entwickelt und
prasentiert, sowie Arbeitsperspektiven im kulturellen
Bereich geschaffen.
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Unter dem Namen ,,KompeTanz“ ist im April 2015 ein Modellprojekt gestartet, das bis Marz 2018 laufen wird.
Hier entwickelt tanzbar_bremen e. V. ein kreativwirtschaftliches Unternehmen mit neuen Arbeitsfeldern fir
Menschen mit Behinderungen und bietet parallel eine umfassende Berufsorientierung fiir Menschen mit
Forderbedarf an. So entstehen Arbeits- und Praktikumsplétze in der Kreativwirtschaft, in inklusiven Tanz- und
Empowermentworkshops und Tanztheaterproduktionen. Menschen mit Behinderungen, die neue Wege gehen
mochten, sollen bei KompeTanz befihigt werden, ihre eigenen Entscheidungen zu treffen und vertreten zu
kénnen, um auf die Anforderungen des Ersten Arbeitsmarktes vorbereitet zu sein. Das Projekt KompeTanz wird
geférdert durch das Integrationsamt beim Amt fir Versorgung und Integration Bremen (AVIB) aus Mitteln der
Ausgleichsabgabe und durch Eigenmittel finanziert.

Schulabgénger/innen mit Férderbedarf kdnnen bei Vorliegen der Férdervoraussetzungen von der Agentur fir
Arbeit unterstiitzt werden, wenn sie an dem Projekt teilnehmen.

Wie funktioniert das?

Junge Menschen mit einer geistigen Behinderung haben es nach Beendigung der Schulzeit sehr schwer, sich auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu orientieren und Wege der Beschaftigung alternativ zur Werkstatt zu finden.
KompeTanz bietet jungen Menschen mit Férderbedarf eine Berufsorientierung im Rahmen eines 18-monatigen
Programms: Ca. 30 Stunden pro Woche werden sie geschult und erlangen so Schliisselqualifikationen und
praktische Einsatzmoglichkeiten am Beispiel kiinstlerischer Tanzproduktionen. Das Projekt vermittelt
arbeitsweltbezogene Kompetenzen und Qualifikationen. Auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zéhlen die Soft-
Skills, die hier trainiert werden: Team-und Kritikfahigkeit, Selbsteinschatzung, Pinktlichkeit, Zuverlassigkeit,
Disziplin und Durchhaltevermégen. Die kreativen Potenziale der jungen Menschen werden in Trainings
offengelegt, die individuelle Entwicklung gezielt geférdert. Das Projekt agiert bereits unternehmerisch: Das
KompeTanz-Team bietet individuelle Programme fiir Veranstaltungen von Firmen und Vereinen an. Durch die
Vermittlung von Praktika und die Anwerbung interessierter Unternehmen wird der Weg in die Arbeitswelt
geebnet. Ein Projekt, das sowohl kiinstlerischen als auch konkret arbeitszufiihrenden Inhalt betont.

Warum gelingt hier Inklusion?

Das besondere an KompeTanz ist, dass die Angebote
von und mit Menschen mit Behinderungen entwickelt
und angeboten werden. Somit werden
Selbstbestimmung und Teilhabe nicht nur angestolRRen,
sondern vorgelebt. Hier werden auch Menschen ohne
Behinderungen von Menschen mit Behinderungen
unterrichtet und angeleitet.
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Workshop 7: Gutes Beispiel
,Wohnen mit Intensivbetreuung®

Auf der Biihne: Kirsten Bielefeld, Bereichsleiterin Ambulant Betreutes Wohnen
Furst-Donnersmarck-Stiftung

Dr. Karl Bald, Koordinator Fortbildung und Forschungsbeirat
Furst-Donnersmarck-Stiftung

Saskia Singer, Sozialarbeiterin Wohnen mit Intensivbetreuung,
Ambulant Betreutes Wohnen der Fiirst-Donnersmarck-Stiftung

Projekttrager: First-Donnersmarck-Stiftung

Internet: www.fdst.de

»Eine Unterbringung in Heimen und Sondereinrichtungen ist mit einer an den
Menschenrechten orientierten Behindertenpolitik schwer vereinbar.“

Kirsten Bielefeld, Bereichsleiterin Ambulant Betreutes Wohnen Fiirst-Donnersmarck-Stiftung

»Wenn Menschen eine eigene Wohnung haben, entscheiden sie selbst, wie viel
Néhe und Distanz sie zu anderen haben wollen. Das finde ich wichtig am Wohnen
mit Intensivbetreuung. Das heif3t: Ja, man kann mit den anderen zusammen essen
und kochen und Freizeit verbringen. Aber man muss es nicht.”

Kirsten Bielefeld, Bereichsleiterin Ambulant Betreutes Wohnen Fiirst-Donnersmarck-Stiftung

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Das Ambulant Betreute Wohnen ist eine Einrichtung der Fiirst-Donnersmarck-Stiftung zu Berlin. Seit fiinf
Jahren bietet die Stiftung Menschen mit Kérper- und Mehrfachbehinderungen differenzierte Wohn-, Assistenz-
und Betreuungsformen in Berlin, die insbesondere den Artikeln 19 und 22 der UN-BRK gerecht werden sollen.
Die Klientinnen und Klienten fiihren hier ein moéglichst selbstbestimmtes Leben und kénnen so Teilhabe am
Leben in der Gesellschaft verwirklichen. Dies erfolgt insbesondere in zwei Berliner Wohnprojekten, dem Projekt
~Seelbuschring” in Berlin-Tempelhof sowie der ,,Alten Malzerei“ in Berlin-Pankow fir Menschen mit einem
hohen Unterstiitzungsbedarf sowohl in der Pflege als auch bei der Teilhabe in der Gesellschaft.

Ziel und Zweck der 1916 gegriindeten Stiftung ist die Rehabilitation von Menschen mit Kérper- und

Mehrfachbehinderungen. Die First-Donnersmarck-Stiftung hat bereits 1979 die erste Wohngemeinschaft fir
Menschen mit Behinderungen eroffnet.
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Wie funktioniert das?

Drei Wohnformen sind im Angebot:

Im betreuten Einzelwohnen wohnen die Klientinnen
und Klienten in ihren eigenen vier Wanden, leben und
gestalten den Alltag selbststiandig. Wo es nétig und
gewiinscht ist, werden sie von padagogischen
Fachkréften unterstitzt.

In den Wohngemeinschaften verbinden Menschen mit
Behinderungen Individualitat, Gemeinschaft und
Teilhabe am sozialen Leben. Jeder mietet ein Zimmer
fr sich; Kiiche, Wohnzimmer und Bader werden
gemeinsam genutzt. Die WGs liegen in Bezirken mit

guter Infrastruktur. Hier leben vier bis sieben Menschen zusammen. Das sozialpddagogische Team unterstiitzt,
begleitet und berit sie. Zusatzlich bietet die Stiftung auch das Trainingswohnen in der WG fiir junge
Erwachsene mit kérperlichen Beeintrachtigungen an.

Das Wohnen mit Intensivbetreuung richtet sich an Menschen mit Behinderungen, die einen intensiven

Betreuungs- und Pflegebedarf haben und zuvor in einem stationdren Wohnheim gelebt haben. In ihren eigenen
vier Wanden werden sie bei Bedarf rund um die Uhr betreut. Die Klientinnen und Klienten wohnen in
modernen, barrierefreien Einzelappartements.

In Zusammenarbeit mit der Alice-Salamon-Hochschule in Berlin-Hellersdorf wurde das Projekt
wissenschaftlich begleitet. Die Ergebnisse der Begleitforschung zeigen, dass durch die Verdnderung des
Wohnortes die sozialen Kontakte der Bewohner/innen zugenommen haben, Angste und Depressionen
hingegen nicht angestiegen sind, und dass kein/e Bewohner/in die Riickkehroption ins Wohnheim
wahrnehmen mochte. Das Kontrollgremium des Forschungs-Projektes ist der Beirat, in dem sich
Leistungstrager (Senat und Bezirksamter), der Leistungsanbieter und die wissenschaftlichen Krafte treffen.

Warum gelingt hier Inklusion?

Mittels individuell moéglichst genau abgestimmter Verzahnung von Pflege- und padagogischer
Eingliederungshilfeleistung zur Férderung von Teilhabe erlangen die Bewohner/innen ein HéchstmaR an
Autonomie. Das Wohnen im Wohnheim kann trotz hohem Hilfebedarf und Mehrkostenvorbehalt der
Kostentrager vermieden werden.
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Workshop 7: Gutes Beispiel
,Gut Leben in NRW*

Auf der Biihne: Julia Ohmes, Projektleitung, Landesverband fiir Menschen mit Kérper- und
Mehrfachbehinderung NRW e. V.

Marc Schropfer, Mitglied der Teilhabegruppe Oberhausen
Doro Fenner, Projektkoordinatorin, Landesverband fiir Menschen mit Kérper- und

Mehrfachbehinderung NRW e. V.

Projekttriger: Landesverband fiir Menschen mit Kérper- und Mehrfachbehinderung NRW e. V.,
gefordert durch die Stiftung Wohlfahrtspflege des Landes NRW

Internet: www.gut-leben-in-nrw.de

»Wir als Projekttrager méchten mit dem Projekt Menschen mit komplexem
Unterstiitzungsbedarf befihigen, eigene Zukunftsvorstellungen zu entwickeln und sich den
Weg in ihr eigenes, selbststindiges Leben zu ebnen.

Julia Ohmes, Projektleiterin ,,Gut leben in NRW*

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

Der Landesverband fiir Menschen mit Kérper- und Mehrfachbehinderung NRW e. V. méchte mit dem
Projekt ,,Gut leben in NRW* die Umstellung und Entwicklung von einer einrichtungszentrierten zu einer
personenzentrierten Ausrichtung in der Eingliederungshilfe unterstiitzen. Die veranderte Situation der
Eingliederungshilfe erfordert, die Wiinsche und Vorstellungen des Menschen mit Behinderungen zu
erfassen. Gerade im Wohnbereich, bei der Alltagsgestaltung und im Arbeitsleben waren die Wahl- und
Entscheidungsmoglichkeiten in der Vergangenheit eingeschrankt. Insbesondere die Leistungserbringer sollen
ihre stationdren Angebote passgenau differenzieren und zu ambulanten, personenzentrierten Leistungen
weiterentwickeln kénnen.

»Gut leben in NRW* will Beratungssettings erproben, die es Menschen mit Behinderungen und komplexem
Unterstiitzungsbedarf erméglichen, selbstbewusst eigene Zukunftsvorstellungen zu entwickeln. Dabei sollen
unterschiedliche Kompetenzen gebiindelt werden: Menschen mit Behinderungen, Angehérige, Freunde,
Nachbarn sowie Anbieter sozialer Dienstleistungen sollen vor dem Hintergrund ihrer Erfahrungen eine
kompetente, dialogisch und personenzentriert angelegte Beratung und Unterstiitzung von Menschen mit
komplexem Unterstltzungsbedarf gewahrleisten.

Die Laufzeit des Projekts betrdgt drei Jahre: von Mai 2014 bis April 2017.

Wie funktioniert das?

An zehn Standorten in Nordrhein-Westfalen wurden , Teilhabegruppen® gebildet. Eingeladen zur Teilnahme
wurden junge Erwachsene und erwachsene Menschen mit Behinderungen, die einen Verdnderungsprozess ihrer
Wohn- und/oder Lebenssituation anstoRen oder weiter verfolgen wollten, sowie Personen aus dem nahen
Umfeld (Familie, Freunde etc.). Auch Mitarbeiter/innen von Leistungsanbietern, die Interesse haben, diesen
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Prozess zu begleiten und bestehende Leistungsformen weiterzuentwickeln oder neue Formen zu erproben,

sind Teil der ,Teilhabegruppen®.

Die zehn Teilhabegruppen bewarben sich in einem
Ausschreibungsverfahren. Die Steuerungsgruppe, die aus
den eingegangenen Bewerbungen zehn Teilhabegruppen
auswabhlte, bestand aus Vertreterinnen und Vertretern
des Landes NRW, des Kreises Warendorf, der FH
Bielefeld, der Elternschaft, des Landesverbandes fiir
Menschen mit Kérper und Mehrfachbehinderung NRW
e. V. sowie des Bundesverbandes fiir Menschen mit
Korper- und Mehrfachbehinderung e. V. - und natiirlich
der Selbstvertretung des Tragers.

Die inhaltliche Gestaltung der Gruppe richtet sich nach den Interessen der Teilnehmenden und kann die
Initiierung von Gesprachskreisen sowie Informationsveranstaltungen zu unterschiedlichsten Themen oder
sogar den Aufbau eines neuen Wohn-, Arbeits- oder Freizeitprojektes beinhalten.

Das Projekt ,,Gut leben in NRW* wird von der Fachhochschule Bielefeld wissenschaftlich begleitet. Die
Evaluation erfolgt prozesshaft und soll Kenntnisse tiber hilfreiche Arrangements, Settings und Kompetenzen
gewinnen, die den Selbstbestimmungsprozess von Menschen mit Behinderungen unterstitzen.

Warum gelingt hier Inklusion?

Hier sitzen die am Tisch, die die Dienstleistungen der Trager nutzen: Menschen mit Beeintrachtigungen
entwickeln gemeinsam mit Leistungsanbietern Konzepte, die ihren Bedirfnissen entsprechen.
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WS 7: Gutes Beispiel
,Toiletten fir alle®

Auf der Biihne: Jutta Pagel-Steidl, Geschéftsfiihrerin Landesverband fiir Menschen mit Kérper- und
Mehrfachbehinderung Baden-Wirttemberge. V.

Helga Vazquez, Projektmitarbeiterin Landesverband fiir Menschen mit Kérper- und

Mehrfachbehinderung Baden-Wiirttemberg e. V.

Projekttriger: Landesverband fiir Menschen mit Kérper- und Mehrfachbehinderung Baden-
Wiirttemberg e. V. Das Projekt wird unterstitzt durch das Ministerium fir Soziales
und Integration aus Mitteln des Landes Baden-Wiirttemberg.

Internet: www.toiletten-fuer-alle-bw.de

»Eine , Toilette fiir alle’ bedeutet fiir uns, dass Inklusion iberall stattfinden kann. Wir
kénnen vor die Haustiir gehen und wissen, vor Ort finden wir eine Toilette und kénnen die
Windeln wechseln.“

Ursula Hofmann, Mutter mit Tochter Anne

Kurz zusammengefasst: Worum geht es?

»Toiletten fir alle” sind ein wichtiger Baustein auf dem Weg zu einer inklusiven Gesellschaft. Denn wo
geeignete Orte zum Windel-Wechseln - also , Toiletten fiir alle” - fehlen, missen sich die Betroffenen an
unwiirdigen Orten wie auf dem FuRRboden einer &6ffentlichen Toilette oder auf der Riickbank des Autos auf dem
Parkplatz wickeln lassen — oder ganz zuhause bleiben. Mit dem Projekt , Toiletten fiir alle in Baden-
Wiirttemberg“ sollen bis Ende 2016 in vielen Orten , Toiletten fir alle” entstehen. Bislang wurden drei
»Toiletten fir alle“ eréffnet: in Waldkirch bei Freiburg im Breisgau, in Stuttgart und am Ebnisee.

In Deutschland gibt es keine verpflichtende Baunorm fiir solche Toiletten. Das Sozialministerium Baden-
Wiirttemberg hat das Férderprogramm ,Toiletten fiir alle in Baden-Wiirttemberg“ aufgelegt. Der
Landesverband fiir Menschen mit Kérper- und Mehrfachbehinderung Baden-Wiirttemberg e. V. wirbt als
Partner des Sozialministeriums fiir die Einrichtung solcher ,Toiletten fir alle®.

Zielgruppen des Projekts: Menschen mit Behinderungen, die alter als drei Jahre sind, Menschen mit Schadel-
Hirn-Trauma, Menschen, die an Multipler Sklerose erkrankt sind, Menschen mit Querschnittlahmung, altere
Menschen, die schwer pflegebediirftig und/oder dement sind. Dies sind allein in Baden-Wiirttemberg 380.000
Personen.

Wie funktioniert das?

Der Raum ist mindestens sieben Quadratmeter groR und ausgestattet mit einer hdhenverstellbaren Pflegeliege
fur Erwachsene, einem Patientenlifter zum Umsetzen vom Rollstuhl auf die Liege und zurlick, einem (luftdicht
verschlieBbaren) Windeleimer, einem unterfahrbaren Waschbecken. Gut geeignet sind ,normale“
Rollstuhltoiletten, die groR genug sind fiir die notwendige Zusatzausstattung. Eine Alternative kann ein
separater Wickelraum oder Sanitatsraum sein.
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Die Standorte, Ausstattung und Offnungszeiten sind auf den Internetseiten www.toiletten-fuer-alle-bw.de fiir
Baden-Wirttemberg sowie bundesweit unter www.toiletten-fuer-alle.de - ein Projekt der Stiftung Leben pur

aus Miinchen - aufgelistet.

Warum gelingt hier Inklusion?

Das Sozialministerium Baden-Wirttemberg fordert in
2016 und 2017 die Ausstattung von , Toiletten fir alle”
mit bis zu 12.000 Euro fiir die Zusatzausstattungen, ein

Eigenanteil von mindestens zehn Prozent wird
erwartet. Dies bezieht sich auf die notwendige
Zusatzausstattung. Bis Ende 2016 sollen so etwa 30
»Toiletten fir alle“ in Baden-Wirttemberg entstehen.
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Workshop 7: Menschen mit komplexem
Unterstiitzungsbedarf
Zusammenfassung der Diskussion

Im Anschluss an die Projektvorstellungen diskutierten die Teilnehmenden des Workshops das Thema
»Inklusiver Sozialraum“ unter dem Fokus der Zielgruppe der Menschen mit komplexem

Unterstiitzungsbedarf und anhand von Leitfragen.

Der Workshop ,Menschen mit komplexem
Unterstitzungsbedarf” befasste sich mit vier Kernfragen
zu der Situation und Herausforderung dieser
Personengruppe. Dabei nahmen auch einige Menschen
mit komplexem Unterstitzungsbedarf an den
Diskussionen teil. Es ging neben der Definitionsfrage
zum Zusatz ,.komplexer Unterstiitzungsbedarf* darum,
welche Handlungsbedarfe in dem Bereich bestehen, wie
die Verantwortlichkeiten verteilt sind und wodurch

engagierte Akteure besser zusammenfinden.
Keine allgemeingiiltige Definition moglich

Zur Frage, wie man komplexen Unterstiitzungsbedarf definieren kénne, folgten teilweise langere Diskussionen.
Die Teilnehmenden hatten sehr unterschiedliche Begriffsvorstellungen. Einige behaupteten, nur eine
Kombination aus mehreren Beeintrdachtigungen kénne als komplex gewertet werden. Andere wiederum
merkten an, einfache Behinderungen bzw. Diagnosen fiihrten auch zu komplexem Unterstiitzungsbedarf. Als
Beispiel hierfiir wurde Autismus genannt. In der Diskussion wurde aber schnell klar, dass eine allgemeingiiltige
Definition nicht allein anhand der Summe von Beeintrachtigungen und infrage kommender
Sozialgesetzparagrafen zu treffen sei. Man war sich einig, dass das Spektrum an Behinderungen und deren
Kombinationen dafiir einfach zu grolR ware, als dass derartige Festlegungen sinnvoll erschienen.

Betreuungsmodelle gehen an Bediirfnissen vorbei

Wo sahen die Anwesenden Handlungsbedarf? An mehreren Tischen wurde die Meinung laut, dass Menschen
mit Behinderungen allgemein sowie mit komplexem Unterstiitzungsbedarf nach wie vor keine prominente
Stimme bzw. Lobby in Politik und Gesellschaft besaRen. ]
Damit seien Personen mit komplexem
Unterstiitzungsbedarf besonders gefahrdet, exkludiert
zu werden. Es gelte daher, Berlihrungsangste
abzubauen, mehr Wissen iber Menschen mit
Behinderungen uber 6ffentliche
Informationskampagnen zu verbreiten und so eine
Befahigung aller Akteure des sozialen Raums zu
erwirken. Man war sich auch gruppeniibergreifend einig,
dass bestehende Betreuungsmodelle fiir Menschen mit

komplexem Unterstiitzungsbedarf in der Regel von
Nicht-Betroffenen konzipiert wurden und somit nicht passgenau seien. Stattdessen forderten die
Teilnehmer/innen Modelle, die individuelle Bedirfnisse einer Person beriicksichtigen. Als Abhilfe regten hier
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einige der Diskutierenden verbesserte Beratungsmaoglichkeiten an, also unabhangige, instanzeniibergreifende
Ratgeber. Zudem wurde gefordert, sich vom rein modell- und projektbasierten Arbeiten zu verabschieden und
zu einer dauerhafteren Finanzierung der Betreuung zu gelangen. Insgesamt war man sich einig, dass es an
finanziellen Mitteln fiir eine addquate Erméglichung der Inklusion im sozialen Raum mangele.

Inklusiver Sozialraum fiir gehdrlose Menschen verbesserungswiirdig

Rege diskutiert wurde die Frage, wie die Teilhabe von Menschen, die sich lautsprachlich nicht dauRern kénnen,
verbessert oder (iberhaupt erst ermoglicht werden kann. Dazu miisse eine moderne Ausstattung der
Sozialrdume und eine starkere Sensibilisierung des Umfeldes erfolgen, so die Gesprachsteilnehmenden. Hier
wurde erneut der Mangel an finanziellen Mitteln fiir entsprechende MalRnahmen beklagt, etwa fiir Hilfsmittel
in Leichter Sprache oder ein flaichendeckender Einsatz von Gebérdensprache an Schulen.

Zustandigkeiten nicht klar

In den Diskussionsrunden wurde schnell transparent,
dass sich alle Beteiligten mit zu vielen verschiedenen
verantwortlichen Stellen und Schnittstellen auf Bund-
und Landerebene konfrontiert sahen. Mehrfach wurde
der Ruf nach einer zentralen Stelle laut, die sich um alle
Belange kiimmere. AuRerdem gingen kleine regionale
Projekte oftmals unter und wiirden nicht von
Férderungsinstanzen beriicksichtigt - und dies zu
Gunsten grofller, bundesweit titiger Organisationen. Zur

Frage, wie aus Akteuren Partner werden, wurde die
Vernetzung aller Akteure gefordert, ebenso eine
Kompetenzbiindelung und eindeutige Gesetzesvorgaben.

Die Abschrift aller Metaplanwinde dieses Workshops finden Sie im Anhang dieser Dokumentation.
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Inklusiver Abend

Der Abend wurde festlich und stand im Zeichen des Austausches - denn zehn Jahre UN-
Behindertenrechtskonvention sind auch ein Grund zum Feiern. Dass Kultur auch inklusiv sein kann, hatten
schon verschiedene Projekte im Workshop ,Freizeit, Kultur und Sport“ bewiesen. Am Abend konnten sich nun
alle Teilnehmenden der Inklusionstage 2016 davon liberzeugen, dass sich der inklusive Sozialraum auch auf die
Biihne des bcc Berlin Congress Center erstrecken kann.
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BegriiRung

Interview mit Dr. Rolf Schmachtenberg, Abteilungsleiter im Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales, und
Tanja Samrotzki, Moderatorin

Tanja Samrotzki: ,Herr Dr. Schmachtenberg, wir haben heute alle hart gearbeitet. Wie haben Sie die
Stimmung erlebt? Was ist Ihr Eindruck vom ersten von zwei Inklusionstagen 2016?

Dr. Rolf Schmachtenberg: ,,Gut, engagiert und kritisch -
das ist mein Eindruck vom ersten Inklusionstag 2016.
Uns alle hier treibt ein klarer Wille an, an einer besseren
Gesellschaft zu arbeiten, einer inklusiven Gesellschaft. In
diesem Jahr hatten wir noch mehr Anmeldungen als in
den Vorjahren: Heute sind wir Giber 500, und morgen,
wenn wir Uber das wichtige Thema Wahlrecht sprechen,
wahrscheinlich fast 450 Menschen. Ich schitze an den
Inklusionstagen gerade das Publikum und seine gute
Mischung - haben wir nicht viel zu viele

Veranstaltungen, zu denen nur Vertreter/innen aus Ministerien und Fachverbinden eingeladen werden? Hier
kommen alle zusammen, arbeiten engagiert und sind auch kritisch, denn wir wollen etwas bewegen.”

Tanja Samrotzki: ,Was nehmen Sie vom heutigen Tag mit, Herr Dr. Schmachtenberg?“

Dr. Rolf Schmachtenberg: ,Heute haben wir in sieben Workshops zum Thema ,inklusiver Sozialraum*“ viele
Dinge hinterfragt und haben Beeindruckendes vor Augen gefiihrt bekommen. In den Workshops, die ich
besucht habe, habe ich hochinteressante konkrete Projektbeispiele kennengelernt. Solche Beispiele zeigen uns
immer wieder, was moglich ist - auch auf die Gefahr
hin, dass nicht jedes Beispiel auf jede Region
Ubertragbar ist. Aber auch das kritische Hinterfragen in
den Workshops gab viele Hinweise, deshalb ist das
Format auch so gut.

Das Thema ,inklusiver Sozialraum®, der Schwerpunkt
dieser Inklusionstage, ist uns sehr wichtig, weil es sehr
breit gefachert ist, verschiedene Lebenslagen betrifft
und wir uns zu diesem Punkt im NAP 2.0 einiges

vorgenommen haben. Wir erhoffen uns deshalb von
diesen Inklusionstagen wichtige Impulse.”

Tanja Samrotzki: ,Was sicher fiir sie alle interessant ist: All die interessanten Beispiele, die in den sieben
Workshops vorgestellt wurden - insgesamt sind es 25! - konnen sie in der Dokumentation der gesamten
Inklusionstage 2016 nachlesen, die es wieder geben wird. Den Link zu dieser barrierefreien Dokumentation
werden alle Teilnehmenden erhalten.

Herr Schmachtenberg, was ist nun besonders wichtig, was sind die wichtigsten Baustellen fiir Ihr Haus?“

Dr. Rolf Schmachtenberg: ,Neben den Inklusionstagen haben wir im BMAS zusammen mit den anderen
Bundesministerien in dieser Legislaturperiode eine grofle Agenda bearbeitet. Einige Vorhaben wie das
Behindertengleichstellungsgesetz haben wir bereits umgesetzt. Aber es folgen noch wichtige Aufgaben:

Die Bundesfachstelle fiir Barrierefreiheit hat ihre Arbeit aufgenommen, die Partizipationsrichtlinie steht kurz
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vor der Veroffentlichung. Die Schlichtungsstellenverordnung und damit verbunden die Einrichtung der
Schlichtungsstelle waren zu nennen, diese Aufgabe wird bei der Behindertenbeauftragten angesiedelt. Der
Teilhabebericht ist in der Ressortabstimmung, der dazugehdrige Survey ist in der Ausschreibung. Das

Bundesteilhabegesetz ist jetzt in den Beratungen im Bundestag und danach noch ein zweites Mal im Bundesrat.
Wir wollen alle, dass es moglichst gut wird, und daher stecken wir viel Energie in diese Vorhaben. Sie sehen, wir
haben noch einiges vor der Brust!

Tanja Samrotzki: ,,Bei Inklusion denke ich immer zuerst
an Themen wie Bildung oder Wohnen. Aber wie steht es
denn um die Kultur? Denn darum soll sich ja heute
Abend alles drehen.“

Dr. Rolf Schmachtenberg: ,Morgen gibt es im Rahmen
der Inklusionstage wieder den ,Runden Tisch
barrierefreies Fernsehen®, daran sind nun bereits zum
vierten Mal 6ffentlich-rechtliche wie private
Fernsehsender und Vertreter/innen verschiedener

Verbande, die Menschen mit Beeintrachtigungen
vertreten, beteiligt. Hier geht es zum Beispiel um das Thema Untertitelung und Audiodeskription und auch
Leichte Sprache, wir kommen voran und werden besser, aber hier geht sicherlich noch mehr.

Aber es gibt auch andere Initiativen, ein gutes Beispiel fiir Inklusion in der Kultur ist eine Internetplattform, von
der ich gehort habe. Sie vermittelt Schauspieler/innen mit Beeintrachtigungen und treibt dieses Thema voran,
damit kiinftig, wenn wir zum Beispiel einen Tatort sehen, auch selbstverstiandlich Menschen mit
Beeintréchtigungen dabei sind. Das ist Inklusion. So wachst es langsam - und es ist ein weites und groRes
Feld.”

Tanja Samrotzki: ,,Herzlichen Dank fiir Ihre Einschdtzung, lieber Dr. Schmachtenberg. Nun wiinsche ich
Ihnen und allen Anwesenden viel SpaR auf dem ,inklusiven Abend’, der einige inklusiv-kulturelle
Hoéhepunkte bereithalt!“
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Die Kiinstler/innen des Abends:

i UN-Behindertt

- ' -7- “ ; . 7‘

Der Breakdancer ,,Stix“ tritt sonst beim Cirque de Soleil auf, an diesem Abend auf den Inklusionstagen.

Die ,,Minotaurus-Kompanie“ zeigte Ausschnitte aus ihrer Revue ,,Es ist ... zum Verriicktwerden®.

»Graf Fidi“ rappte Songs wie , All inclusive“ oder ,Klartext®, die klare Forderungen fir mehr Inklusion artikulieren.
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Vorstellung und Diskussion der Ergebnisse der
,otudie Wahlen®

14. Oktober 2016
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Begriflung und Einfliihrung

Berlin, 14. Oktober 2016
Rede von Gabriele Losekrug-Moller, MdB,
Parlamentarische Staatssekretarin bei der Bundesministerin fiir Arbeit und Soziales

Meine sehr geehrten Damen und Herren,
liebe Giste,

es freut mich, dass wir trotz der frithen Stunde auch heute schon wieder ein fast volles Haus haben. Nach den
Anmeldungen zu urteilen, steuern wir in diesem Jahr auf einen neuen Besucherrekord zu. Das finde ich ganz
prima. Einige von Ihnen konnten gestern noch nicht dabei sein, deshalb ein kurzer Blick zuriick auf den
gestrigen Tag.

Ein Tag, der richtig spannend war. So hat uns Prof. Dr. Riedel noch einmal eindriicklich die
menschenrechtlichen Zielstellungen aus der UN-Behindertenrechtskonvention vor Augen gefiihrt. Er hat das in
einer Weise getan, die uns lber die nationalen Diskussionen hinaus interessante Einblicke in den
internationalen menschenrechtlichen Diskurs gewdhrt und unseren Blick geweitet hat.

Die anschlieRende Gesprachsrunde hat dann deutlich gemacht, dass wir — und darin waren sich alle
Teilnehmenden einig - bei der Verwirklichung der Rechte der UN-Behindertenrechtskonvention noch lange
nicht am Ende angelangt sind. Denn auch wenn es viele positive Veranderungen in den letzten Jahren gegeben
hat, bleibt beim Thema Inklusion noch viel zu tun.

Die im Anschluss vorgestellten vielen guten Beispiele
haben uns dann auf den nationalen Boden

INKLUSIONSTAGE 201

13.-14. Oktober 2016
Bundesministerium flr Arbeit und Soziales
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zuriickgefiihrt — man kénnte auch sagen wieder geerdet.

Weg von der Theorie, hin zur Praxis. Diese Beispiele aus
den verschiedensten Bereichen haben eindrucksvoll
gezeigt, wie Inklusion funktionieren kann. Sie haben
gezeigt, dass der Inklusionsgedanke an vielen Stellen
schon mitten in der Gesellschaft angekommen ist.

Das macht Mut und motiviert, beim Thema Inklusion
dauerhaft am Ball zu bleiben.

Wo wir noch ansetzen mussen, um ein Lebensumfeld zu schaffen, dass alle Menschen mit und ohne
Behinderungen selbstbestimmt gemeinsam nutzen und mitgestalten kénnen, wurde dann in den verschiedenen
Workshops intensiv diskutiert. Diese Diskussionsergebnisse werden, das mdchte ich an dieser Stelle noch
einmal sagen, wie im letzten Jahr in einer Dokumentation zusammengefasst und veréffentlicht. So kénnen sich
alle, die gestern nicht dabei sein konnten, auch noch im Nachhinein informieren.

Doch nun zu unserem heutigen Thema ,Vorstellung der Ergebnisse der Studie Wahlen®“. Worum geht es hier?

Wie Sie sicherlich alle wissen, ist die Allgemeinheit der Wahl einer der zentralen Grundsitze des deutschen
Wabhlrechts. Das bedeutet, dass grundsitzlich jedem/jeder Volljahrigen ohne Riicksicht auf seine/ihre soziale
Stellung die individuellen Fahigkeiten, die Bildung oder Lebensstellung das Wahlrecht zusteht. Denn das Recht
zu wahlen und gewdhlt zu werden, ist das grundlegendste politische Mitwirkungsrecht in einer Demokratie.
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Nach diesem Grundsatz steht selbstverstiandlich auch Menschen mit Behinderungen das aktive und passive
Wahlrecht bei Bundestags-, Landtags- und Kommunalwahlen zu. Nach einer Regelung des
Bundeswahlgesetzes sind aber Menschen, fiir die dauerhaft zur Besorgung aller ihrer Angelegenheiten ein
Betreuer bestellt ist, man sagt dazu auch Vollbetreuung, vom Wahlrecht ausgeschlossen. AuRerdem ist von der
Wahl ausgeschlossen, wer sich im psychiatrischen MaRregelvollzug befindet, weil er aufgrund einer Krankheit
oder Behinderung schuldunfahig ist und krankheitsbedingt weitere Gefahren fiir die Allgemeinheit drohen.

Ob diese Regelungen im Bundeswahlgesetz, insbesondere mit Blick auf die Anforderungen der UN-
Behindertenrechtskonvention, unverdndert aufrechterhalten, modifiziert oder gar ganz gestrichen werden
sollten, dariiber wird schon seit ldngerem auch im parlamentarischen Raum diskutiert. Und genau dahin,
namlich ins Parlament, gehort die Diskussion auch.

Denn die Ausgestaltung und Novellierung des Rechts fiir die Wahl der Abgeordneten des Deutschen
Bundestages nimmt der Bundestag traditionell selbst wahr. Das bedeutet, dass Gesetzentwiirfe im Bereich des
Wahlrechts aus der Mitte des Bundestags vorgelegt werden. Und die Bundesregierung hierzu tiblicherweise

keine eigenen Gesetzesinitiativen einbringt.

Die Diskussionen im und auRerhalb des Parlaments
haben allerdings gezeigt, dass es liber den genannten
Personenkreis zwar viele Vermutungen, aber wenige
belastbare Fakten gibt. In ihrem ersten Nationalen
Aktionsplan zur UN-Behindertenrechtskonvention hat
die Bundesregierung daher beschlossen, eine Studie in
Auftrag zu geben, die Fakten und Erkenntnisse fiir die
weitere Diskussion liefern sollte. So ging es darum, zu
erfahren, welche Personenkreise tiberhaupt von den
Wahlrechtsausschliissen und in welchem AusmaR

betroffen sind.

Des Weiteren sollte die Studie die Frage kldren, ob die Ankniipfung von Wahlrechtsausschliissen an die
dauerhafte richterliche Anordnung der Betreuung in allen Angelegenheiten in praktischer und rechtlicher
Hinsicht erforderlich und gerechtfertigt ist.

Die Studie sollte auch Erkenntnisse dariiber liefern, welche rechtlichen Regelungen es in anderen Landern gibt
und welche Entwicklungen dort erkennbar sind.

Die Studienergebnisse sollten vor allem auch dem Deutschen Bundestag als wissenschaftliche Grundlage fir
die Beantwortung der Frage dienen, ob insbesondere vor dem Hintergrund der UN-
Behindertenrechtskonvention mit Blick auf die Ausiibung des Wahlrechts Handlungsbedarf besteht.

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales hat in Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium des Innern
und dem Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz nach einem europaweiten Vergabeverfahren
im Dezember 2013 eine multidisziplindre Forschergemeinschaft mit der Durchfiihrung der Studie beauftragt.
Nach Abnahme der Studie wurde sie am 28. Juli im Internet veréffentlicht.

Und heute wird Thnen die Forschergemeinschaft ihre Studienergebnisse personlich vorstellen.
Und Sie haben im Anschluss Gelegenheit, mit den Forschern ins Gesprach zu kommen.
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Ich weil}, dass so manche Schwierigkeit vor allem bei der Datenerhebung zu meistern war und der erfolgreiche
Abschluss der Studie allen Beteiligten viel Einsatz abverlangt hat. Deshalb mdchte ich an dieser Stelle der
Forschergemeinschaft ganz ausdriicklich fir ihre Arbeit danken.

Ohne der Prasentation der Forschungsergebnisse im Detail vorgreifen zu wollen, werte ich als Abgeordnete des
Deutschen Bundestages die Ergebnisse der Studie als klaren Auftrag, die geltenden Regelungen zu den
Wahlrechtsausschliissen gemeinsam neu zu bewerten.

Denn wir haben jetzt schwarz auf weil}, dass rund 85.000 Menschen in Deutschland das Wahlrecht verwehrt ist.
Und das gewissermallen als ,,automatische Folge“, weil sie unter Vollbetreuung stehen oder weil sie in einer
psychiatrischen Klinik sind, da sie im Zustand der Schuldunfahigkeit eine rechtswidrige Tat begangen haben
und von ihnen weiterhin eine Gefahr ausgehen kann.

}_ Aber nicht nur die hohe Zahl, sondern auch die ungleiche
IN K r-};. 0 STAGE 6 regionale Verteilung der Fille wirft Fragen auf: So ist die
3 k 16N 201 Zahl der Menschen, denen das Wahlrecht aufgrund der
= 14.4 1

nde: Y _ 4F Arbeit 3

machen

| Vollbetreuung verwehrt bleibt, zum Beispiel in Bayern

pro 100.000 Personen 26-mal so hoch wie in Bremen.

Ich bin jedenfalls der Meinung, dass alle Menschen, die
dazu in der Lage sind, auch das Recht haben miissen, zu
wahlen. Denn technischer Fortschritt und Assistenz
machen vieles schon jetzt moglich.

Es mag aber auch in Zukunft Menschen geben, die trotz aller Unterstiitzungsmdglichkeiten nicht zu einer
eigenen Wahlentscheidung in der Lage sind. Aber das sollte nur die absolute Ausnahme sein. Fiir diese
Einzelfalle muss der Ausschluss nach bundesweit sehr strengen und einheitlichen MaRstaben durch
richterlichen Beschluss festgestellt werden.

Dass es inklusivere Regelungsmaoglichkeiten gibt, als das bisher bei uns der Fall ist, dass zeigen uns z. B. auch
andere EU-Staaten wie die Niederlande, Osterreich, Kroatien oder auch Schweden. Aber auch in Deutschland
selbst gibt es Bewegung. So haben Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein die Regelung zum
Wahlrechtsausschluss aufgrund von Vollbetreuung in diesem Jahr ersatzlos gestrichen. Auch eine der
moglichen Alternativen.

Die Studie liefert neue wichtige Fakten fiir die weiteren Debatten, was aber nicht automatisch bedeutet, dass
dies die Entscheidungen auch erleichtern muss. Vielmehr bin ich mir sicher, dass es bei einem so bedeutsamen
Thema wie dem Wahlrecht gerade auch vor dem Hintergrund der neuen Erkenntnisse noch reichlich
Gesprachsbedarf gibt.

Denn die Kolleginnen und Kollegen im Deutschen Bundestag sind sich ihrer besonderen Verantwortung und
der Tragweite ihrer Entscheidung sehr bewusst. Und das gilt - und das sage ich auch aus voller Uberzeugung -
sowohl fiir diejenigen, die eine Neuregelung befiirworten als auch fir die Kolleginnen und Kollegen, die sich
bisher eher fiir eine Beibehaltung des geltenden Rechts aussprechen.

Dariiber hinaus steht in naher Zukunft aufgrund von Wahlpriifungsbeschwerden in Bezug auf die letzte
Bundestagswahl die Befassung des Bundesverfassungsgerichts mit dem Thema noch aus. Auch von dort
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erwarte ich daher wichtige Signale, wie man auf héchstrichterlicher Ebene die geltende Rechtslage auch unter
Beriicksichtigung der Ergebnisse der Studie bewertet.

Meine Damen und Herren, bevor ich jetzt aber noch tiefer einsteige und Sie noch langer auf die Folter spanne,
mache ich an dieser Stelle Schluss und wiinsche uns allen einen spannenden Vormittag mit den Ergebnissen
der Studie Wahlen.

Gabriele Losekrug-Moéller, MdB
Parlamentarische Staatssekretdrin bei der
Bundesministerin fir Arbeit und Soziales
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Vorstellung der Studienergebnisse durch die
Forschergemeinschaft

Die Allgemeinheit der Wahl ist einer der zentralen Grundsatze des deutschen Wahlrechts. Nach diesem
Grundsatz steht selbstverstandlich auch Menschen mit Behinderungen das aktive und passive Wahlrecht bei
Bundestags-, Landtags- und Kommunalwahlen zu. Nach einer Regelung des Bundeswahlgesetzes sind aber
Menschen, fiir die dauerhaft zur Besorgung aller ihrer Angelegenheiten ein Betreuer bestellt ist, vom Wahlrecht
ausgeschlossen. AuRerdem ist von der Wahl ausgeschlossen, wer sich im psychiatrischen Malregelvollzug
befindet, weil er aufgrund einer Krankheit oder Behinderung schuldunfahig ist und krankheitsbedingt weitere
Gefahren fir die Allgemeinheit drohen. Ob diese Regelungen im Bundeswahlgesetz, insbesondere mit Blick auf
die Anforderungen der UN-Behindertenrechtskonvention, unverandert aufrechterhalten, modifiziert oder gar
ganz gestrichen werden sollten, darliber wird schon seit langerem auch im parlamentarischen Raum diskutiert.
In ihrem ersten Nationalen Aktionsplan zur UN-Behindertenrechtskonvention hat die Bundesregierung daher
beschlossen, eine Studie in Auftrag zu geben, die Fakten und Erkenntnisse fiir die weitere Diskussion liefern
sollte. Die Ergebnisse der Studie sollten in einen internationalen Vergleich gesetzt werden und dem Deutschen
Bundestag als wissenschaftliche Grundlage fiir die Beantwortung der Frage dienen, ob insbesondere vor dem
Hintergrund der UN-BRK mit Blick auf die Ausiibung des Wahlrechts (gesetzlicher) Handlungsbedarf besteht.

Im Juni 20016 hat das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales den Abschlussbericht der Studie
veroffentlicht. Durchgefiihrt und auf den Inklusionstagen vorgestellt wurde die Studie von

- Prof. Dr. Heinrich Lang, Ernst-Moritz-

Universitat Greifswald, Lehrstuhl fur

Offentliches Recht, Sozial- und i INKLUSIQNSTAGE6016
Gesundheitsrecht -
Universitat Salzburg, Fachbereich Volkerrecht g

- Prof. Dr. Gerd Strohmeier, Technische il -

- Prof. Dr. Stephan Miihlig, Technische
Universitat Chemnitz, Rektor der Hochschule und Inhaber der Professur Europaische

\g
[

auf den Inklusionstagen vertreten durch seinen wissenschaftlichen Mitarbeiter Christoph John.

Universitat Chemnitz, Professur fir Klinische

Psychologie und Psychotherapie
- Prof. Dr. Kirsten Schmalenbach, Paris-Lodron-

Regierungssysteme im Vergleich,

Die Prisentationen, die die vier Wissenschaftler/innnen auf den Inklusionstagen zu ihren Vortragen gezeigt
haben, sind im Anhang dieser Dokumentation enthalten.

Hier die Zusammenfassung des Forschungsberichtes, der der Publikation des BMAS entnommen ist:

»Das Wahlrecht ist das vornehmste Recht des Biirgers in der Demokratie. Es steht grundsatzlich jedem
Volljahrigen (Art. 38 Abs. 2 GG) zu, ohne Riicksicht auf Besitztiimer oder soziale Stellung, individuelle
Fahigkeiten, Bildung oder Lebensstellung. Gleichwohl ist nach § 13 Nr. 2 BWG derjenige vom aktiven und
passiven (§ 15 Abs. 2 Nr. 1 BWG) Wahlrecht ausgeschlossen, fiir den dauerhaft zur Besorgung aller seiner
Angelegenheiten ein Betreuer bestellt ist; § 13 Nr. 3 BWG ordnet dieselbe Rechtsfolge fiir straffillig gewordene
Personen an, die sich aufgrund von Schuldunfahigkeit und fortwirkender Gefdhrdung fiir die Allgemeinheit in
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einem psychiatrischen Krankenhaus befinden. Vor dem Hintergrund der scheinbaren Gewissheiten tiber den
Aussagegehalt des Grundsatzes der Allgemeinheit der Wahlin Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG gehort es zu den
erstaunlichen Befunden der deutschen Verfassungstradition wie der juristischen Betrachtung des
gegenwartigen Verfassungs- und Wahlrechts, dass das deutsche Recht zwar seit jeher Wahlrechtsausschliisse
kennt, dass Fragen nach Grund und Grenzen derartiger, die demokratische Egalitat herausfordernder
Regelungen aber kaum gestellt wurden. Ganz lapidar bestimmte etwa — obschon auch die Weimarer
Reichsverfassung in Art. 22 den Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl enthielt - § 2 des Reichswahlgesetzes
vom 27. April 1920 in Absatz 1, dass vom Wabhlrecht ausgeschlossen sei, wer entmiindigt war oder unter
vorlaufiger Vormundschaft oder wegen geistigen Gebrechens unter Pflegschaft stand, und Absatz 3 schloss
Menschen mit Behinderungen aus, wenn diese wegen ,Geisteskrankheit oder Geistesschwache® in einer Heil-
oder Pflegeanstalt untergebracht waren. Besondere Brisanz erhalt das zwischen Verfassungsrecht einerseits
und einfachrechtlichen Wahlrechtsausschliissen anderseits auftretende Spannungsverhaltnis, weil sich das
Bundesverfassungsgericht in der Vergangenheit mit dem bloRen Hinweis auf die Tradition eben jener
Ausschlusstatbestdnde begniigte und im Schrifttum auf die besondere soziale, mentale oder gesellschaftliche
Situation der Betroffenen bezogene Evidenzappelle (Ausschluss dieser Personengruppen vom Wahlrecht sei als
»hatirlich“ zu bezeichnen) dominierten. Verscharft werden die verfassungsrechtlichen Bedenken zudem
dadurch, dass in rechtstatsdchlicher Hinsicht ganz erhebliche Unsicherheiten bestehen.

Im Rahmen der aktuellen politischen Diskussion wurden insbesondere vor dem Hintergrund des
Ubereinkommens (iber die Rechte von Menschen mit Behinderungen von den Verbinden von Menschen mit
Behinderungen und dem Deutschen Institut fir Menschenrechte gefordert, die bestehenden
Wahlrechtsausschlisse zu streichen. Diese Diskussion hat allerdings auch aufgezeigt, dass es (iber den
genannten Personenkreis viele Vermutungen und wenige belastbare Fakten gibt. Die Bundesregierung
entschloss sich deshalb in einer Studie die tatsachliche Situation von Menschen mit Behinderungen bei der
Auslibung des aktiven und passiven Wahlrechts zu untersuchen und Handlungsempfehlungen fir die
verbesserte Partizipation von Menschen mit Behinderungen zu entwickeln.

Mit dieser Studie sollten insbesondere Erkenntnisse zu folgenden Fragestellungen gewonnen werden.

- Welche Personenkreise sind von den Wahlrechtsausschliissen in § 13 Nummer 2 und 3 BWG betroffen
und in welchem Ausmal3?

- Ist die Ankniipfung von Wabhlrechtsausschliissen an die richterliche Entscheidung tiber eine dauerhafte
Anordnung der Betreuung in allen Angelegenheiten in praktischer und rechtlicher Hinsicht
erforderlich und gerechtfertigt?

- Dabei sollen die Ergebnisse der Studie auch in einen internationalen Vergleich gesetzt werden und
gegebenenfalls Handlungsempfehlungen fiir konzeptionelle Alternativen und rechtliche Anderungen
erarbeitet werden.

Als forschungsleitend kristallisierten sich insbesondere die folgenden Fragestellungen heraus:

Datenerhebung

- Wie viele Personen, insbesondere Menschen mit Behinderungen sind nach § 13 Nr. 2 und Nr. 3 des
Bundeswahlgesetzes vom aktiven und passiven Wahlrecht ausgeschlossen? Lassen sich auf Basis der
Waihlerverzeichnisse fiir die Bundestagswahl 2013 entsprechende Daten erheben?

- Welche typischen Sachverhalte liegen den Wahlrechtsausschliissen nach § 13 BWG zugrunde?

- Welche Gruppen von Menschen mit Behinderungen werden von diesen Wahlrechtsausschliissen
erfasst?
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Beurteilung der Fallgruppen - Assistenzsysteme/Unterstiitzungsbedarf

- Wie sind die einzelnen Fallgruppen der von einem Wahlrechtsausschluss betroffenen Personen in
Bezug auf die Teilnahme am Prozess der politischen Willensbildung, die Ausiibung von Staatsgewalt in
der Wahl und die vom Bundesverfassungsgericht in den jiingsten Entscheidungen betonte
Kommunikationsfunktion der Wahl aus medizinisch oder psychologischer Sicht zu beurteilen? Ist bei
allen von einem Wahlrechtsausschluss betroffenen Personengruppen die Handlungs- und
Entscheidungsfahigkeit in Bezug auf den politischen Willensbildungsprozess ausgeschlossen? Welche
medizinischen oder psychologischen Kriterien sind ausschlaggebend fiir diese Einschatzung?

- Gibt es fiir den betroffenen Personenkreis Unterstiitzungsmechanismen, um am politischen
Willensbildungsprozess teilzuhaben und wie sehen diese Mechanismen aus?

Juristische Fragestellungen

- Wie sind die einzelnen Fallgruppen der von einem Wahlrechtsausschluss betroffenen Personen in
Bezug auf die Teilnahme am Prozess der politischen Willensbildung, die Ausiibung von Staatsgewalt in
der Wahl und die vom Bundesverfassungsgericht in den jlingsten Entscheidungen betonte
Kommunikationsfunktion der Wahl aus juristischer Sicht zu beurteilen?

- Wie sind die einzelnen Fallgruppen der von einem Wahlrechtsausschluss betroffenen Personen in
Bezug auf die UN-Behindertenrechtskonvention zu beurteilen? Sind die nach Art. 25 des
Internationalen Paktes Uber birgerliche und politische Rechte von 1966 allgemein als zuldssig
angesehenen objektiven und angemessenen Wahlrechtsausschlisse fiir Falle geistiger oder
psychischer Behinderungen aufgrund der Regelungen in Artikel 29 UN-BRK und der vélkerrechtlichen
Entwicklungen zu diesem Thema gerechtfertigt und zuldssig?

Nach einer europaweiten Ausschreibung des Forschungsvorhabens und einem entsprechenden Angebot erhielt
den Zuschlag zur Erstellung der Studie eine aus Rechts-, Sozial- und Bio-/Lebenswissenschaftlern
interdisziplindr zusammengesetzte Forschergemeinschaft [Prof. Dr. iur. Heinrich Lang Dipl. Sozialpad.
(Verfassungsrechtlicher Teil), Prof. Dr. Stephan Miihlig (Klinisch-psychologischer Teil), Prof. Dr. Kirsten
Schmalenbach (Vélkerrechtlicher Teil) sowie Prof. Dr. Gerd Strohmeier (Quantitativer sozialwissenschaftlicher
Teil)]. Diese Studie wird hiermit vorgelegt.

Im ersten Abschnitt des sozialwissenschaftlichen Teils (Abschnitt 1) wird geklart, wie viele Personen von den
Wahlrechtsausschliissen nach § 13 Nr. 2 und 3 BWG betroffen sind; wie sich diese — soweit erfassbar — nach
soziodemografischen Merkmalen verteilen; welche Fallgruppen von Menschen mit Behinderungen durch die
Wabhlrechtsausschliisse nach § 13 Nr. 2 und 3 BWG betroffen sind und wie gro8 diese sind. Zu den
Untersuchungen, die abschliefend zur Beantwortung der Fragestellungen herangezogen wurden, zdhlen
Auswertungen der Strafvollzugs- und Strafverfolgungsstatistik sowie parlamentarischer Drucksachen, Abfragen
beim Bundeszentralregister sowie bei Landesministerien und Erhebungen bei Betreuungsbehérden,
psychiatrischen Krankenhiusern (die fiir den MaRregelvollzug gemaR § 63 StGB zustandig sind; im Folgenden:
nur psychiatrische Krankenhauser), Meldebehdrden sowie Betreuungsgerichten bzw. Notariaten.

Im qualitativen sozialwissenschaftlichen Teil der Studie (Abschnitt 2) werden die international bereits
bestehenden Assistenzsysteme zur Unterstiitzung der praktischen Ausiibung des Wahlrechts erhoben. Zudem
37 werden in einer moglichst charakteristischen Stichprobe betroffener Personen nach § 13 Nr. 2 BWG und

§ 13. Nr. 3 BWG die Vorerfahrungen bei Wahlen, der objektivierbare Bedarf nach Assistenz und die subjektiven
Bediirfnisse hinsichtlich derartiger Unterstiitzungs- und AssistenzmaRnahmen identifiziert.
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Im Mittelpunkt der Untersuchung der vélkerrechtlichen Untersuchung (Abschnitt 3) stehen die Vorgaben
durch die Behindertenrechtskonvention (BRK), genauer Art. 29 lit. a BRK, der die Teilhabe von Personen mit
Behinderungen am politischen Leben zum Gegenstand hat, und das in Art. 2 Abs. 4 BRK normierte
Diskriminierungsverbot. Die Vorschriften werden nach den Regeln der Auslegung vélkerrechtlicher Vertrage
(Art. 31, 32 Wiener Vertragsrechtskonvention) interpretiert, wobei der Wortlaut der Vorschriften, ihr
intrinsischer und extrinsischer Kontext sowie der Sinn und Zweck (telos) nicht nur der genannten Vorschriften,
sondern der BRK als Gesamtvertragswerk in einer holistischen Gesamtbetrachtung zusammengefiihrt werden.
Das so gewonnene Auslegungsergebnis wird der Meinung des BRK-Ausschusses kritisch gegeniibergestellt,
wobei allerdings auch die politische Dynamik in der internationalen Gemeinschaft, die insbesondere ihre
Organe bei der Interpretation der BRK entfalten, aufgezeigt wird.

Im Zentrum des verfassungsrechtlichen Teils der Studie (Abschnitt 4) werden die einfachgesetzlichen
Vorschriften § 13 Nr. 2 und 3 BWG und § 6a Abs. 1 Nr. 2 und 3 EUWG in den verfassungsrechtlichen Rahmen
gesetzt, bei gleichzeitiger Beriicksichtigung der vélkerrechtlichen Bindungen der Bundesrepublik. Die Studie
zeigt im Rahmen der Entfaltung des verfassungsrechtlichen BeurteilungsmaRstabs vier Problemkreise auf:
Zunichst erfolgt eine kontextbezogene Entfaltung der das Wahlrecht steuernden Verfassungsnormen. Dies
betrifft namentlich die Kernvorschriften der Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG und Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG. Sodann wird der
verfassungsrechtliche und demokratietheoretische Gehalt des Wahlakts entfaltet und problembezogen
konturiert. Das betrifft namentlich die unterschiedlichen Funktionen des Wahlakts (also dessen Legitimations-,
Kreations-, Reprasentations-, Teilhabe- und Kommunikationsfunktionen). Zudem gilt es, das Zusammenspiel
und die wechselseitige Bedeutung und Beeinflussung von Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG einerseits und der
behinderungsbezogenen Zentralvorschrift des Grundgesetzes, Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG, andererseits zu klédren, das
bisher zwar thematisiert, aber kaum kontextbezogen fruchtbar gemacht worden ist. Schlieflich ist die
Bedeutung der BRK fiir die Auslegung der deutschen Wahl- und Verfassungsnormen zu klaren.

In Abschnitt 5 werden grundlegende Aussagen zu Wahlassistenz sowie Moglichkeiten der
Missbrauchsverhinderung getroffen, die auf den vorangegangenen verfassungsrechtlichen, vélkerrechtlichen
sowie qualitativen sozialwissenschaftlichen Uberlegungen hervorgehen. Nicht nur fiir die Beurteilung der
Staatenpraxis im Rahmen der vélkerrechtlichen Studie, sondern auch zur Orientierung des Gesetzgebers
werden im rechtsvergleichenden Teil der Studie (Abschnitt 6) 80 Rechtsordnungen von BRK-Vertragsstaaten
vorgestellt (sowie drei Rechtsordnungen von EU-Mitgliedstaaten, die der BRK bislang ferngeblieben sind). Die
untersuchten Rechtsordnungen werden in vier Kategorien eingeteilt: Inklusives Wahlrecht vor 2006, nach 2006,
Wahlrechtsausschluss auf Basis richterlicher Individualprifung sowie Wahlrecht mit automatischem
Wahlrechtsausschluss bei richterlich festgestellter Handlungsunfahigkeit. Die Tendenzen, die diese
Rechtsvergleichung aufzeigt, flieRen in das auf Basis der vier Zwischenergebnisse gewonnen Gesamtergebnis
(Abschnitt 7). 2

Die Studie in ganzer Lange kann auf der Internetseite des BMAS abgerufen werden:

www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Publikationen/Forschungsberichte/fb470-
wahlrecht.pdf;jsessionid=F32D5D8B9B3610C8177EFO0E9E33DC8A? blob=publicationFile&v=2

2 Zitiert ist aus der Einleitung der ,Studie zum aktiven und passiven Wahlrecht von Menschen mit Behinderung”, BMAS,
Bonn 2016, S. 35-37
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Gesprachsrunde zur Studie zum aktiven und
passiven Wahlrecht von Menschen mit
Behinderungen

Auf der Biihne: Prof. Dr. Heinrich Lang, Ernst-Moritz-Universitat Greifswald, Lehrstuhl fir
Offentliches Recht, Sozial- und Gesundheitsrecht

Prof. Dr. Stephan Miihlig, Technische Universitdit Chemnitz, Professur fir Klinische
Psychologie und Psychotherapie

Prof. Dr. Kirsten Schmalenbach, Paris-Lodron-Universitat Salzburg, Fachbereich
Volkerrecht

Christoph John, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl von Prof. Dr. Gerd
Strohmeier, Technische Universitdt Chemnitz, Professur Europdische
Regierungssysteme im Vergleich

Moderation: Lothar Guckeisen

Bei den Inklusionstagen 2016 wurden die Ergebnisse der ,Studie zum aktiven und passiven Wahlrecht von
Menschen mit Behinderung® vorgestellt, die das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales in
Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium des Innern und dem Bundesministerium fiir Justiz und
Verbraucherschutz beauftragt hatte. Die Studie beschiftigt sich mit den Voraussetzungen und Grenzen der
im Bundeswahlgesetz geregelten Wahlrechtsausschliisse. Durchgefiihrt wurde die Studie von einer
interdisziplindren Forschergruppe, so wurden die
Perspektiven unterschiedlicher Fachrichtungen
beriicksichtigt: Sozialwissenschaft, klinische
Psychologie, Verfassungsrecht und Vélkerrecht. Die
Diskussionsrunde bei den Inklusionstagen 2016 bot
den Teilnehmenden die Gelegenheit, sich mit der
Wissenschaftlerin und Wissenschaftlern der Studie
auszutauschen. Im Folgenden werden schlaglichtartig
einzelne Kommentare zu der Studie aus dem Publikum
und die Anmerkungen der Forscher/in dazu

wiedergegeben.

Eingangs bat Moderator Lothar Guckeisen Dr. Leander Palleit von der Monitoring-Stelle zur UN-
Behindertenrechtskonvention aus dem Publikum um eine Einschdtzung zu der Studie.

Entscheidungsunfdhigkeit steht infrage

»Es ist wirklich beeindruckend, was im Zuge der Studie alles zu Tage geférdert wurde. Da ist viel Material drin,
was uns hilft, die Sachlage richtig einzuschéatzen. Auch die juristischen Teile enthalten wichtige Aussagen.
Namlich zum einen, dass Assistenzsysteme vorrangig zu priifen sind und dass eine Wahlfahigkeitspriifung oder
ein ,Wahl-TUV* unzulissig wire. Nach unserer Einschitzung ldsst die Studie aber noch wichtige Fragen offen.
Zum einen, ob die gesetzliche Vermutung zur Entscheidungsunfahigkeit, so wie wir sie heute im
Bundeswahlgesetz und in den anderen Wahlgesetzen haben, noch tragt. Sie tragt namlich nur soweit, wie der
Anknipfungspunkt tragt, auf dem sie beruht. Dieser Ankniipfungspunkt ist die gerichtliche Feststellung, dass
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eine Person umfassend entscheidungsunfahig ist. Die
Frage ist nur: Ist das ein solider Ankniipfungspunkt,
wenn es eklatante Unterschiede in der Praxis in den
einzelnen Bundeslandern gibt? Und das nicht nur
zwischen Stadtstaat und Flachenstaat, sondern auch
zwischen den Flachenstaaten. Und ist es ein solider
Anknipfungspunkt angesichts der Feststellung in der
Studie, dass ein bestehendes dauerhaftes
Betreuungsverhaltnis in allen Angelegenheiten nicht
unbedingt gleich bedeutend ist mit grundlegender

Unféhigkeit zum Treffen komplexer rationaler

Entscheidungen? Selbst wenn das nur ein Schlaglicht ist: Reicht das nicht aus, um den Anknipfungspunkt, wie
er jetzt im Gesetz vorhanden ist, zu erschiittern? Spannend wird es zudem in den Fallen, wo Assistenzsysteme
nicht greifen. Was passiert dann? HeiRt das dann, der Wahlrechtsausschluss ist unerldsslich? Das bleibt unklar.”
Dr. Leander Palleit, Monitoring-Stelle zur UN-Behindertenrechtskonvention

Moderator Lothar Guckeisen gab die Fragen an die Studienforscher weiter.

Ldsst sich Assistenz noch von Stellvertretung unterscheiden?

»Zundchst zur Beurteilung der unterschiedlichen Praxis in den Bundeslandern: Aus der verfassungsrechtlichen
Perspektive muss man eine rechtliche Regelung und deren Anwendung auseinanderhalten. Wenn ich mir die
einschlagigen Normen anschaue, dann bin ich der

L‘ Meinung: Wenn jemand in allen Angelegenheiten
I Betreuung benétigt — was nach dem geltenden Recht

5 bedeutet, dass er in keiner seiner Angelegenheiten selber
7= 13.-14. Okt

111 Wertung, aus diesem Befund auf eine wahlrechtliche

handlungsféhig ist -, dann halte ich die gesetzgeberische

Entscheidungsunfahigkeit zu schlieRen, fir zuldssig.
Wenn es zwischen dem Vollzug in Bayern und Bremen
Unterschiede gibt, ist das misslich und das kann auch

l verfassungsrechtlich relevant werden. Ich kenne aber die
Griinde bisher nicht, warum das so ist.

Und zur Assistenzfahigkeit: Im Grunde ist die entscheidende Frage: Kénnen wir uns eine Situation vorstellen, in
der eine Assistenz nicht mehr weiterhilft, weil der Betroffene mit einem anderen Menschen gar nicht in einer
Weise kommunizieren kann, die die Assistenz von der Stellvertretung unterscheiden wiirde? Das ist glaube ich
der entscheidende Punkt. Ich hoffe aber, dass deutlich geworden ist: Wir alle sind der Auffassung, dass
Wahlrechtsausschlisse restriktiv gehandhabt werden sollten.”

Prof. Dr. Heinrich Lang, Ernst-Moritz-Universitit Greifswald

Oft sind Personen vom Wahlrecht ausgeschlossen, die in der Lage sind zu wéhlen.

»Wir haben uns in der klinischen Stichprobe, bei der wir mit den Betroffenen ins Gesprach gekommen sind, mit
der Verfassungswirklichkeit auseinandergesetzt. Die Annahme, dass jemand, der nicht anndhrungsweise in der
Lage wadre, seine Angelegenheiten zu regeln, auch bei der Wahlteilnahme eingeschrankt ist, ist unmittelbar
nachvollziehbar und kaum infrage zu stellen. Was wir aber bei der Befragung der Betroffenen selber erlebt
haben, ist: Oftmals sind Personen vom Wahlrecht ausgeschlossen, die unserer Meinung nach dazu in der Lage
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sind. Und es gibt die, die das Wahlrecht weiter ausgeiibt haben, es aber eigentlich nicht diirften. Bei den
Personen im MaRregelvollzug ist es ein Schatzwert der Chefdrzte, die wir befragt haben. Sie sagten: 80 bis 90
Prozent wéren durchaus in der Lage zu wahlen. Was nun die Schlussfolgerungen angeht, denke ich: Wir missen
immer unterscheiden zwischen wissenschaftlichen Daten und deren Interpretation. Und die Interpretation
obliegt nicht nur den Wissenschaftlern, sondern allen Beteiligten und Interessierten. Sie kénnen sich die
Ergebnisse angucken und bewerten und daraus Schlussfolgerungen ziehen. Das ist der politische Prozess. Und
darum wird es jetzt gehen.”

Prof. Dr. Stephan Miihlig, Technische Universitit Chemnitz

Leander Palleit ging auf die Antworten der Forscher noch einmal ein.

Warum ist ein Nichtwdhler eine Gefahr fiir die Funktionsfédhigkeit der Wahl?

»Sie sagen, es ist ein logisch zumindest zu rechtfertigender Schluss, von der attestierten Unfahigkeit, seine
Angelegenheiten zu regeln, auf eine Wahlunfahigkeit oder Entscheidungsunfahigkeit zu schlieRen. Das muss
man aber weiterdenken - und das fehlt mir in der Studie. Hier fehlt ein Zwischenstick. Denn wenn jemand
nicht fahig ist zu entscheiden, ist er auch nicht fahig zu wahlen, kann also faktisch gar nicht wahlen, ist also
zwangslaufig ein Nichtwaéhler. Aber warum ist ein Nichtwahler eine Gefahr fiir die Funktionsfahigkeit der Wahl?
Darauf gibt die Studie keine Antwort. Gefahrlich wird es doch erst dann, wenn ein Dritter dazu kommt. Wenn
jemand anderes diesen Menschen dazu bringt, irgendwo ein Kreuz zu machen. Wenn dieser andere das
eigentliche Problem ist und wir im Strafgesetzbuch Paragrafen zu Wahlertauschung, Wahlernétigung und
Wahlermanipulation haben, frage ich mich: Warum ist es nicht ausreichend, an dieser Stelle weiterzuarbeiten?
Fir mich ist es ein milderes Mittel und damit ein Gebot der VerhaltnismaRigkeit, den Dritten an der
Manipulation zu hindern. Das ist ein weniger starker Eingriff als der in die Rechte des Menschen mit
Behinderungen: namlich der Eingriff, ihm das fundamentale, politische Mitbestimmungsrecht zu entziehen.”

Dr. Leander Palleit, Monitoring-Stelle zur UN-Behindertenrechtskonvention

Ein zentraler Punkt, der im Folgenden diskutiert wurde, war das Thema Kommunikationsfahigkeit und was
diese als Kriterium fiir das Wahlrecht bedeutet.

Oft ist die Schwachstelle der Kommunikationspartner.

»1ch habe riesige Probleme mit dem Begriff der
Kommunikationsfahigkeit oder -unfahigkeit. Ich habe 30
Jahre bei der Lebenshilfe gearbeitet und in dieser Zeit so
gut wie keinen Menschen mit einer sogenannten
geistigen Behinderung gesehen, der nicht
kommunikationsfahig gewesen ware. Kommunikation ist
ein zweistufiger Prozess. Es gibt einen, der
kommuniziert, und den Kommunikationspartner. Und oft
ist die Schwachstelle der Kommunikationspartner, weil

er sich in seiner Sprache und Kommunikationsmethode
nicht auf sein Gegeniiber einstellt. Dabei gibt es genligend Mittel und Wege in der Praxis, um sich auf die
Situation oder den Menschen, von dem man meint, dass er nicht kommunikationsfahig sei, einzustellen.”

Dr. Bernhard Conrads, Erster Vizeprasident Special Olympics Deutschland
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Es gibt niemanden, der vollkommen unfédhig zur Kommunikation ist.

»Es ist sehr problematisch zu bestimmen, was
Kommunikationsunféhigkeit genau ist. Zum Beispiel
beim Locked-in-Syndrom. Dabei sind Menschen nicht

TAGE016

A

mehr in der Lage zu sprechen, nachher nicht mal mehr in

und gﬂ der Lage, mit einem Augenlied zu zwinkern. Sie sind also

vollig in sich eingeschlossen, aber kognitiv vollkommen
intakt. Sie kénnen ohne jede Einschrankung denken und
Entscheidungen treffen. Aber sie konnen diese zunachst
einmal nicht kommunizieren. Wenn das ein
grundsatzliches Ausschlusskriterium ware, ware das

fatal. Denn es gibt mittlerweile Methoden, mit denen
man die Menschen in die Lage versetzen kann zu kommunizieren. Aus klinischer Sicht muss man also sagen: Es
gibt niemanden, der vollkommen unfahig ist zur Kommunikation - es sei denn, er ist klinisch tot. Sofern man in
irgendeiner Weise Reaktionen zeigt, ist auch eine Art von Kommunikation da. Das ist aber nicht gleichzusetzen
mit Entscheidungsfahigkeit oder mit dem Treffen von komplexen Entscheidungen. Kommunikationsfahigkeit
ist viel fundamentaler. Insofern ist das ein sehr, sehr weiter Begriff und ein Einfalltor, um Gberzuinterpretieren.
Das sehe ich aus klinischer Sicht genauso. Aber es ist eben auch ein juristischer Begriff, und der war im
Vélkerrecht so vorgegeben. Insofern musste sich die Forschergruppe damit in dieser Form auch
auseinandersetzen.”

Prof. Dr. Stephan Miihlig, Technische Universitit Chemnitz

Ein Diskussionspunkt, zu dem es mehrere Wortmeldungen gab, war die Frage, welche Rolle Richter/innen
bei der Entscheidung der Wahlméglichkeit haben sollten.

An welchem Punkt Stellvertretung beginnt, sollten Richter/innen entscheiden.

»Man kann natdrlich sagen: Eine Person, die nicht
entscheiden kann, kann nicht wahlen. Aber man muss N K L U
immer daran denken: Nach der UN-BRK hat der Staat

die Pflicht, eine Assistenz zur Verfligung zu stellen. Es : 14 Ok t

ob
geht hier also auch um die Grenzen der Staatspflichten.

Und zwar, ab welchem Punkt es keine Pflicht mehr gibt, ¢/ 1/
eine Assistenz zur Verfligung zu stellen, weil diese

Assistenz eine Stellvertretung ware. Man muss

entscheiden: Wo hért Assistenz auf und wo beginnt » /
Stellvertretung? Diese Entscheidung sollte meines
Erachtens ein Richter treffen.”

Prof. Dr. Kirsten Schmalenbach, Universitit Salzburg
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Das Wahlrecht ist ein fundamentales Menschenrecht.

»1ch denke, dass es keine gute Idee ist, dass irgendein
Richter entscheiden soll. Was soll denn der Richter
fragen? Wer ist die Kanzlerin? Wie soll er beurteilen, wer
wahlen kann und wer nicht? Warum sollte irgendein
Richter beurteilen kénnen, ob ein Mensch wahlen kann
oder nicht? Aber darum geht es letztlich auch nicht. Es
ist ein fundamentales Menschenrecht, das niemandem
vorenthalten werden darf. Und in den Ladndern, die das

schon gestrichen haben, ist die Demokratie bisher nicht
zugrunde gegangen.“

Dr. Sigrid Arnade, Geschiftsfiihrerin ,Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland e. V.“

Wissen Sachverstdndige, was die Betroffenen bewegt?

,Was mich stort, ist, dass es eine richterliche oder
juristische Entscheidung ist und ein Sachverstandiger bei
Bedarf mit einbezogen wird. Ich frage mich dann immer:
Wissen sie Bescheid, was Betroffene benétigen? Ich
finde es wichtig, wenn der Betroffene den Wunsch hat zu
wahlen, dann muss ihre Entscheidung respektiert
werden.”

Cornelia von Pappenheim, Behindertenbeirat der Stadt

Eine richterliche Entscheidung ist notwendig.

»Es wird haufig verlangt, dass eine richterliche Entscheidung vorliegen soll. Wenn wir iberlegen, ob das
Wahlrecht jemandem entzogen werden soll, miissen wir dem in der Tat eine richterliche Entscheidung
zugrunde legen. Es kann natiirlich keinerlei ,\Wahl-TUV* geben. Dariiber besteht Konsens. Kein Richter kann
einen Menschen fragen: Wiirdest du lieber Angela Merkel oder Sigmar Gabriel wahlen? Was wir haben, ist eine
gesetzliche Konstruktion, die an das gerichtlich festgestellte umfassende Unvermégen, die eigenen
Angelegenheiten zu besorgen, ausnahmsweise typisierend die Wertung kniipft, dass ein solcher Mensch nicht
wahlen kann. Dass das im Einzelfall anders sein kann, bestreite ich nicht. Aber der Gesetzgeber muss eine
typisierende Regelung vornehmen.“

Prof. Dr. Heinrich Lang, Ernst-Moritz-Universitit Greifswald

Betreuer und Richter sind iiberlastet

»Es ist ein groRes Problem, dass im Betreuungsrecht nicht geregelt ist, wie viele Betreuungen jemand fiihren
darf. Ich kenne einen Betreuer in Miinchen mit 160 Betreuten. Bei so vielen Personen wird er sich nicht um die
einzelnen kiimmern kénnen. AuRerdem sind viele Richter véllig Gberlastet. In Miinchen haben Richter
insgesamt teilweise 800 Betreuungen zu fiihren, Rechtspfleger 1.000. Das Thema Wahlrecht ist zwar wichtig.
Aber es stellt sich die Frage: Waire es nicht fiir den Betreuten wichtiger, jemanden zu haben, der sich
engagiert?“

Alexander Frey, Anwalt aus Miinchen
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Ein weiterer Punkt, mit dem sich die Teilnehmer/innen auseinandersetzten, war die Frage, inwiefern die
Orientierung an medizinischen Diagnosen bei der Studie sinnvoll sei.

Eine Unterscheidung zwischen einwilligungsfédhig und -unfdhig gibt es nicht.

»1ch habe das Gefiihl, in der Studie ist das menschenrechtliche Modell von Menschen mit Behinderungen noch
nicht verstanden worden. Sie klammern sich immer noch an das medizinische Modell von Behinderung. Sie
gehen von Diagnosen aus wie dem Locked-in-Syndrom. Eine Behinderung besteht aber aus der
Wechselwirkung zwischen Menschen mit verschiedenen Beeintrachtigungen und den einstellungsbedingten
und den umweltbedingten Barrieren. Daraus entsteht die Behinderung. Wahlrecht ist ein fundamentales
Menschenrecht. Und dieses Wahlrecht darf Menschen mit Beeintrachtigungen nicht vorenthalten werden. Es
geht nicht um einwilligungs- und nichteinwilligungsfihig. Diese Unterscheidung gibt es nach der
Behindertenrechtskonvention nicht. Da muss unser Betreuungsrecht geandert werden.“

Dr. Sigrid Arnade, Geschiftsfiihrerin ,Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland e. V.“

Die Orientierung an medizinischen Diagnosen ist Teil des Systems.

»Die Orientierung an medizinischen Diagnosen ist Kernbestandteil des Systems, wie es momentan funktioniert.
Wir hatten gar keine andere Méglichkeit, auf Daten zuzugreifen, als nach dieser Strukturierungslogik, die auf
Basis der ICD10- oder der ICF-Codes vorhanden sind. Andere Datenbestdnde haben wir nicht. Auch bei den
Betreuungsgerichten sind die Fille strukturiert nach Diagnoseklassen. Ob das Sinn macht, ist eine andere Frage.
Es war ja auch eine Intention der Studie zu hinterfragen: Macht es Sinn, es mit einer medizinischen Logik zu
betrachten? Und ich denke: Nein, das macht vordergriindig keinen Sinn. Wir miissen uns das anders
anschauen.”

Prof. Dr. Stephan Miihlig, Technische Universitit Chemnitz

Die Demokratie wird nicht ins Wanken geraten.

»1ch frage mich: Wenn wir Giber 85.000 Menschen
sprechen, wo ist Ihre Angst? Diese 85.000 Menschen
werden sicherlich nicht alle ihr Wahlrecht in Anspruch
nehmen. Es werden nicht die Grundfesten unserer
hochgelobten Demokratie irgendwie ins Wanken
geraten.”

Margit Glasow, Sprecherin der
Bundesarbeitsgemeinschaft Selbstbestimmte
Behindertenpolitik, DIE LINKE

Eine Frage, die die Politik aufgreifen muss

»Die Bewertung der Zahl von ca. 80.000 vom Wabhlrecht ausgeschlossener Menschen ist eine politische Frage.
Man kann diese Zahl im Bezug zu 63 Millionen Wahlberechtigten sehen, dann handelt es sich um eine kleine
Zahl. Man kann sie als Zahl von 80.000 Betroffenen ansehen, dann ist es eine grofRe Zahl. Ich halte das fiir eine
Frage, die die Politik aufgreifen muss. Will ich bei dieser Zahl aktiv werden oder nicht? Ich glaube, man braucht
eine normative Regelung. Denn wir haben ein Wahlsystem, das bewirken kann, dass auch ganz wenige Stimmen
eine grolRe Mehrheitsverschiebung bewirken kdnnen. Weil das so ist, glaube ich, dass der Staat verpflichtet ist,
ein Wahlverfahren zur Verfiigung zu stellen, das den rechtsstaatlichen Grundsétzen auch genigt.”

Prof. Dr. Heinrich Lang, Ernst-Moritz-Universitit Greifswald
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Zum Ende der Diskussionsrunde wurde auch thematisiert, wie es nun nach der Studie weitergehe und wie der
weitere Prozess aussehen werde.

Eine gute Diskussionsgrundlage

»Ein wissenschaftliches Gutachten dient dazu, eine politische Diskussion zu untermauern und zu unterfiittern.
Das heif’t nicht, dass das Ergebnis vorweggenommen wird durch dieses Gutachten. Es soll als Grundlage dafir
dienen, gemeinsam dariiber zu diskutieren. Und zwar nicht nur im Bundestag, sondern auch auf dieser
Veranstaltung, in Verbanden und in der Gesellschaft.”

Prof. Dr. Stephan Miihlig, Technische Universitit Chemnitz

Die Wahlrechtsausschliisse streichen

»Es gibt aus meiner Sicht in einem Land, in dem 20
Prozent der Wahlerinnen und Wahler Briefwahler sind,
keine Notwendigkeit, gerade an dieser Stelle
Wahlmissbrauch zu vermuten und zu einem
gewichtigen Gegenargument zu machen. Im Gegenteil,
das Wahlrecht ist ein Menschenrecht, das
normalerweise eben nicht an Fahigkeiten geknlpft ist.
Jetzt ist die Politik dran: Die Wahlrechtsausschliisse
sollten auf jeden Fall, und zwar unmittelbar, gestrichen

werden, damit die Betroffenen bei der Bundestagswahl
im nachsten Jahr wahlen kénnen.“

Prof. Dr. Jeanne Nicklas-Faust, Geschiftsfiihrerin Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V.

Studie ist Grundlage fiir politischen Diskurs

,Wir hatten vor der Studie viele Wissensliicken. Die
haben sich jetzt ganz stark geschlossen. Bei der
Bewertung der gesammelten Erkenntnisse gehen
vielleicht die Meinungen sehr auseinander. Das ist dann
immer der Punkt, wo Politik ins Spiel kommt. Politik
beschrénkt sich ja nicht nur auf das Parlament - wir sind
alle gefragt. Aber meines Erachtens zeigt die Studie ganz
deutlich, dass wir gerade dieses Thema in das Parlament
bringen missen.“

Gabriele Losekrug-Méller, MdB, Parlamentarische
Staatssekretdrin bei der Bundesministerin fiir Arbeit
und Soziales
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MdB

Loskill

Lick

Luczak

Like
Madersdorfer

Magdalinski

Mahling
Mahnke
Marczinzik

Marlog

Mascher
Matalik
Matthes-Sziics
Mauch

May

Mehrhoff
Meinert
Meiner

Merten

Meyer

Meyer zu
Brickwedde
Miedthank

Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V.

Berufsbildungswerk im Oberlinhaus gGmbH

Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe
Kunstakademie U7 fiir Menschen mit und ohne Behinderung
Universitdt Koblenz-Landau

Deutsches Jugendinstitut e. V.

Mensch zuerst Netzwerk People First Deutschland e. V.

Parlamentarische Staatssekretdrin bei der Bundesministerin flr
Arbeit und Soziales

BAG SELBSTHILFE e. V.

INVEMA e. V.

Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V.
Deutscher Olympischer Sportbund e. V.
VIA Werkstatten gGmbH

Berufsgenossenschaft fiir Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege

Freie Universitat Berlin

In der Gemeinde leben gGmbH

Arbeitsstab der Beauftragten der Bundesregierung fiir die Belange
von Menschen mit Behinderungen

Deutscher Behindertenrat

Die Beauftragte der Bundesregierung fiir Kultur und Medien
Lebenshilfe Berlin e. V.

Senatsverwaltung fir Inneres und Sport

Koordinierungsstelle der Kompetenzzentren Selbstbestimmt Leben
Nordrhein-Westfalen

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e. V.
Kompetenzzentren Selbstbestimmt Leben Nordrhein-Westfalen
Zukunftssicherung Berlin e. V.

Arbeitsstab der Beauftragten der Bundesregierung fiir die Belange
von Menschen mit Behinderungen

Bundesagentur fir Arbeit/Regionaldirektion Berlin-Brandenburg

Bundesarbeitsgemeinschaft Integrationsfirmen e. V.

Sozialdenkere. V.
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Prof. Dr.

Prof. Dr.

Dr.

Ottmar
Dirk
Lara
Kyra
Andreas
Stephan

Werner

Mirijam
Frank J.

Gundi

Wolfgang
Eva

Bjorn

Thomas
André

Christina

Claudia
Stefanie
Jeanne

Michael

Claudia
Ulrich
Ralf
Meike
Anke
Beatrice
André
Jens

Julia

Jutta

Miles-Paul
Mitzloff
Monczka
Morawietz
Muchow
Mihlig

Miiller

Miiller
Miiller

Miiller

Miiller
Nachtschatt

Naf}

Naumann
Necke

Nedoma

Neitzel
Nennstiel
Nicklas-Faust

Nicolaus

Niehoff
Niehoff
Nieland
Niel
Nockerr
Nolte
Nowak
Nibel

Ohmes

Pagel-Steidl

LIGA Selbstvertretung

Landesbeauftragter fiir Menschen mit Behinderung
ASB-Tagesforderstdtte Bremen

Netzwerk Frauengesundheit Berlin
App-Sec-Network UG

Technische Universitdt Chemnitz

Berufsverband der Fachkréfte zur Arbeits- und Berufsférderung in
Werkstatten fiir behinderte Menschen e. V.

INVEMA e. V.
Universitdt Bremen

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Bezirksverband
Lineburg

Netzwerk Recherche
Universitat Kassel

Zentrum fiir Sehbehinderten- und Blindenreportage der
Arbeiterwohlfahrt

Landesverband Selbsthilfe Kérperbehinderter Sachsen e. V.
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales

Ministerium flr Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie des
Landes Rheinland-Pfalz

Lebenshilfe MeilRen e. V.
SAP SE - Human Resources
Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V.

Bundesarbeitsgemeinschaft Hérbehinderter Studenten und
Absolventene. V.
Bundesverband evangelische Behindertenhilfe e. V.

Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V.

SFZ CoWerk gGmbH

Deutsches Institut fiir Menschenrechte e. V.
Landessportbund Berlin e. V.

Anthropoi Selbsthilfe e. V.

Tourismus fir Alle Deutschland e. V. - NatKo

VERDE - Verband der Vertrauenspersonen in Deutschland

Landesverband fiir Menschen mit Kérper- und
Mehrfachbehinderung NRW e. V.

Landesverband fiir Menschen mit Kérper- und
Mehrfachbehinderung Baden-Wiirttemberge. V.
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Leander
Philipp

Claudia

Jeannette
Joachim
Ilona

Jens
Steffen
Alexandra
Frederik

Marion

Melanie
Tanja
Kristin
Warthane

Waltraud

Christina
Jutta
Felix

Nora

Heike
Angela

Christel

Nancy

Marita
Magdalena
Niels
Robert
Norbert

Marcus

Palleit
Pankow

Pitzold

Pella
Penz
Peters
Petersen
Pietsch
Poch
Poppe

Posselt-
Hofmann
Postleb

Preis
Pretzsch
Puvanarajah

Radzuweit

Ramb
Rath
Rathsack

Ratzmann

Rau

Rauch

Reckert

Reims

Reinecke
Reinhard
Reith
Richard
Richter

Riechert

Deutsches Institut fiir Menschenrechte e. V.
Deutsche UNESCO-Kommission e. V.

Informationsstand ,Menschen im Mittelpunkt® im Auftrag des
Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales

leben lernen gGmbH

Landkreis Fulda - Perspektiva gGmbH
Lebenshilfe Berlin e. V.
Bundesagentur fir Arbeit

Deutsche Bahn AG

St. Antonius gGmbH
Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V.

Air Berlin Plc & Luftverkehrs KG

Indiwie. V.

St. Antonius gGmbH

AWO Biiro Leichte Sprache

Deutsches Institut fir Menschenrechte e. V.

Stellungnahme Bundesarbeitsgemeinschaft unabhdngiger
Angehdérigen-Vertretungen/Bundesverband von Angehérigen- und
Betreuervertretungen

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbdnde
Ministerium fir Inneres und Bundesangelegenheiten
Verband fiir Behinderten- und Rehabilitationssport M-V e. V.

Institut fir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur
flir Arbeit

VBB Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg GmbH

Institut fir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur
fur Arbeit
First Donnersmarck-Stiftung zu Berlin

Institut fir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur
flir Arbeit

Arbeitskreis Barrierefreies Koln

tanzbar_bremene. V.

Bundesverband Deutscher Berufsforderungswerke e. V.
Ministerium fir Arbeit und Soziales des Landes Sachsen-Anhalt
SCOUTS - Gebéardensprache fir Alle

BerufsBildungsWerk Greifswald der

Diakoniewerk Greifswald gGmbH
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Dr.

Dr.

Dr.

Eibe
Caroline
Stefan
Katja

Rainer

Mechthild
Selina
Huw
Douglas
Olaf

Olaf

Zofia

Max

Corinna
Jasna
Nadine
Martha
Carla
Sylvester
Jorg-Michael
Ferdinand
Tanja
Dietrich
Stefan
Petra
Timo
Mareen
Antje

Andreas

Petra

Riedel
Rigo
Robiné
Robinson

Roepke

Rolfes
Rose
Ross
Ross
Réthig

Roéttig

Rubinsztajn

Rubisch

Riiffer, MdB
Russo

Ristow
Rutkowski
Sabariego
Sachse-Schiiler
Sachse-Schiiler
Sacksofsky
Samrotzki
Sander
Sandner
Sartor

Schadler
Schifer
Scharsich

Scheibner

Scheidt

Universitat Mannheim/HEID Genf

Zentralverband des Deutschen Handwerks e. V.

Deutsche Welle

Bundesarbeitsgemeinschaft der Berufsbildungswerke e. V.

Gemeinniitzige Gesellschaft fiir regionale
Sozialentwicklung mbH

Technische Universitédt Berlin
Deutscher Bundestag, Biiro Mechthild Rawert, MdB
People First Berlin

Eltern fir Integration e. V.

Behinderten- und Rehabilitationssport-Verband Rheinland-Pfalz e.
V.

Frauen - Selbsthilfe und Beratung Wildwasser e. V.

Bundesministerium fir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz
Osterreich
Deutscher Bundestag

European Network of (ex) Users and Survivors of Psychiatry
AWO Biiro Leichte Sprache
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See

Ludwig-Maximilians-Universitat Miinchen

PRO RETINA Deutschland e. V.

ProSiebenSat.1 Media SE

Moderation

Gemeinniitzige Gesellschaft fiir regionale Sozialentwicklung mbH
Aktion Mensch e. V.

Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales

Special Olympics Deutschland e. V.

Studentenwerk Berlin

Bundesministerium fiir Bildung und Forschung

Bundesarbeitsgemeinschaft Selbstbestimmte Behindertenpolitik
der Partei DIE LINKE

Arbeitsstab der Beauftragten der Bundesregierung fiir die Belange
von Menschen mit Behinderungen
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Prof. Dr.

Dr.

Stefan

Stefan
Katrin
Stefan

Viola

Barbara
Jutta

Rolf
Kirsten
Rosel
Helmut
Sabine
Frank
Wolfgang
Peter
Annette
Kathrin
Uwe
Christiane

Marc

Monika

Maria

Jasmin

Torsten

Uwe

Angelika

Armin
Jirgen
Sabine

Dirk

Schenck

Schenck
Schenk
Schirra

Schirra

Schlesinger
Schlochtermeyer
Schmachtenberg
Schmalenbach
Schmidt
Schmidt

Schmitt
Schneider
Schneider
Schneider
Schnellenbach
Scholz
Schénfeld
Schreiber

Schropfer

Schrottle

Schulz

Schulze

Schumann

Schummer, MdB

Schwager

Schwarz
Schwarz
Schwarz

Schwenzer

GETEQ - Gesellschaft fiir teilhabeorientiertes
Qualitatsmanagement mbH

Behinderten- und Rehabilitations-Sportverband Berlin e. V.
Bundesministerium des Innern
MOBSe. V.

Ministerium flr Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie
Rheinland-Pfalz

Bundesarchitektenkammer

Behinderten-Sportverband Niedersachsen e. V.
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
Paris-Lodron-Universitat Salzburg

Journalistin

Gewerkschaft vida

Deutscher Verein fiir 6ffentliche und private Fiirsorge e. V.
Das Mosaik e. V. Wohnen fiir Menschen mit Behinderung
Sozialverband Deutschland e. V.

Integrale. V.

Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz
Senatsverwaltung fiir Gesundheit und Soziales

Zentrum fir Kultur und visuelle Kommunikation e. V.
Matrix GmbH & Co. KG

Landesverband fiir Menschen mit Kérper- und
Mehrfachbehinderung NRW e. V.

Technische Universitat Dortmund

Arbeitsstab der Beauftragten der Bundesregierung fiir die Belange
von Menschen mit Behinderungen

Beirat fiir Menschen mit Behinderungen des Landkreises Rostock

Deutscher Bundestag

Lebenshilfe fiir Menschen mit geistiger Behinderung gGmbH
Hannover

Berufsgenossenschaft Handel und Warenlogistik
Interkulturelle Beratungsstelle Lebenshilfe Berlin
Hauptschwerbehindertenvertretung des Landes Berlin

Annedore-Leber-Berufsbildungswerk Berlin
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Peter
Helga
Alexander
Olaf
Monika
Bettina
Natalie
Nicole
Saskia
Mona
Daniel
Mark
Peter
Oliver
Lisa
Judith
Kathrin
Nina

Christof

Anne-Kathrin

Torben

Petra

Otto
Kerstin

Eberhard

Christiane
Andreas
Mirella

Julia
Hans-Joachim

Thomas

Sdorra

Seel

Seidel
Seidler
Seifert
Seiler

Siehr

Simba
Singer
Sinno
Skupin
Solomeyer
Sonnenberg
Speer
Sperveslage
Spiller
Stackmann
Stahnke

Stamm

Steffen

Steinweller
Stephan

Storbeck
Stoye

Strayle

Strohecker
Stute

Suck

Sura
Szymanowicz

Szymanowicz

Kammergericht

Bundesarbeitsgemeinschaft fiir Rehabilitation e. V.
SFZ CoWerk gGmbH

Zukunftssicherung Berlin e. V.

Deutsche Heilpddagogische Gesellschaft e. V.
miteinander leben e. V.

Zukunftssicherung Berlin e. V.

Bezirk Oberbayern

Wohnen mit Intensivbetreuung
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
Psychosozialer Tragerverein Sachsen e. V.

Special Olympics Deutschland e. V.

Stiftung Unionhilfswerk Berlin

Aspiese. V.

Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe
Salus gGmbH

Kassenzahnarztliche Bundesvereinigung
Bundesministerium der Finanzen

Ministerium flr Arbeit, Integration und Soziales des Landes
Nordrhein-Westfalen

Integrationsfachdienst Brandenburg

Bundesministerium der Verteidigung — Chancengerechtigkeit,
Vielfalt und Inklusion

Berliner Zentrum Selbstbestimmt Leben behinderter Menschen e.
V.

Katholische Jugendfiirsorge der Di6zese Regensburge. V.
Annedore-Leber-Berufsbildungswerk Berlin

Geschéftsstelle der Landes-Behindertenbeauftragten Baden-
Wiirttemberg

inklusiv wohnen Kéln e. V.

Berufsgenossenschaft Holz und Metall

Fa. Raps GmbH & Co. KG, Kulmbach

Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe

Selbst Aktiv - Netzwerk von behinderten Menschen in der SPD
Beirat fiir die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen der Stadt

Falkensee
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Carola

Lisa
Nils
Ismail
Esma

Sabine

Birgit

Anja
Eva-Maria
Nico
Heike
Claudia
Karsten
Vera
Markus

Silke

Peter
Sascha

Kirsten

Petra
Martin

Helga

Eva Mareike
Kerstin
Frank
Wolfgang
Andreas

ulf

Jessica

Kathrin

Szymanowicz

Tauscher
Teifke
Tekin
Tekin

Tekir

Tellmann

Teubert
Thoms
Thoss
Tiemann
Tietz
Tillack
Tillmann
Topfer

Tophoven

Traschkowitsch

Ubrig

Ulrich

Uther

Vahemae-Zierold

Vazquez

Veit
Vietze
Viohl
Vogt
Voigt

Voigt

Volk

Volker

Beirat fiir die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen der Stadt
Falkensee

zeichensetzen wetzlar GmbH
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales

BB-IT

Arbeitsstab der Beauftragten der Bundesregierung fiir die Belange
von Menschen mit Behinderungen

Kunst- und Ausstellungshalle der Bundesrepublik Deutschland
GmbH

Duale Hochschule Baden-Wiirttemberg

MITTENDRIN lebene. V.

Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales

Universitdt Leipzig, Sportwissenschaftliche Fakultat
Sozialverband Deutschland e. V.

Lebenshilfe Berlin e. V.

Forschungsinstitut fir Inklusion durch Bewegung und Sport e. V.
Peer Counseling and Self Help Group

Institut fir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur
flir Arbeit

Gewerkschaft vida
Lebenshilfe Berlin e. V.

Sporttreff Karower Dachse/Netzwerk Inklusion/Netzwerk
Inklusion im Sport Berlin

Studentenwerk Berlin
Biindnis 90/Die Griinen

Landesverband fiir Menschen mit Kérper- und
Mehrfachbehinderung Baden-Wiirttemberg e. V.

Kreisverwaltung Mayen-Koblenz

Landesverband Selbsthilfe Kérperbehinderter Sachsen e. V.

Bundesverband Konduktive Férderung nach Pet6 e. V.
Senatsverwaltung flr Arbeit, Integration und Frauen

Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie
des Landes Brandenburg

Martinsclub Bremen e. V.

Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstatten fiir behinderte Menschen
e. V.
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Thilo
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Cornelia
Peter

Michael

Gerald
Felix
Janka
Gabriele
Tanja
Marion
Verena
Jacqueline
Christoph

Stefanie

Lisa
Claudia
Heike
Sara-Maria
Bernd

Josef

Diane
Malin
Daniela
Carolina

Thomas

Mechthild

Elisabeth

Siegfried

von der Recke

von Gilsa

von Pappenheim

von Pappenheim

Wachtel

Wahl

Wanka
Warkentin
Weber
Weigt
Weisslein
Werning
Werthmiiller
Westphal
Wiche

Wiens

Wirner
Wittig
Wittmann
Wolfram
Woltmann

Wérmann

Waunsch
Zacher
Zachmann
Zibell

Zander

Ziegler

Zielinski

Zoels

Bundesvereinigung Selbsthilfe im anthroposophischen Sozialwesen

e. V.

Volunteer Vision GmbH

Behindertenbeirat der Landeshauptstadt Miinchen
Verband Sonderpddagogik e. V.

Ministerium flr Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie
Rheinland-Pfalz

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e. V.
Stiftung Unionhilfswerk Berlin

Vereinigung fir Jugendhilfe Berlin e. V.

Behinderung und Entwicklungszusammenarbeit e. V.
Lebenshilfe Berlin e. V.

Lebenshilfe Berlin e. V.

Deutsches Rotes Kreuz e. V.

Integrale. V.

In der Gemeinde leben gGmbH

GETEQ - Gesellschaft fiir teilhabeorientiertes
Qualitatsmanagement mbH

Deutsches Jugendinstitut e. V.

Arbeitsgruppe Inklusion

AOK Nordost

Behinderten- und Rehabilitations-Sportverband Bayern e .V.
Landschaftsverband Rheinland

Landesverband fiir Menschen mit Kérper- und
Mehrfachbehinderung NRW e. V.

Berliner Werkstatten fiir Menschen mit Behinderung GmbH

Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe

Aktion Mensch e. V.

Deutscher Gehorlosen Bund e. V.

LERNEN FORDERN - Bundesverband zur Férderung von Menschen

mit Lernbehinderungen e. V.
Salus gGmbH

Fordern durch Spielmittel e. V.
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Anhang
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Anhang

Abschriften der Metaplanwande
aus den Workshops 1-7
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Workshop 1: Mobilitat
Metaplanwande

In allen Workshops wurde in Arbeitsgruppen nach dem ,Weltcafé“-Konzept das Workshopthema anhand von
Leitfragen diskutiert. Im Workshop ,,Mobilitdt“ wurden drei Leitfragen in drei Arbeitsgruppen besprochen, die
auf Metaplanwénden von Gruppe zu Gruppe kursierten. Somit hat sich jede Gruppe mit allen drei Fragen
beschiftigt. Die Ergebnisse sind hier transkribiert.

Metaplanwand 1

Leitfrage: Worauf muss bei der Verwirklichung eines inklusiven Sozialraums in Bezug auf das Thema
»Mobilitdt“ besonders geachtet werden? Welchen Mehrwert hat er?

: & o~
A ke Wil o fee
= ehoe Brsakle ver-
val Ve amnet Mﬁ‘q) E
Cifpony wer b wastes,

Worauf muss bei der Verwirklichung eines
inklusiven Sozialraums in Bezug auf das Thema
»Mobilitit besonders geachtet werden?
Welchen Mehrwert hat er?
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WORKSHOP 1: MOBILITAT
Abschrift der Metaplanwand 1

Leitfrage: Worauf muss bei der Verwirklichung eines inklusiven Sozialraums in Bezug auf das Thema
»Mobilitit“ besonders geachtet werden? Welchen Mehrwert hat er?

MOBS-Bus in Berlin

Barrierefreies Internet (z. B. word-/pdf-Dateien barrierefrei gestaltet)

Starkere Einwirkungsmoglichkeit von Menschen mit Behinderung

Beachtung unterschiedlicher Bedirfnisse/Anspriiche

Entwicklung von Standards

Rechtliche Absicherung von Standards

Vernetzung der Aufgabentrager + Verkehrsverbiinde

Barrierefreiheit von Beginn an vorgeben/beriicksichtigen

Freiheit, offene Gesellschaft, Teilhabe

Mobilitat als Teil der 6ffentlichen Daseinsfiirsorge

Starkung landlicher Raum

aufsuchende Hilfen (z. B. Jobcenter)

barrierefreie Hilfsmittel

(VBB) Begleitservice

Miteinander sprechen + zusammen arbeiten

Leichte Sprache (groRe Schrift, Bilder)

Riicksicht, Respekt, Freundlichkeit

Auf Kleinigkeiten achten (-> etwa Ersatzteile vorhalten und nicht auf Lieferung warten miissen)
Begegnung schaffen

Barrierefreiheit nicht nur technisch, immer mit Personal denken

In Lésungen, nicht in Problemen denken

Haftung muss ggf. durch Staat lbernommen werden, wenn ansonsten K.o.-Kriterium
Zumindest Haftung Giberdenken

Das Individuum im Blick behalten

Solide Rechtsgrundlage

Menschen mit kognitiven Beeintrachtigungen - viele haben nie Verkehrserziehung absolviert -
Schulung von jede/m, der das will!

Individuelle Mobilitatskompetenz férdern - fiir alles auch kontinuierlich
Kostendruck: Giinstigste nicht immer die beste Losung. Vergaberecht verhindern u. U. ,richtige®
Losung

Bundesweiter Austausch Mobi-Projekte -> Plattform schaffen!

Alle Behinderungsarten im Blick behalten, insb. auch psych./kognitive -> praktisch +
Bewusstseinsbildung

Mobilitét als Grundrecht! Grundlage der Inklusion!

Standards fiir Hilfsmittel durch Gesetzgeber definieren

128



* Inklusionstage 2016

WORKSHOP 1: MOBILITAT
Metaplanwand 2

Leitfrage: Welche Ansdtze aus den vorgestellten Projekten haben Sie besonders iiberzeugt, sind
beispielgebend und iibertragbar? Und wie macht man sie ,,breitenwirksam“?

Welche Ansitze aus den vorgestellten
haben Sie b ders iib; sind
d und {ib gbar? Und wie macht
man sie ,breitenwirksam“?
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WORKSHOP 1: MOBILITAT
Abschrift der Metaplanwand 2

Leitfrage: Welche Ansidtze aus den vorgestellten Projekten haben Sie besonders iiberzeugt, sind
beispielgebend und iibertragbar? Und wie macht man sie ,,breitenwirksam“?

Projekt Konferenz Tagung

~MOBS*
- Nacht-MOBS
- Ubertragbarkeit fiir den landlichen Raum
- Ehrenamt darf 6ffentliche Daseinsfiirsorge nicht ersetzen
- Rechtliche Absicherung der Projekte
- E-Mobilitdt - nur mit AVAS
- Bedarfe ermitteln
- Offentlichkeitsarbeit
- Akquise zusatzlicher Fordermittel

Ziel aller Projekte: Barrierefreiheit im OPNV!

- Nutzung von guten Materialien -> Transfer

- Zusammenwirken aller Akteure

- Sachverstand in Verwaltung fordern

- Akzeptanz aller Akteure

- Mobilitatstraining fur Blinde + Sehbehinderte

- Organisatorischer Austausch zwischen den Projekten aus ganz Deutschland

- Kombination von Facharbeit, politischer Arbeit und Protest

- Kooperationsbasis herstellen (Selbstvertretung - Verkehrsunternehmen)

- Mobilitatstraining fir Menschen mit Orientierungsschwierigkeiten (Bedarf? Konzept)
- Keine Fordermittel ohne Priifbestatigung Barrierefreiheit

- Aus eigener Betroffenheit in politische Entscheidungsprozesse einbringen

- Wirtschaftlicher Ausgleich fir Enrenamt

- Unterschiedliche Engagement-Bereitschaft (regional unterschiedlich)

- Darf Projekt an Ehrenamt hangen? Regionale Unterschiede!

- Politische Rahmenbedingungen kénnen positiv oder negativ wirken

- Breitenwirksam, wenn institutionalisiert und in Hilfesysteme/Kostentragerstrukturen eingebunden
- Ehrenamt = gelebte Inklusion

- Ehrenamtliches Engagement + Solidaritat
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WORKSHOP 1: MOBILITAT
Metaplanwand 3

Leitfrage: Warum geht es bei der Entwicklung des inklusiven Sozialraums an manchen Stellen sehr viel
ziigiger voran als an anderen Stellen?

T

Warum geht es bei der Entwicklung des
i i an hen Stellen

sehr viel ziigiger voran als an and| Stellen?

= e:.l'i:mas Quehks .
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WORKSHOP 1: MOBILITAT
Abschrift der Metaplanwand 3

Leitfrage: Warum geht es bei der Entwicklung des inklusiven Sozialraums an manchen Stellen sehr viel

ziigiger voran als an anderen Stellen?

DIN-Normen verbindlich einfordern

Verantwortung heit nicht mehr Haftung

Beschwerden klar formulieren

Klage einreichen

Verantwortung verbindlich einfordern

Personliches Engagement

Betroffenheit bei Entscheidern provozieren

Birgerschaftliches Engagement

Barrierefreiheit beginnt im Kopf + nicht auf der StraRe

sich 6ffnen + zuhdren

Barriere-Abwrackpramie

Fachkréfte Schulen

Barrierefreiheit als Querschnittsaufgabe

Unterschiedlicher Stellenwert

Erstellung und Umsetzung von Aktionspldanen
Erfahrungsraume schaffen

Inklusion als ,Chefsache®

Unterschiedlicher Problemdruck (Arbeitsplatze % Barrierefreiheit)
Ein Netzwerk fiir Inklusion

Barrierefreiheit muss subventioniert werden

Finanzierung sicherstellen

Unterschiedliche Bereitschaft

Ressortlibergreifende Arbeitsgruppen

Visionen?!

Geld/Priorititen

Losungen nicht nachtraglich, sondern zu Beginn von Projekt
Bereitschaft der Akteure zu Veranderung
Strukturunterschiede in Materialien - etwa Fahrpldne
Kompromissfahigkeit?!

Riumliche Hinsicht (Topografie, Akteurest.)
Aufgabenstellungen ggf. nicht generalisierbar

Bauliche MaRnahmen dauern

ggf. Vertragslaufzeiten als Hemmnis

Austausch vorhanden? Initiativen vorhanden? Wenn ja, geht es leichter?
Wie stark sind Menschen mit Behinderung in Politik vertreten?
SPRUNG 0 auf 1 erreicht

Bewusstsein

Disability Mainstreaming

Wissen vorhanden? Was heil’t barrierefreie Umwelt? Insbesondere Verwaltungen
Bereitschaft von Menschen ohne Behinderungen, sich mit Thema auseinanderzusetzen
Individuelle Lésungen vs. generalisierbare Lsungen
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Workshop 2: Wohnen
Metaplanwande

In allen Workshops wurde in Arbeitsgruppen nach dem ,,Weltcafé“-Konzept das Workshopthema anhand von
Leitfragen diskutiert. Im Workshop ,Wohnen“ wurden vier Leitfragen in vier Arbeitsgruppen besprochen, die
auf Metaplanwanden von Gruppe zu Gruppe kursierten. Somit hat sich jede Gruppe mit allen vier Fragen
beschaftigt. Die Ergebnisse sind hier transkribiert.

Metaplanwand 1

Leitfrage: Welche Ansdtze aus den vorgestellten Projekten haben Sie besonders iiberzeugt, sind
beispielgebend und iibertragbar? Und wie macht man sie ,,breitenwirksam“?

Welche Ansitze aus den vorgestellten
haben Sie b ders iib sind

ispielgebend und iibertragbar? Und wie macht

man sie ,breitenwirksam“?
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WORKSHOP 2: WOHNEN
Abschrift der Metaplanwand 1

Leitfrage: Welche Ansitze aus den vorgestellten Projekten haben Sie besonders iiberzeugt, sind
beispielgebend und iibertragbar? Und wie macht man sie ,,breitenwirksam?

- Mehr Leichte Sprache im 6ffentlichen Raum

- VermittlerIn im Quartier ,Zielgruppeniibergreifend”

- Auf verschiedene Zielgruppen zugehen & mit ihnen arbeiten und Fragen kldren

- Die Kommunen genauer auf das BTHG aufmerksam machen

- Finanzielle Belohnung (Bonus?) fir ,inklusive Projekte’???

- Nicht neue Angebote schaffen -> Kontaktfunktion -> Informationsfunktion

- Martins-Club Quartier/Wohnen hat mir am besten gefallen

- In Bremen wird im Projekt meiner Meinung nach Selbstbestimmung fir die Betroffenen erfillt

- Martins-Club Bremen

- Community-basierte Herangehensweise - Alsterdorf

- Individuelle & strukturelle Unterstiitzung

- Ergebnisoffen agieren kdnnen mit Qualitat

- Q8 Alsterdorf

- Erreichen der Klienten/Biirger

- Gute Partizipation und Mitbestimmung

- Inklusive Projekte auch fiir Menschen mit herausforderndem Verhalten denken

- Uberpriifung von Ergebnisqualitit = Lebensqualitdt von Angeboten fiir Betroffene!!!

- Jedes Projekt ist in seinem Kontext gut!

- Q8 - erscheint unabhiangig von GrélRe der Kommune

- Zusammenarbeit von verschiedenen Akteuren auf der Suche nach Lésungen/Finanzierung

- Problematisch ist die Finanzierung der unterschiedlichen Initiativen Nachhaltigkeit ...

- Am niedrigschwelligsten ist das Projekt Rubicon. Es ist wohl auch im landlichen Raum umsetzbar.

- Einbeziehung der Vereine

- Moglicherweise kdnnen einzelne Elemente verschiedener Initiativen auch kombiniert werden.

- Rubikon - am ehesten lbertragbar, hat nicht zuerst den Hilfebedarf im Blick, sondern den Hilfe-
Unterstiitzungsbedarf vieler.

- Bestehende Strukturen einbinden wie Verbdnde usw.

- Zusammenarbeit mit Wohnungsbaugenossenschaft

- Mehr Werbung fiir die Projekte

- Versorgungsforschung!!!

- Inklusive Ideen sind tbertragbar. Konkrete Projekte nicht.
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Inklusionstage 2016

WORKSHOP 2: WOHNEN
Metaplanwand 2

Leitfrage: Worauf muss bei der Verwirklichung eines inklusiven Sozialraums in Bezug auf das Thema
»Wohnen“ besonders geachtet werden? Welchen Mehrwert hat er?
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Inklusionstage 2016

WORKSHOP 2: WOHNEN
Abschrift der Metaplanwand 2

Leitfrage: Worauf muss bei der Verwirklichung eines inklusiven Sozialraums in Bezug auf das Thema

»Wohnen“ besonders geachtet werden? Welchen Mehrwert hat er?

IEinfach machen!

Ausprobieren

Barrierefreier wohnen

Verdrangung in ,AuRenbezirke“ vermeiden

Inklusiver Sozialraum

Ein funktionaler Sozialraum kann der Vereinsamung vorbeugen

Sozialraumentwicklung -> darauf achten, dass alle Akteure einbezogen werden

Projekte wie Q8 libertragen fiir landlichen Raum

Bevolkerung miteinbeziehen (Beispiel: Freiburg/Stadtteil Reiselfeld)

Gravierende Unterschiede zwischen Lindern aufheben (Beispiel: Finanzierungsméglichkeit)
Moglichkeiten schaffen, alte Menschen mit hohem Pflegebedarf im eigenen Wohnort wohnen zu
lassen

Bestehende Angebote Vorort nutzen und damit neue Méglichkeiten schaffen

Normale Begegnung statt Sonderveranstaltung

Teilhabe und Teilgabe fiir alle Beteiligten

Personen als MittlerInnen/BriickenbauerInnen im Quartier

Bezahlbarer Wohnraum

Mobilitdt Begegnungsorte

Bediirfnisse im Sozialraum erst einmal identifizieren und damit nach Lésungen fiir Sozialraum suchen

Gemeinsame Verantwortung

Stadtplaner/Planung — Alle Akteure einbeziehen

Barrieren fiir psychisch Kranke finden keine Beriicksichtigung
Landliche Wohngebiete nicht vergessen

Unterschiedliche Starken ergdnzen sich

Alle mit einbeziehen in Planungen; sich gegenseitig respektieren mit den unterschiedlichen
Bediirfnissen: Kompromisse aushalten

ausreichender Wohnraum

sich kennen Miteinander

SpaR J

Mut & Kreativitat ermdglichen

Mehrwert: soziales Verhalten natiirlich praktizieren; Tun, nicht nur reden dariiber
rechtliche Grundlagen, die flexibel Finanzierung ermdglichen

Inklusiv besetztes Haus Studenten & Betroffene

Erfahrungsaustausch

Birger mit einbeziehen!

Selbstverantwortlicher Wohnen

Was ist inklusiver, vielfaltiger Wohnraum - ,,gemeinsames Verstandnis®
Initiativen/Begegnungsorte: Teilhabe/Teilgabe

Mehrwert - Die Achtung untereinander ist sehr ausgepragt

Austausch von Hilfe & Bedarf

Solidarisches Miteinander unterstiitzt
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- Kommunale Teilhabepldne in allen Kommunen erstellen. Richtlinien fiir die Planung der Verwaltungen
- Achten auf alle Altersgruppen und alle Beeintrachtigungen bei der Gestaltung des 6ffentlichen
Raumes
- Kreative Wohnformen férdern
- Freundschaften in der naheren Umgebung kniipfen
- Beachtet werden muss:
- optische Anzeige (fir Gehérlose)
- Licht automatisch angehen - Lichtleitsysteme
- Blindenschrift
- Farben miissen besser ausgestattet werden usw.
- Orientierungshilfe (Farben)
- Leichte Sprache
- Individualitat der Menschen berticksichtigen
- Mehr generationsiibergreifende Projekte finanzieren
- Identifikation mit Umfeld
- Beseitigung ALLER Barrieren
- Barrierefrei fiir alle Behinderungsarten entsprechend der UN-BRK-Definition
- Win-Win-Situationen platzieren
- LWTG Mindestbau VO flexibler & bedarfsgerechter gestalten
- Mehr Geld fiir Quatiersmanagement
- Gegenseitiges Lernen
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* Inklusionstage 2016

WORKSHOP 2: WOHNEN
Metaplanwand 3

Leitfrage: Wo sehen Sie den groRten Handlungsbedarf fiir eine gelingende Teilhabe mittendrin im Leben?

W m US- en Sie den groRten Handlungsbedarf fiir '5‘

(it 45! :lingende Teilhabe mittendrin im Leben?

lignyplane
fl‘ 'IG' agnl'fmﬂ
. Redriaber
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Inklusionstage 2016

WORKSHOP 2: WOHNEN

Abschrift der Metaplanwand 3

Leitfrage: Wo sehen Sie den groRten Handlungsbedarf fiir eine gelingende Teilhabe mittendrin im Leben?

Gutes BTHG (Mehrfachnennung)
Bezahlbarer & sozialer Wohnraum
Bezahlbarer Wohnraum

Nicht nur in ,sozialen Brennpunkten®
Zukunftsplanung

Ressourcenorientiertes Miteinander, weg von Defizitorientierung
Selbstverstandliche Barrierefreiheit im 6ffentlichen Raum

Barrierefreier 6ffentlicher Verkehr

Aktionsplane in Institutionen & Betrieben
Uberdenken bisheriger Antistigma-Kampagnen!
Begegnungsraum schaffen

Selbstbestimmtes individuelles Wohnen

Mit Menschen mit Behinderung reden!
Meinungsfreiheit von Menschen mit Behinderung
Nothing about us - without us

Teilhabe in jedem Alter

Kulturangebote fiir ALLE

Gute Informationsvielfalt

Komplexe Einrichtungen schlieRen
Gesellschaftliche Regelsysteme miissen sich 6ffnen
Das Gemeinsame betonen, nicht das Trennende
Selbstbeteiligung

Keine Sonderwelten

Kleine Dinge z. B. Weihnachtsfeier inklusiv umsetzen
Ausreichende Unterstiitzung fiir Betroffene
Inklusive Quartiersarbeit in der Kommune
Segregierende Strukturen beseitigen — von Anfang an
Gute Teilhabeplanung fiir Betroffene

Keine Dogmatik, Vielfalt zulassen und aushalten
Betroffene bestimmen selber tber ihre Belange

Inklusion bezieht sich nicht ausschlieRlich auf Behinderung

Begegnungstreffen in der Offentlichkeit

Kontakt & Kommunikation
Menschenrechtsbildung in allen Bildungsbereichen
Inklusive Offentlichkeitsarbeit

Alle Menschen gehéren zusammen
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WORKSHOP 2: WOHNEN
Metaplanwand 4

Leitfrage: Was wiirde aus Ihrer Sicht helfen, um in den ndchsten Jahren bei dem Thema weiter voran zu
kommen? Wer trigt Verantwortung in Bund, Lindern und Kommunen?

Was wiirde aus Ihrer Sicht helfen, um in den
nachsten Jahren bei dem Thema weiter voran
zu k ? Wer trigt Ve g in Bund,

Landern und Kommunen?
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Inklusionstage 2016

WORKSHOP 2: WOHNEN
Abschrift der Metaplanwand 4

Leitfrage: Was wiirde aus Ihrer Sicht helfen, um in den ndchsten Jahren bei dem Thema weiter voran zu
kommen? Wer trigt Verantwortung in Bund, Landern und Kommunen?

1. Ein gutes BTHG

2. Der Bundesrat

3. Der Bundestag

Vereinheitlichung gesetzlicher Grundlagen ,landeriibergreifend”

Gute Offentlichkeitsarbeit

Einheitliche Umsetzung der BTHG in allen Léndern — Bund/Lander

Freiraum fiir Modellprojekte & Experimente - Bund/Lander

Deutliche Reduzierung von Biirokratismus!!!

Kommunale, private Anbieter von Wohnraum und Gewerbe an einen Tisch bringen
Mehr Mut zum ,,Biirger sein“ - sich mehr einmischen

Wohnen: gesetzliche Rahmenbedingungen so gestalten, dass inklusives Wohnen méglich wird
Mitbestimmen des Landesbehindertenbeirates — Lander (+ Kommunen)
Gesetzesdnderungen, die inklusives Wohnen erméglichen

Birgern mehr Entscheidungsfreiheit geben, weniger Birokratie

Bessere Schulung/Haltung von Entscheidern (Behorden)

Gesetzliche Betreuung stiarken — im Sinne des Klienten

Fir Menschen darf es keinen Unterschied machen (welche Leistung sie bekommen), in welcher
Kommune/Land sie wohnen!

Wer fiihlt sich eigentlich verantwortlich?

Wounsch- und Wahlrecht endlich ernstnehmen!

Bestimmung des eigenen Alltags mit individuellen Unterstitzungsbedarf - Bund & Lander &
Kommunen & Einrichtungen

Vorrang fir inklusive Leistung

Betroffene missen ihre Rechte kennen und wahrnehmen

Wir missen unsere Rechte wahrnehmen und einfordern!

Systematische Unterstiitzung der UN-BRK und der eigenen Aktionsplédne
Achtung/Vorsicht: dass dadurch nicht noch mehr biirokratischer Aufwand entsteht
Ausreichend Wohnraum bereitstellen — Lainder und Kommunen

Blick auf Kommunikation zwischen Bund - Ldndern - Kommunen

Mehr Mitbestimmung des Behindertenbeirates - Kommunen & Lander

Bewusstsein schaffen tiber die Vielfalt der Behinderung Bsp. psychische Behinderung
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Workshop 3: Deinstitutionalisierung
Metaplanwande

In allen Workshops wurde in Arbeitsgruppen nach dem ,Weltcafé“-Konzept das Workshopthema anhand von
Leitfragen diskutiert. Im Workshop ,Deinstitutionalisierung” wurden finf Leitfragen in fiinf Arbeitsgruppen
besprochen, die auf Metaplanwénden von Gruppe zu Gruppe kursierten. Somit hat sich jede Gruppe mit allen
funf Fragen beschiftigt. Die Ergebnisse sind hier transkribiert.

Metaplanwand 1

Leitfrage: Worauf muss bei der Verwirklichung eines inklusiven Sozialraums in Bezug auf das Thema
,Deinstitutionalisierung” besonders geachtet werden?

Worauf muss bei der Verwirklichung eines
inklusiven Sozialraums in Bezug auf das Thema
,,Deinstitutionali: h
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Inklusionstage 2016

WORKSHOP 3: DEINSTITUTIONALISIERUNG
Abschrift der Metaplanwand 1

Leitfrage: Worauf muss bei der Verwirklichung eines inklusiven Sozialraums in Bezug auf das Thema

»Deinstitutionalisierung” besonders geachtet werden?

Wichtig: Finanzierte Budgetassistenz

Refinanzierung individueller Bedarfe

Vereinfachung der Antragsstellung, Durchschaubarkeit

Lokalpolitik

Freiwilliges Engagement starken: Agenturen, Vereine etc. -> Inklusionspartner
Trager-unabhangige Budgetberatung finanzieren

Partizipation bei der Ideenentwicklung und der Verwirklichung

Netzwerkarbeit verschiedener Akteure: -> Nachbarn -> Institutionen usw.
Widersprichlich zwischen institutionellen und individuellen Interessen?!

Es gibt Rechte, die durchgesetzt werden missen! Hiirden in Politik und Verwaltung
Abbau von birokratischen Hemmnissen!

Coaching/Beratung/Mentoring - Fallkonferenz mit Menschen mit Behinderung
Raus aus der Komfortzone/Partizipation muss erlernt werden!
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WORKSHOP 3: DEINSTITUTIONALISIERUNG
Metaplanwand 2

Leitfrage: Miissen soziale Rdume ,anders“ oder ,speziell“ gestaltet sein, damit Ausgrenzung und
Diskriminierung vermieden werden?

Miissen soziale Riume ,anders* oder »speziell
gestaltet sein, damit Ausgrenzung und
i 0 A

R R AR R SRR D D L R
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Inklusionstage 2016

WORKSHOP 3: DEINSTITUTIONALISIERUNG
Abschrift der Metaplanwand 2

Leitfrage: Miissen soziale Rdume ,anders“ oder ,speziell“ gestaltet sein, damit Ausgrenzung und

Diskriminierung vermieden werden?

Notwendigkeit: Soziale Durchmischung im Stadtgebiet. Keine Ghettobildung
Bezahlbarer Wohnraum

Bewusstseinsbildung von Anfang an

Barrierefreiheit:

- in den Kopfen

- im Stadtbild (Kultur, Freizeit etc.)

-im Wohnraum

Begegnungsangebote gemeinsam mit Menschen mit Behinderungen entwickeln

Soziale Rdume miissen gemeinsam gestaltet sein, damit Ausgrenzung und Diskriminierung vermieden

werden

Strukturen den Menschen anpassen (nicht umgekehrt!!!)
Gestaltungsmoglichkeit schaffen (raumlich/drauRen)
Akzeptanz/Respekt: Es ist normal, verschieden zu sein!
Technische Mdglichkeiten nutzen
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WORKSHOP 3: DEINSTITUTIONALISIERUNG
Metaplanwand 3

Leitfrage: Wo sehen Sie bei der Deinstitutionalisierung den groBten Handlungsbedarf fiir eine gelingende
Teilhabe mittendrin im Leben?

Wo sehen Sie bei der Deinstitutionalisierung den
groRten Handl bedarf fiir eine geli
Teilhabe mittendrin im Leben?
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Inklusionstage 2016

WORKSHOP 3: DEINSTITUTIONALISIERUNG
Abschrift der Metaplanwand 3

Leitfrage: Wo sehen Sie bei der Deinstitutionalisierung den gr6Bten Handlungsbedarf fiir eine gelingende
Teilhabe mittendrin im Leben?

Vielfalt der Auflagen sind Hinderung

Empowerment

Den sortierenden Blick aufgeben

Sensibilisierung aller Menschen fiir das Thema - EHRLICHE POLITIK
Handlungsbedarf, die Bedingungen auf dem 1. Arbeitsmarkt zu verdndern
Begriffe klaren

De-Institutionalisierung oder ehrliche Wahlmoglichkeiten
Mehrkostenvorbehalt!

Verantwortung der Kommunen fir ihre Birger(innen) mit Behinderung z. B. barrierefreier Wohnraum

Kein barrierefreier Wohnraum vorhanden!

Inklusion im Arbeitsmarkt

Auflosung der isolierenden Sondereinrichtungen

Wer braucht was, von Anfang an. Aufwachsen mit gelebter Diversitat
Berufl. Selbstverstandnis — Fiirsorge vs. Teilhabe
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WORKSHOP 3: DEINSTITUTIONALISIERUNG
Metaplanwand 4

Leitfrage: Welche Moglichkeiten und Akteure gibt es bereits, um auf Planer und Entscheidungstrager fiir
mehr Deinstitutionalisierung einzuwirken?

iveurang

‘Welche Méglichkeiten und Akteure gibt es
bereits, um auf Planer und Entscheidungstriger ‘Welche Mglichkeiten und Akteure gibt es
bereits, um auf Planer und Entscheidungstriger
fiir mehr Deinstitutionalisierung einzuwirken?

1 {f Welche Maglichkeiten und Akteure gibt es

bereits, um auf Planer und Entscheidungstrager

fiir mehr Deinstitutionalisierung einzuwirken?
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Inklusionstage 2016

WORKSHOP 3: DEINSTITUTIONALISIERUNG
Abschrift der Metaplanwand 4

Leitfrage: Welche Méglichkeiten und Akteure gibt es bereits, um auf Planer und Entscheidungstrager fiir

mehr Deinstitutionalisierung einzuwirken?

Eigenes personliches Engagement

UN-BRK

Inklusionstage -> Veranstaltungen, die fiir das Thema sensibilisieren
Schlichtungsverfahren — Behindertengleichstellungsgesetz

Pilotprojekt innerhalb groRer Trager

Forschungsprojekte

Politische Beschliisse und zentrale Steuerung eines De-Institutionalisierungsprozesses
Um alternativ leben zu kénnen (Unterstiitzungsform), braucht es enormes Engagement.
Selbstvertretungsverbdnde

Peer-Beratung flichendeckend finanziert & ausgebildet

Dienstplane und Strukturen den individuellen Bediirfnissen anpassen/flexibilisieren
Zahlen/Daten nutzen/Berichte

Dezentralisierung vs. Deinstitutionalisierung

Institutionalisierung = Verregelung

Definition Deinstitutionalisierung

Zentrale Akteure: Einrichtungen

Interessenskonflikte fiir Einrichtungen

Personliches Budget

Rolle des Gesetzgebers

Politische Akteure

Verregelung vs. selbstbestimmtes Leben - Bsp. Brandschutz, Arbeitnehmerrecht, Gesundheitsschutz

Interessenvertretung starken/beteiligen
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WORKSHOP 3: DEINSTITUTIONALISIERUNG
Metaplanwand 5

Leitfrage: Welche Ursachen sind aus Ihrer Sicht verantwortlich dafiir, dass es bei der Entwicklung des
inklusiven Sozialraums an manchen Stellen sehr viel ziigiger vorangeht als an anderen Stellen?

Welche Ursachen sind aus Ihrer Sicht
verantwortlich dafiir, dass es bei der
ng des inklusiven Sozial an
manchen Stellen sehr viel ziigiger vorangeht als
an anderen Stellen?

e
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Inklusionstage 2016

WORKSHOP 3: DEINSTITUTIONALISIERUNG
Abschrift der Metaplanwand 5

Leitfrage: Welche Ursachen sind aus Ihrer Sicht verantwortlich dafiir, dass es bei der Entwicklung des

inklusiven Sozialraums an manchen Stellen sehr viel ziigiger vorangeht als an anderen Stellen?

Wie vertraut im Umgang mit Menschen mit Behinderung?

Lobbyarbeit

Tragerinteressen?

Angemessene Kommunikation mit dem klaren Ziel, Partizipation zu erreichen
Inklusion als gesellschaftliche Vorstellung fehlt mancherorts
Menschen mit Behinderung einbeziehen, motivieren, sich zu beteiligen!
Es fehlt der Perspektivwechsel, das Loslassen von alten Mustern!
Abhangig von Einzelpersonen

Nicht verstetigt

Herzblut der 1. Generation {ibertragen - scheitert oft

Anonymitat? - Stadt/Dorf

Kommunalpolitiker mit Engagement

Akteure auerhalb von Kommune, die den Weg aktiv mittragen
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Workshop 4: Gesundheits-, Rehabilitations-
und Pflegedienstleistungen
Metaplanwande

In allen Workshops wurde in Arbeitsgruppen nach dem ,Weltcafé“-Konzept das Workshopthema anhand von
Leitfragen diskutiert. Im Workshop ,,Gesundheits-, Rehabilitations- und Pflegedienstleistungen“ wurden fiinf
Leitfragen in fiinf Arbeitsgruppen besprochen, die auf Metaplanwéanden von Gruppe zu Gruppe kursierten.
Somit hat sich jede Gruppe mit allen fiinf Fragen beschiftigt. Die Ergebnisse sind hier transkribiert.

Metaplanwand 1

Leitfrage: Welche Griinde sprechen dafiir und welche dagegen, den Begriff des inklusiven Sozialraums
insbesondere auf Menschen mit Behinderungen zu fokussieren?

Welche Griinde sprechen dafiir und welche
dagegen, den Begriff des inklusiven Sozialraums

dere auf M hen mit Behind: g

zu fokussieren?
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WORKSHOP 4: GESUNDHEITS-, REHABILITATIONS- UND
PFLEGEDIENSTLEISTUNGEN

Abschrift der Metaplanwand 1

Leitfrage: Welche Griinde sprechen dafiir und welche dagegen, den Begriff des inklusiven Sozialraums
insbesondere auf Menschen mit Behinderungen zu fokussieren?

- Menos-Validos = Behinderte (span.) - dennoch guter Umgang mit Blinden
- Vermeidung von Ausgrenzung anderer Zielgruppen
- Entgegen dem Intersektionalitdts-Ansatz
- Dagegen: Ausgrenzung anderer Menschen & Gedanken der Inklusion
- Sozialraum?
- Stigmatisierung ,Sonderstatus® vermeiden
- Die Bedarfe von Menschen mit Behinderungen sind komplexer und unterschiedlicher - bené&tigen
Fokussierung
- inklusiv?
1. + (positiv)
- Fokussierung hilft bei Konkretisierung von Lésung fiir Menschen mit Behinderungen
- aus begrifflichen Griinden in Fachkreisen
2. - (negativ)
- Inklusion meint mehr (alle)
- mehr Verbiindete méglich
- Synergieeffekte
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Inklusionstage 2016 -

WORKSHOP 4: GESUNDHEITS-, REHABILITATIONS- UND

PFLEGEDIENSTLEISTUNGEN
Metaplanwand 2

Leitfrage: Welches sind Ihrer Meinung nach die gro3ten Schwierigkeiten und die groRten Handlungsbedarfe

auf dem Weg zu einem inklusiven Sozialraum beziiglich unseres Themas?
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Inklusionstage 2016

WORKSHOP 4: GESUNDHEITS-, REHABILITATIONS- UND
PFLEGEDIENSTLEISTUNGEN

Abschrift der Metaplanwand 2

Leitfrage: Welches sind Ihrer Meinung nach die gréten Schwierigkeiten und die gro3ten Handlungsbedarfe

auf dem Weg zu einem inklusiven Sozialraum beziiglich unseres Themas?

Zu wenig Barrierefreiheit z. B. im Privatbereich

Bewusstseinsbildende MalRnahmen

Bewusstseinsbildung der Fiihrung

Forschung intensivieren

Ausgangspunkte: Plan -> <- konkretes Problem

Arbeit: zu wenig geeignete Arbeitsplitze

Berlihrungsdangste abbauen durch gemeinsame Aktivitat

Schwierigkeit: Wissensdefizit (mangelndes Bewusstsein)
Betriebswirtschaftliche Kennzahlen missen Grad der Inklusion des Unternehmens beriicksichtigen
Erfahrungsberichte ,Best Practice”

Bundesweites Netzwerk tiber Projekte

Hilfe/Beratung fir Eltern (& Kinder) von behinderten Menschen/Kindern
Beratung auf Peer-Ebene

Zu wenige Dolmis

Speziell ausgebildete Mitarbeiter in Amtern — barrierefrei fiir alle Beeintrichtigungen!!!
Beratung & Zugang zur Unterstiitzung fir Arbeitgeber

Einrichtung von Behindertenbeirdten

Weniger staatlich angeordnete Betreuung

Freiwilligenagentur

Vorurteile, Stereotype (iber Menschen mit Behinderung/chron. Erkrankung
Gewachsene Diskriminierungsstrukturen/Ableismus, z. B. in Psychiatrien
Hierarchische Strukturen in vielen Gremien sind hinderlich

Schwierigkeit: féderale Entscheidungs-Strukturen

Finanzierung sichern

Entwicklung von Beratungsstellen

155



* Inklusionstage 2016

WORKSHOP 4: GESUNDHEITS-, REHABILITATIONS- UND
PFLEGEDIENSTLEISTUNGEN

Metaplanwand 3

Leitfrage: Welche Ansdtze aus den vorgestellten Projekten haben Sie besonders iiberzeugt, sind
beispielgebend und iibertragbar? Und wie macht man sie ,,breitenwirksam“?

Welche Ansitze aus den vorgestellten
haben Sie b ders iib gt, sind

| beispielgebend und iibertragbar? Und wie macht

man sie ,breitenwirksam“?
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Inklusionstage 2016

WORKSHOP 4: GESUNDHEITS-, REHABILITATIONS- UND
PFLEGEDIENSTLEISTUNGEN

Abschrift der Metaplanwand 3

Leitfrage: Welche Ansitze aus den vorgestellten Projekten haben Sie besonders iiberzeugt, sind

beispielgebend und iibertragbar? Und wie macht man sie ,,breitenwirksam?

Projekt: bei der Arbeit (Bremen) in den Sozialraum geben

Projekt: + schwer Beeintrachtigte

Projekt: tolle Eigeninitiative + starken

Projekt: Bewusstmachen des Moglichen

Projekt: Beriihrung mit dem Thema Langzeitarbeitslose

Projekt: Ausbau von Beratungsleistungen und Informationsstellen -> insbesondere fiir
Unterstlitzungspersonen

Projekt: wenig ,impact®

Projekt: Verbreitungsstrategie - Starken hervorheben

Positiv

Initiative aus der Praxis

Altersgerechte Lebenswelten

Behandlungsmaoglichkeiten miissen bezahlt werden (Bsp.: Therapie — Krankenkasse)
Begegnung als Chance

Team bilden, verschiedene Kompetenzen & Erfahrungen als Chance sehen
CoWerk. International

Beispiele beinhalten sehr unterschiedliche Ansatze -> Methodenmix hilft

Von den ,eigenen Stellschrauben“ aus gedacht

Die Einbeziehung eines Betroffenen-Verbands in Projekte/Projektverbiinde
Kreatives Denken zulassen und Wege (auch scheinbar unrealistische) erméglichen
Kritisch

Problem der Eigenmittel bei kleinen Firmen (Institutionen)

Ubertragbarkeit durch Verwaltungswege gehemmt
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* Inklusionstage 2016

WORKSHOP 4: GESUNDHEITS-, REHABILITATIONS- UND
PFLEGEDIENSTLEISTUNGEN

Metaplanwand 4

Leitfrage: Was wiirde aus Ihrer Sicht helfen, um in den ndchsten Jahren bei dem Thema weiter
voranzukommen?

Was wiirde aus Ihrer Sicht helfen,
um in den néchsten Jahren bei dem Thema
weiter voran zu kommen?
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Inklusionstage 2016

WORKSHOP 4: GESUNDHEITS-, REHABILITATIONS- UND
PFLEGEDIENSTLEISTUNGEN

Abschrift der Metaplanwand 4

Leitfrage: Was wiirde aus Ihrer Sicht helfen, um in den nachsten Jahren bei dem Thema weiter
voranzukommen?

»Mehr Druck, Vorgaben, Impulse von oben!*

Motivation besser, Anreize monetir/nicht-monetar

Einsdtze von Aktionsplanen

RegelmaRige Monitorings

RegelmaRige Evaluierungen

Anpassen

Personenzentrierte Hilfen

Mehr Aufmerksamkeit (Offentlichkeitsarbeit — PR/Marketing)
Bewusstseinsbildung & Menschenrechtsbildung

Barrierefreie Dienste & Einrichtungen

Kommunikation/Erfahrungsaustausch

Kooperation

Anerkennung des Rechts auf Selbstbestimmung behinderter Menschen
Partizipation: Systematische Einbindung von Betroffenen (chronisch Kranke/behinderte Menschen)
Unternehmen Angste nehmen - Case-Management

Finanzierung von Netzwerken

Griindung von ,, Inklusionsarbeitsgemeinschaften®

Raus aus den Einrichtungen - rein in die Gesellschaft

Rechtliche Widerspriihe auflésen (Bsp. Fahrtkosten/Transport Mobilitat)
Ressourcen fir Inklusion

Datengrundlage schaffen - kontinuierlich erheben -

Menschenrechtliche Perspektive im Vordergrund

Vernetzung mit demografischen Themen

Geld - mehr oder umverteilen

Geschitzte Abteilungen statt Werkstatten?? Ist das inklusiv?

Vernetzung u. Austausch mit internationalen Akteuren (Art. 11 + 33 UN-BRK)
Konkrete Aktionsplane fiir Behorden, Aufklarung und Schulung fir Sachbearbeiter
Ressourcenorientierte Sichtweise der Gesellschaft

159



* Inklusionstage 2016

WORKSHOP 4: GESUNDHEITS-, REHABILITATIONS- UND
PFLEGEDIENSTLEISTUNGEN

Metaplanwand 5

Leitfrage: Welche Akteur*innen miissen wann welche konkreten Schritte einleiten?

Welche Akteur*innen miissen wann welche i

konkreten Schritte einleiten?

160



‘ Inklusionstage 2016

WORKSHOP 4: GESUNDHEITS-, REHABILITATIONS- UND
PFLEGEDIENSTLEISTUNGEN

Abschrift der Metaplanwand 5

Leitfrage: Welche Akteur*innen miissen wann welche konkreten Schritte einleiten?

- Kooperation politischer Akteure auf unterschiedlichen Ebenen

- Bereitschaft/Investition zur Teilnahme an Netzwerken

- Krankenhduser und ambulante Gesundheitsdienstleister vernetzen sich

- Akteurs-Landkarte/Liste

- Sofort

- Von unten nach oben & von oben nach unten

- Vernetzung unterschiedlicher, zivilgesellschaftlicher Akteure auf kommunaler Ebene
- Kommunale Ebene - vor Ort -

- Verschiedene Akteure von Anfang an mit einbeziehen

- Landesebene

- Landesinklusionstage

- Copy & paste - guter Beispiele

- Sozialwissenschaftliches Forschungsdesign & Geld ,,Inklusionsfortschritte“
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* Inklusionstage 2016

Workshop 5: Beratung und Partizipation
Metaplanwande

In allen Workshops wurde in Arbeitsgruppen nach dem ,Weltcafé“-Konzept das Workshopthema anhand von
Leitfragen diskutiert. Im Workshop ,,Beratung und Partizipation“ wurden finf Leitfragen in fiinf Arbeitsgruppen
besprochen, die auf Metaplanwanden von Gruppe zu Gruppe kursierten. Somit hat sich jede Gruppe mit allen
fiinf Fragen beschaftigt. Die Ergebnisse sind hier transkribiert.

Metaplanwand 1

Leitfrage: Welche Ansdtze aus den vorgestellten Projekten haben Sie besonders iiberzeugt, sind
beispielgebend, libertragbar und wie macht man sie ,,breitenwirksam“?

Welche Ansitze aus den vorgestellten
haben Sie b ders iib sind
beispielgebend, iibertragbar und wie macht man
sie ,breitenwirksam“?

; 3,L-~,ﬁ.;aaum+
T . dler dber die

anbieten
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Inklusionstage 2016

WORKSHOP 5: BERATUNG UND PARTIZIPATION
Abschrift der Metaplanwand 1

Leitfrage: Welche Ansidtze aus den vorgestellten Projekten haben Sie besonders iiberzeugt, sind

beispielgebend, iibertragbar und wie macht man sie ,,breitenwirksam“?

Kompetenzzentrum - Kéln

Peerberatung muss unabhingig sein! (ZSL) -> auch 6rtlich unabhangig & neutral
Beschiftigung von Menschen mit Behinderung auf dem 1. Arbeitsmarkt (Nueva & ZSL)
Von Menschen mit Behinderung fiir Menschen mit Behinderung (nueva)
Flachendeckend - gut erreichbar

Strukturen schaffen - Nachhaltigkeit

MUT ... hinzugehen

Politische Unterstiitzung

Mobiler Informationsdienst -> vor allem fiir ,,Unbeteiligte®

Sprechstunde Informationen anbieten

Nueva -> Ausweitung der Befragung auf den Sozialraum

Einfachste Méglichkeit: Teilhabekreise

Beteiligungsmaoglichkeit aller tiber die lokalen Teilhabekreise

Teilhabekreise ,Nottuln“

Uber (Kommune) férdern - besser ,,Bund®

Strukturen professionell gestalten

Offentlichkeitsarbeit/Projekte bekannter machen
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* Inklusionstage 2016

WORKSHOP 5: BERATUNG UND PARTIZIPATION
Metaplanwand 2

Leitfrage: Wo sehen Sie mit Blick auf das Thema ,,Beratung und Partizipation“ den gréten Handlungsbedarf
und wer ist besonders gefordert, in Bund, Léandern und Kommunen?

Wo sehen Sie mit Blick auf das Thema
Wo sehen Sie mit Blick auf das Thema

»Beratung und Partizipation” den groften
Handlungsbedarf und wer ist besonders
gefordert, in Bund, Lindern und Kommunen?

qg(‘o'ul‘idl&&
Luudes eneiliche

(Shoiedelte

Welche Ansitze aus den vorgestellten

'.—. Pe——— = E

ity S oy
EMPOWERMENT
FOoRDERN

i i / 3 N =
Projekten haben Sie besonders dberzeugt sind e :
! bclwleuanr:: ﬂ:::'ugb.ark wdviemachtman | Mels 174"-7("“‘3 Wic hraudkes
breitenwirksam™?
luklsive
Lj Arbede

164



4

Inklusionstage 2016

WORKSHOP 5: BERATUNG UND PARTIZIPATION
Abschrift der Metaplanwand 2

Leitfrage: Wo sehen Sie mit Blick auf das Thema ,,Beratung und Partizipation“ den gr6B8ten Handlungsbedarf

und wer ist besonders gefordert, in Bund, Lindern und Kommunen?

Verbindliche bundeseinheitliche Standards

Keine Projektitis mehr! - langfristige Projektférderung!

Bessere Vernetzung -> Wer will sich beteiligen? Wen/Was vernetzen?
Jeder muss sich beteiligen & es muss gesetzlich verankert werden
Behindertenbeauftragte als Koordinatoren (Stabsstelle)

Mehr Transparenz

Empowerment férdern

Inklusionstage 2016 - Betroffene auf der Biihne

Einheitlicher - nicht jeder sein Ding machen

Finanzielle Mittel - Ausbildung fiir die Berater

Haltung und Abgabe von Macht

Forderung an Bund: verstindliche Gesetzestexte

Wir brauchen inklusive Arbeitsmacht

Peer-Counseling/Beratung

Offentliche Veranstaltungen wie Podiumsdiskussion — mehr Betroffene dabei
Regionale Zustandigkeit

Spezialisierte Ansprechpartner

Barrierefreiheit — Zugang zu Informationen (z. B. leichte Sprache)
Vereinfachung von Behdrdenbescheiden

Bessere Beratungsstrukturen

Betroffene mit einbeziehen im Entscheidungsprozess

Langfristige Férderung von Beratung

Begriffstransparenz/-klarung

Barrierefreie Vermittlung (individuell: Piktogramme, Leichte Sprache etc.)
Finanzierung von unabhdngiger Beratung durch die Kommune

Alle 6ffentlichen Texte barrierefrei

Ein einheitlicher Ansprechpartner (fiir Arbeitgeber)

Finanzierte Koordination fiir Betroffene
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* Inklusionstage 2016

WORKSHOP 5: BERATUNG UND PARTIZIPATION
Metaplanwand 3

Leitfrage: Welche konkreten Angebote sollten besonders ausgebaut werden, damit Menschen mit
Behinderungen ihre Interessen vor Ort noch besser vertreten konnen?

2lche geb
gebaut werden, damit Menschen mit

Behinderung Ihre Interessen vor Ort noch

besser vertreten kénnen?
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Inklusionstage 2016

WORKSHOP 5: BERATUNG UND PARTIZIPATION
Abschrift der Metaplanwand 3

Leitfrage: Welche konkreten Angebote sollten besonders ausgebaut werden, damit Menschen mit

Behinderungen ihre Interessen vor Ort noch besser vertreten konnen?

Mobile Beratung vor Ort

Behindertenbeauftragte hauptamtlich!

Beratungspersonal - Schulen im Umgang mit Assistenten & Dolmetschern
Aufbau neuer Gruppen nur in inklusiver Struktur

Beipackzettel - Arztbrief ,Leichte Sprache®

Zugang zu Leistungen erleichtern

Biirokratie-ABBAU

Formulare in leichter Sprache

Telefon oft schwierig besetzt

Weniger Technisierung (z. B. Fahrscheinautomat ...)

Offnung bestehender Strukturen und Vereine

Fir Gehorlose TeleSign oder Tess

Beratung fiir/tber Leistungsangebot

Vorort (Amter) Peer-Berater

Fordermittel

In die Politik einbeziehen - > Strukturen weiter 6ffnen

Verpflichtung zur Einrichtung von Schwerbehindertenvertretung & -beirdten
Peerberatung fiir Behinderungen im Alter

Behinderten-Beauftragte stirken (Stellung)

Freie Stellen besetzen

Unabhéngige Beratungsstellen (Peer-Beratung)

Breites Spektrum an Aufklarung & Informationsvermittlung
Niedrigschwellige Angebote (u. a. fiir Kinder)

Assistenz sicherstellen

Qualifizierung & Finanzierung (insb. Leichte Sprache)

Schnellen Zugang zu Assistenz

Planungsprozesse nur MIT Betroffenen

Mut machen, sich einzusetzen

Selbsthilfe ausbauen & aufbauen

Empowerment — Angebote (z. B. Ausbildung zum Inklusionswissenschaftler)
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Inklusionstage 2016

WORKSHOP 5: BERATUNG UND PARTIZIPATION
Metaplanwand 4

Leitfrage: Welche guten Moéglichkeiten gibt es bereits, um auf Planer und Entscheidungstriager einzuwirken?
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0 Inklusionstage 2016

WORKSHOP 5: BERATUNG UND PARTIZIPATION
Abschrift der Metaplanwand 4

Leitfrage: Welche guten Moéglichkeiten gibt es bereits, um auf Planer und Entscheidungstriger einzuwirken?

Moglichkeiten fiir Begegnungen

Nueva vor dem Entscheidungsprozess/als Unterstitzung der Planung
Nichts Gber uns - ohne uns!

Gute Beispiele 6ffentlich prasentieren

Werkstattrat Bewohnerbeirat

Vermittlungsstelle

Beschwerdemanagement

Behindertenbeauftragte

Perspektivwechsel

Erstellen von Aktionsplanen

Personliche Einflussnahme auf Politiker

Dialog & Sichtbarkeit, z. B. ,Runde Tische®

»Pflicht” der Selbsterfahrung

Bewusstseinsbildung

Planer und Entscheider mit konkreter Lebenswelt von Menschen mit Behinderung konfrontieren
Einladung von der Verwaltung zur projektbezogenen Beteiligung

TN Inklusionsbeirat auf Landesebene (Beratungsgremien)

Methode: ,,Holzhammer*

Netzwerk

Lobby!!

Durchsetzbare Sanktionsméglichkeiten fehlen!!!

Geschichten erzihlen

sFelderfahrung® von Politik und Verwaltung

Sensibilisierung durch Erfahrungsberichte

Projektmittel zu Haushaltsmitteln

Protestaktionen durch Selbstvertreter

Aufnahme Thema Behinderung/Barrierefreiheit in Ausbildung
Konkrete Verbesserungsvorschlage statt allgemeine Wiinsche/Allgemeinplitze
Schlechte Beispiele ,anprangern®

Belohnung
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* Inklusionstage 2016

WORKSHOP 5: BERATUNG UND PARTIZIPATION
Metaplanwand 5

Leitfrage: Was wiirde aus Ihrer Sicht helfen, um in den ndchsten Jahren bei dem Thema weiter
voranzukommen und wie kdnnen sich ,Akteure” untereinander besser vernetzen?

sichthetfen,um n 47

‘Was wiirde aus Ihrer “I.m‘mrwn\\

Was wiirde aus Ihrer Sicht helfen, um in
néchsten Jahren bei dem Thema weiter v.
zu kommen und wle kénnen sich ,,Akteu

nachsten Jahren bei dem Thema weiter voran
zu kommen und wie kénnen sich ,Akteure*
untereinander besser vernetzen?
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0 Inklusionstage 2016

WORKSHOP 5: BERATUNG UND PARTIZIPATION
Abschrift der Metaplanwand 5

Leitfrage: Was wiirde aus Ihrer Sicht helfen, um in ndchsten Jahren bei dem Thema weiter voranzukommen
und wie kénnen sich ,Akteure” untereinander besser vernetzen?

- ,Nueva“ausweiten

- Themain den Aktionsplan fiir jede Ebene festschreiben

- Abbau von Hemmschwellen/Vorurteilen

- Angeboten Zeit geben und dranbleiben

- Moglichkeiten der Begegnung aufbauen

- Kommunikation fiir ALLE

- Mehr gut ausgebildete Assistent/innen (Arbeit/Freizeit), um selbstbestimmt Vernetzungen zu
ermoglichen!

- Finanzielle Férderung fiir Freizeitangebote

- Zeit/Mittel Unterstltzung fir Akteure

- Dran glauben - die Sache - die Akteure

- Ausprobieren — mutig sein

- Kleine Schritte J

- Behinderte Menschen als Rollenvorbild

- Gute Bespiele weitergeben

- Partizipation als (finanzielle) Férderbedingung

- Befragung Erhebung -> Wirksamkeit

- Mehr offene Angebote auRerhalb von Wohneinrichtungen

- Einrichtungen untereinander 6ffnen: fiir Freizeit & fiir Offentlichkeit -> Vernetzung férdern

- Ohne Verpflichtung (Aufgaben Gibernehmen etc.)

- Teilhabeplanung - regional - mit Betroffenen

- Internet

- Stadtteilvernetzung

- Sport (Reisen) ist ein ideales Medium fiir Vernetzung von Menschen mit und ohne Behinderung

- Digitale Sozialraumkarte
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*/}___] Inklusionstage 2016

Workshop 6: Freizeit, Kultur und Sport

Metaplanwande

In allen Workshops wurde in Arbeitsgruppen nach dem ,Weltcafé“-Konzept das Workshopthema anhand von
Leitfragen diskutiert. Im Workshop ,Freizeit, Kultur und Sport“ wurden vier Leitfragen in vier Arbeitsgruppen
besprochen, die auf Metaplanwénden von Gruppe zu Gruppe kursierten. Somit hat sich jede Gruppe mit allen
vier Fragen beschéftigt. Die Ergebnisse sind hier transkribiert.

Metaplanwand 1

Leitfrage: Welche Ansdtze aus den vorgestellten Projekten haben Sie besonders iiberzeugt, sind
beispielgebend und iibertragbar, im Sinne einer Breitenwirkung?
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im Sinne einer Breitenwirkung?
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WORKSHOP 6: FREIZEIT, KULTUR UND SPORT
Abschrift der Metaplanwand 1

Leitfrage: Welche Ansitze aus den vorgestellten Projekten haben Sie besonders iiberzeugt, sind

beispielgebend und iibertragbar, im Sinne einer Breitenwirkung?

Menschen mit Behinderungen sind Fachleute. Z. B: Schauspieler

vielfdltige Kommunikationsmdglichkeiten noch mehr nétig

Beriihrungspunkte genutzt & ausgebaut & erweitert

INVEMA: Alle Vereine/Institutionen aufmerksam machen & schulen

Theater Leipzig: Wir ,opfern“ eine Produktion, um andere Produktionen barrierefrei anbieten zu
kénnen.

,Lasst uns in dem was wir machen Profis werden!“

Schauspiel Leipzig ist so gut, dass es Gastspiel auf Tour sein sollte

technische Horhilfe und Induktionshéranlagen

Leichte Sprache

unterstiitze Kommunikation

Kommunikationsassistenzeinsatz

Gebarden-Dolmetscher-Einsatz - Schriftdolmetscher-Einsatz

Qualifikation von Menschen mit Behinderungen

Martinsclub: Aspekt Kultur -> Menschen mit Behinderungen nicht nur passive Konsumenten, sondern
aktive Akteure

Vereine, die nicht aus der Behindertenhilfe kommen, 6ffnen ihr Angebot & machen sich auf den Weg,
suchen nach Umsetzungsméglichkeiten

Der Perfektionsanspruch war nicht so hoch. Wir fangen nicht erst an, wenn alles 100 % O.k. ist
Alles Schritt fur Schritt -> auf dem Weg

Mutig Projekte angehen

Evtl. sind die Erfahrungen aus dem Theater ins TV {ibertragbar

Ausprobieren

Leipzig: gute Arbeit gleich bezahlen

Projekte zu aufRerschulischen Lernorten machen -> Kooperation mit Schulen

Gemeinsam

Zentrale Datenbank

Wer will, der kann

Wassersport, Markkleeberg ist fiir Menschen mit verschiedenen Behinderungen nutzbar

Rafting Projekt - klingt einfach nach viel SpaR

Alle Projekte der Inklusion sollten keine Steine in den Weg gelegt bekommen

Beispiel: Leipzig - Finanzierung aus eigenen Mitteln — Chef/Intendant stimmt sofort zu
Beispiele zeigen: Die funktionieren -> man muss es nur machen

Wichtig: Niedrigschwellig anfangen, um Angste zu nehmen

Alle Projekte suchen nach Wegen & haben nicht nach dem geschaut, was (noch) nicht funktioniert
INVEMA: Keine neuen Extra-Projekte, sondern in bestehende Projekte reingehen

INVEMA: Werden Erwachsene auch beraten? Gibt es Angebote fiir sie?

Vielfalt als Selbstverstandlichkeit verstehen

Grundsatz fir alle Projekte: Kinder & Jugendliche jetzt ansprechen -> sie tragen es dann in Zukunft
weiter

Mehr Menschen mit Behinderungen in verantwortungsvollen Positionen
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- Das Vorhandene nutzen & ergdnzen

- Praktisch denken nicht global - pauschal. Realitdt im Auge behalten
- Initiative seitens der Institution selbst (Beispiel Leipzig)

- Gezieltes Hinschauen, den eigenen Ansatz zu 6ffnen
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WORKSHOP 6: FREIZEIT, KULTUR UND SPORT
Metaplanwand 2

Leitfrage: Wo sehen Sie den groRten Handlungsbedarf fiir eine gelingende Teilhabe von Menschen mit

Behinderungen in ,Freizeit, Kultur und Sport“ ,mittendrin“?

Wo sehen Sie den groRten Handlungsbedarf fijr
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WORKSHOP 6: FREIZEIT, KULTUR UND SPORT
Abschrift der Metaplanwand 2

Leitfrage: Wo sehen Sie den groRten Handlungsbedarf fiir eine gelingende Teilhabe von Menschen mit

Behinderungen in ,Freizeit, Kultur und Sport“ ,mittendrin“?

Umfassende Barrierefreiheit

Fachkompetenz/Qualifikation des Fachpersonals

Finanzierung/Unterstiitzung von Assistenz fiir behinderte Menschen auch im Ehrenamt
Mehr Information an behinderte Menschen tiber persénliches Budget

Angemessene Vorkehrungen an Freizeit, Kultur & Sport teilhaben zu kénnen = finanziell
Mehr Geld fir lokalen Freizeitclub

Bewusstseinsbildung

Nichts Gber uns, ohne uns

Barrierefreie Wege, StraRen, 6ffentlicher Verkehr (ohne Kopfsteinpflaster)

Teilhabe auch auf politischer Ebene

Angemessene Vertretung o. Reprasentation der Menschen in Institutionen fiir Freizeit, Kultur & Sport
Staat muss Ressourcen bereitstellen

Assistenz muss unabhdngig von Einkommen & Vermégen werden

Begegnungen schaffen, Tag der offenen Tiir vor Theaterbesuch ...

Individuelle Assistenz - z. B. Zeiteinteilung

Mehr Assistenzen, vor allem auch Vertretungen

Abbau von Barrieren in den Behérden/Krankenkassen etc.

Wichtig: alle miissen gesellschaftliche Verantwortung fir Inklusion Gbernehmen
Abbauen von Barrieren in den Képfen

Denkmal- und Brandschutz als Barriere fiir die Barrierefreiheit

Mehr Menschen mit Behinderung in Gremien und/oder Hauptamt

Nicht alle Menschen mit Behinderungen benétigen Assistenz

Ehrenamt sollte als polit. Ebene anerkannt werden, damit es auch dort Assistenz gibt ->
Arbeitsassistenz

Vorschlag: hospitieren in Einrichtungen, mit Menschen sprechen

Leitsystem durch KIEZ, statt zwischen S-Bahn Landungsbriicken & St. Pauli (Hamburg)
Mehr Offentlichkeitsarbeit

Man muss individuell/im Einzelfall schauen, ob Assistenz notwendig ist oder eher Inklusion verhindert
Aufklarungsarbeit

BTG Menschen zum Ehrenamt motivieren <-> Menschen aus privaten Bereich fragen/,anbetteln als
Assistenz

Assistenz noch nicht mal unbedingt fir den Menschen mit Behinderung, sondern um Barrieren
abzubauen

Schulung von Mitarbeitern vor Ort/in Institutionen

Aufkldrung lber Assistenz fehlt oft

Sensibilisierungseinheiten

Wettbewerbsfreie Angebote -> Rollstuhlfahrer Special Olympics

Offnung der Angebote

»Einrichtungen® der Behindertenhilfe abholen/6ffnen

Assistenz muss niedrigschwellig erreichbar sein

Schulung der Eltern
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- Veranderung von Offentlichkeitsarbeit — ,Willkommenskultur - Konkret Menschen mit
Behinderungen ansprechen, benennen
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WORKSHOP 6: FREIZEIT, KULTUR UND SPORT
Metaplanwand 3

Leitfrage: Wie werden aus Akteuren vor Ort Partner und wie gelingt die Vernetzung, um Krifte zu biindeln?

Gibt es dabei Unterschiede in den Bereichen Freizeit oder Kultur oder Sport?
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WORKSHOP 6: FREIZEIT, KULTUR UND SPORT
Abschrift der Metaplanwand 3

Leitfrage: Wie werden aus Akteuren vor Ort Partner und wie gelingt die Vernetzung, um Krifte zu biindeln?
Gibt es dabei Unterschiede in den Bereichen Freizeit oder Kultur oder Sport?

RegelmiaRige Treffen

Austausch (auf Augenhdéhe)

Vorhandene Expertise nutzen

Gesprachs-/Kooperationspartner nicht (iberfordern

Schriftliche Vertrage zwischen z. B. Schulen und Institutionen -> Zusammenarbeit
Vernetzung aller Verbande/Akteure im soz. Raum

1. Schritt: nach Fachleuten schauen

Netzwerke (Schulen, Vereine, Freizeitheime, Wirtschaft (Handel), Jugendeinrichtungen)
Problem: Oft ist das Netzwerk noch eine ,,Einbahnstrale“ -> das entwickelt sich jedoch auch
Mehrwert durch Netzwerkarbeit erfahren

Netzwerkarbeit muss verldsslich sein & mit Ressourcen hinterlegt werden

Frithe Begegnung schaffen: Kindergartenkinder schon vernetzen

Vertrauen schaffen

Aufklarung Gber BRK fehlt oft noch

Neugier auf andere im soz. Raum

Ausgangsbedingung fiir Zusammenarbeit: Miteinander unterschiedlicher Gruppen ausdriicklich
erwiinscht

Projekte inklusiv gestalten, z. B. Gymnasium & Werkstatt fiir Menschen mit Behinderungen
Aus Akteuren werden Partner, wenn die Partner was davon haben! Zugewinn fiir die Organisation
~Aktions-Tag*

Inklusionswoche -> liberall Begegnungsstatten

Alle Sonderwelten aufbrechen - gemeinsam gestalten

Der Begriff ,,Freizeit“ ist unklar — Begriffe sind schwer zu trennen

Zu 2.: Freizeit ist Uberbegriff von Sport & Kultur

Wahrnehmung Unterschiede ideal vs. sichtbar

Gesprachsbereitschaft

Moglichkeiten der Begegnung schaffen

Begleitung im Prozess ist sehr wichtig — dazu braucht es Ressourcen

Experten in ,eigener Sache“ sind hilfreich & wichtig

Einzelnes Engagement, Kontaktarbeit haufig tiber ,,Vitamin B¢

Nicht Gber Menschen mit Behinderung sprechen, sondern mit ihnen
Aufklarung/Sensibilisieren (fir Inklusion & Empowerment)

Gegenseitige Kulturen achten!

Weniger ,,Empfindlichkeit“ der Einzelnen — mehr Gelassenheit

Soziale Netzwerke nutzen

Positives Feedback

Anpassen der Offentlichkeitsmuster (Homepage & Co.)

Sport wird schon langer und mehr gefordert als Kultur

»Alle an einen Tisch bringen“ - Offentlichkeit

Messbarkeit der Ergebnisse
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WORKSHOP 6: FREIZEIT, KULTUR UND SPORT

Metaplanwand 4

Leitfrage: Welche Ursachen sind aus Ihrer Sicht verantwortlich dafiir, dass es bei der Entwicklung des
inklusiven Sozialraums an manchen Stellen sehr viel ziigiger vorangeht als an anderen Stellen?
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WORKSHOP 6: FREIZEIT, KULTUR UND SPORT
Abschrift der Metaplanwand 4

Leitfrage: Welche Ursachen sind aus Ihrer Sicht verantwortlich dafiir, dass es bei der Entwicklung des

inklusiven Sozialraums an manchen Stellen sehr viel ziigiger vorangeht als an anderen Stellen?

Erst die ,,Betroffenen” fragen & ihre Kompetenzen nutzen
Gleichstellung

Briicken schlagen

An die Képfe der Entscheidungstrager (Politik/Veralten/Wirtschaft)
Zugang zu Wissenschaften

Bedeutung und Einfluss der Medien

Umdenken - Inklusive Kultur — Heranwachsen {iber Generationen
Kein Schubladendenken

Inklusion vorrangig (finanziell)

Rechtlicher Rahmen (Vorgaben)

Mehr gegenseitige Unterstiitzung im soz. Raum

Gute Beispiele durch Empowerment schaffen

Netzwerke aufbauen

Beginn der Inklusion im jungen Alter fiir ein gutes Gelingen
Druck von auRen und von innen

Eigeninitiative

Vorhandene Vorbilder

Mehr Zeit nehmen

Netzwerke nutzen

Umsetzung des BTHG fiir alle Bereiche (auch fiir Ehrenamtliche & Co.)
Bewusstseinsbildung

Abhangigkeiten von bestimmten Personen

Inklusives Thema im Ort finden

SpaR & Motivation

Konkrete Beispiele nutzen

Einzel-Assistenz wichtig & gute Ausbildung

Mehr gemeinsam sprechen/gute Kommunikation
Kommunikation auf allen Wegen ermdéglichen

Personen aus dem Sozialraum mit Nachdruck dabei

Fehlende Begegnungsraume fiir Menschen mit und ohne Behinderung
Anonymitat abbauen

Bildung/Weiterbildung von Medienvertretern

Fortbildung fiir Mitarbeiter

Personliche Beriihrungspunkte

Gegenseitiges Verstandnis — fir Wege/Prozesse
Nachhaltigkeit

Finanzielle Ressourcen

Naher dran an Ressourcen & Bedarf im Stadtteil

Vorhandenes Wissen lasst sich im soz. Raum besser verbinden
Unwissenheit — Wissensvermittlung

Fortsetzung & Férderung von Guten Projekten
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- Unterschied Land - Stadt

- Sichere Finanzierung muss Voraussetzung sein
- Finanzierung sollte aus ,einem Topf“ sein

- Einfach machen

- Das Herz am rechten Fleck haben
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Workshop 7: Menschen mit komplexem
Unterstiitzungsbedarf
Metaplanwande

In allen Workshops wurde in Arbeitsgruppen nach dem ,Weltcafé“-Konzept das Workshopthema anhand von
Leitfragen diskutiert. Im Workshop ,,Menschen mit komplexem Unterstiitzungsbedarf wurden vier Leitfragen
in vier Arbeitsgruppen besprochen, die auf Metaplanwédnden von Gruppe zu Gruppe kursierten. Somit hat sich
jede Gruppe mit allen vier Fragen beschaftigt. Die Ergebnisse sind hier transkribiert.

Metaplanwand 1

Leitfrage: Inwieweit ist es notwendig, den Fokus auf Menschen mit komplexem Unterstiitzungsbedarf zu
lenken? Wen meinen Sie mit Menschen mit komplexem Unterstiitzungsbedarf?

Inwieweit ist es notwendig, den
Fokus auf Menschen mit komplexem
Unterstiitzungsbedarf zu lenken?

* Wen meinen Sie mit Menschen
mit k | Unterstii d

Wene eizene
Stimme.

B
Inwieweit st es o .
Unte aufnmmh.n mit komplexem

t2ungsbedarf 7, lenken?

* Wen meinen sie mj
= Mit Mensche
ek U"“”’"’Wnﬁbed:m
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WORKSHOP 7: MENSCHEN MIT KOMPLEXEM
UNTERSTUTZUNGSBEDARF

Abschrift der Metaplanwand 1

Leitfrage: Inwieweit ist es notwendig, den Fokus auf Menschen mit komplexem Unterstiitzungsbedarf zu
lenken? Wen meinen Sie mit Menschen mit komplexem Unterstiitzungsbedarf?

- Wenn Hilfe aus mindestens 2 Sozialgesetzblichern benétigt werden

- Bewusstseinsbildung in der Offentlichkeit

- Beijedem Menschen notwendig -> Menschenrecht!

- Restgruppe vermeiden

- Menschen, die in vielen Lebensbereichen auf Hilfe angewiesen sind

- Es missen neue Modelle geférdert werden: 1. Wohnsituation 2. Arbeit

- Nicht nur Modellversuche foérdern! -> Es braucht dauerhafte Finanzierung
- Keine eigene Stimme

- Gefahr der Abschiebung in Pflegeheim!

- ,komplexe Unterstiitzungsbedarfe” kénnen sehr unterschiedlich sein

- fir diese Menschen werden unterschiedliche Betreuungsmodelle ,gestrickt”
- Keine Lobby

- Menschen, die ihre Interessen nicht selbst vertreten kénnen

- Bislang vielfach Abhéngigkeit von Eltern

- Viele Menschen haben keine eigene Stimme, wir miissen den Fokus auf sie lenken
- Soziale Akzeptanz erhdhen

- Menschen ohne Lautsprache

- Zusammentreffen von Behinderung & Alter -> bislang keine Losung

- Behindertenpolitik darf kein ,Randthema“ sein

- Eskann JEDEN treffen

- Kein finanzielles Interesse an Inklusion fiir diese Menschen

- Sensibilisierung fiir Bedarfe, die man nicht sieht
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WORKSHOP 7: MENSCHEN MIT KOMPLEXEM
UNTERSTUTZUNGSBEDARF

Metaplanwand 2

Leitfrage: Wie gelingt Teilhabe von Menschen, die sich nicht lautsprachlich duRern kénnen, im
Sozialraum? Wie ,speziell“ miissen soziale Riume gestaltet sein, damit Ausgrenzung und
Sonderbehandlung vermieden werden?

Wie gelingt Teilhabe von Mensche
die sich nicht lautsprachlich duRern kénnen,
im Sozialraum?

+ Wie ,speziell“ missen soziale Raume
: 'm Pt A2 | gestaltet sein, damit Ausgrenzung und

vausr Sonderbehandlung vermieden werden?
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WORKSHOP 7: MENSCHEN MIT KOMPLEXEM
UNTERSTUTZUNGSBEDARF

Abschrift der Metaplanwand 2

Leitfrage: Wie gelingt Teilhabe von Menschen, die sich nicht lautsprachlich duBern kdnnen, im Sozialraum?

Wie ,,speziell” miissen soziale Riume gestaltet sein, damit Ausgrenzung und Sonderbehandlung vermieden

werden?

Personenkreis:

- Menschen mit geistiger & kérperlicher Behinderung
- Menschen mit einer schwerst-mehrfachen Behinderung
- Autismusspektrumsstérung

- stark eingeschrankte Kommunikation, z. B. nur Augenkontakt
- Menschen mit zusatzl. herausfordernden Verhalten
- taubblind

- Mutismus

- Menschen, deren Regiefdhigkeit eingeschrankt ist

- u.a.

Starkung der Eigenkompetenz

Fachleute missen ,Macht“ abgeben

Visualisierung des Sozialraums

Bei 6ffentl. Veranstaltungen — Gebardendolmetscher
Toiletten fir alle!

Infopoints/Piktogramme

Personenzentrierte Unterstiitzung -> personelle Unterstiitzung
Sensibilisierung des Sozialraums

Barrierefreiheit, z. B. Talker

Leichte Sprache

Es ist normal, verschieden zu sein

Sich auf die Bediirfnisse der Menschen einlassen
Ich-Bicher

2-Sinne-Prinzip

Zeit fir Verstandigung

Zeit und Geduld

Inklusion kostet Geld

Mitfinanzierung der Kommunikationshilfe
Symbole/Bilder

Nutzung von Symbolkarten, Fotos ...

Unterstitzte Kommunikation (AAL, UK, Talker ...
Gebardensprache in Schulen

Assistenz als ,,Briickenbauer

Unterstiitzung durch vertraute Personen ermdglichen
Freizeitassistenz auch individuell ermdglichen
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WORKSHOP 7: MENSCHEN MIT KOMPLEXEM
UNTERSTUTZUNGSBEDARF

Metaplanwand 3

Leitfrage: Wo sehen Sie den groRten Handlungsbedarf fiir eine gelingende Teilhabe von Menschen mit
komplexem Unterstiitzungsbedarf mittendrin im Leben? Wen meinen Sie mit Menschen mit komplexem
Unterstiitzungsbedarf?

Wo sehen Sie den groRten Handlungsbedarf
fiir eine geli de Teilhab Menschen mit
Unterstiitzung: i d
im Leben?

~ Wen meinen Sie mit Menschen mit komplexem
Unterstiitzungsbedarf?
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WORKSHOP 7: MENSCHEN MIT KOMPLEXEM
UNTERSTUTZUNGSBEDARF

Abschrift der Metaplanwand 3

Leitfrage: Wo sehen Sie den groRten Handlungsbedarf fiir eine gelingende Teilhabe von Menschen mit

komplexem Unterstiitzungsbedarf mittendrin im Leben? Wen meinen Sie mit Menschen mit komplexem

Unterstiitzungsbedarf?

Wissen

»,Open Mind“

Vereinfachung von Regelung
Bewusstseinsbildung der Offentlichkeit
Beriihrungsangste abbauen

Menschen ohne Sprache, Doppeldiagnosen
Einheitliches System

Ubergreifende Zusammenarbeit von Behérden
Zeit fur Kommunikation

Assistenz fiir Teilhabe

Menschen, die auf unterschiedliche Hilfesysteme angewiesen sind (Krankenkasse, Pflege, EGH)
Finanzierung inklusiver Projekte

Finanzierte Budgetassistenz (neutral/unabhangig)
Finanzierung des trageriibergreifenden Budgets
Ausreichende Anzahl an Fallmanagern bei allen Tragern
Bewusstseinsbildung

»Schlanke® Blrokratie

Toiletten fir alle

Finanzierung

Geeigneter Wohnraum

Barrierefreiheit

Vernetzung von Hilfen

Unabhdngige Beratung

Abschaffung des Mehrkostenvorbehalts
Ausgliederung aus GrolReinrichtungen
Schnittstellen missen reduziert werden
Befdhigung aller Akteure des Sozialraums
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WORKSHOP 7: MENSCHEN MIT KOMPLEXEM
UNTERSTUTZUNGSBEDARF

Metaplanwand 4

Leitfrage: Wer kann und soll etwas tun: Wer trigt Verantwortung in Bund, Lindern und Kommunen? Wie
werden aus Akteuren Partner?

ohan TeppIch
e gkt

Wer kann und soll etwas tun:

+ Wer tragt Verantwortung in Bund,
Landern und Kommunen?
+ Wie werden aus Akteuren Partner?

’Finanziemﬂ?

ftar Abes ol

Al A Aeare o,
Avgenhihe! /

Wer kann und soll etwas. tun:
* Wer tragt Verantwortung in Bund,

Lindern und Kommunen?
* Wie werden aus Akteuren Partner?
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WORKSHOP 7: MENSCHEN MIT KOMPLEXEM
UNTERSTUTZUNGSBEDARF

Abschrift der Metaplanwand 4

Leitfrage: Wer kann und soll etwas tun: Wer trigt Verantwortung in Bund, Lindern und Kommunen? Wie
werden aus Akteuren Partner?

- Dauerhafter Mindestleistungsausgleich — Fiir Arbeit auf 1. Arbeitsmarkt

- Flickenteppich der Zustandigkeiten

- Zuviele Zustdndigkeiten

- Kommunen/Land/Bund - in allen Bereiche muss das Thema hinein, auf allen Ebenen & Finanzierung
- Vernetzung aller Akteure!!! Geld & Zeit & Raum

- Gleichberechtigung - Alle Akteure auf Augenhdhe

- Dauerhafte Leistungen/Anreize fiir Arbeitgeber

- Bund muss Verantwortung tibernehmen: ,Kohle“ vom Bund

- Finanzierung

- Behodrden - MA hospitieren in Projekten etc.

- Anforderungen von SH & Dienstleister BTHG diskutieren — Punkte durcharbeiten
- Frihzeitige Beteiligung

- Volle Pflege & volle Eingliederungshilfe sicherstellen

- Kompetenzbiindelung

- Schnittstelle - Eingliederungshilfe & Pflege diirfen nicht konkurrieren

- Eindeutige Gesetzesvorgaben

- Neutrale, zentrale Koordinierungs-/Budgetstelle
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Sozialwissenschaftliche
Fragestellungen —
Erster Abschnitt

Christoph John, M.A.
In Vertretung von

Prof. Dr. Gerd Strohmeier



Wie viele Personen sind von den
Wahlrechtsausschlussen gemal’
§ 13 Nr. 2 und 3 BWG betroffen?

Gesamtzahl der Wahlrechtsausschlusse
gemald § 13 BWG



Gesamtzahl der Wahlrechtsausschlusse

gemalf § 13 BWG 2015

Baden-Wiirttemberg
Bayern

Berlin

Brandenburg
Bremen

Hamburg

Hessen
Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Rheinland-Ptalz
Saarland

Sachsen
Sachsen-Anhalt
Schleswig-Holstein
Thiiringen

Gesamt

0 10.000 20.000 30.000 40.000 50.000 60.000

I 6.130
I 19.738
1 689

N 2433

' 80

I 230

N 7.302

m 1.727

I 9.926
I 22 471
M 2463

I 650

. 4254

. 2632

Bl 2967

i 858

70.000 80.000 90.000

. 34550 <«




Gesamtzahl der Wahlrechtsausschlusse
gemalf § 13 BWG 2015

entspricht einem Anteil von 8,3 Promille
der in Deutschland lebenden Menschen
mit einer amtlich anerkannten Behinderung (2013: 10,2 Mio.).

entspricht einem Anteil von 1,4 Promille
der (fur Bundestagswahlen) Wahlberechtigten (2013: 61,9 Mio.).



Wahlrechtsausschlusse gemal} § 13 BWG 2015
(pro 100.000 Staatsburger ab 18)

0 50 100 150 200 250

Baden-Wiirttemberg 79,7

Bayern 209
Berlin I 276
Brandenburg I 10,2
Bremen HE 16,5
Hamburg M 82

Hessen I 1 66,4

7

Mecklenburg-Vorpommern IE——_—_—_———— 29,4

4

Niedersachsen NG 163 6

!

Nordrhein-Westfalen I |71 4

’

Rheinland-Pfalz I S0
Saarland IEEEEGEGNNE———— 33 4
Sachsen I 26,5

7

Sachsen-Anhalt IEEEEEEEEEGEGGGGG——— {399
Schleswig—Holstein I 327
Thiiringen IEEEEEG—G—— 17,5

Gesamt I (37,5

’




Wie viele Personen sind von den
Wahlrechtsausschlussen gemal’
§ 13 Nr. 2 und 3 BWG betroffen?

Aufschlusselung der Wahlrechtsausschlusse
nach § 13 Nr. 1, 2 und 3 BWG



Gesamtzahl der Wahlrechtsausschlusse
gemald § 13 Nr. 1 BWG

\ 4

Strafvollzugsstatistik / Strafverfolgungsstatistik 2014

\ 4

kein Fall gemaf § 13 Nr. 1 BWG 2014




Gesamtzahl der Wahlrechtsausschlusse
gemald § 13 Nr. 3 BWG 2014/2015

Baden-Wiirttemberg
Bayern

Berlin

Brandenburg
Bremen

Hamburg

Hessen
Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Rheinland-Pfalz
Saarland

Sachsen
Sachsen-Anhalt
Schleswig-Holstein
Thiiringen

Gesamt

0 500 1000 1500 2000 2500 3000 3500

. 251
I 492
B 300
109

i 42

- 119

. 2712

i 43

B 334
I 772
BN 193

m 53

M 9

= 130

M 107




Gesamtzahl der Wahlrechtsausschlusse
gemald § 13 Nr. 3 BWG 2014/2015

entspricht einem Anteil von 0,3 Promille
der in Deutschland lebenden Menschen
mit einer amtlich anerkannten Behinderung (2013: 10,2 Mio.).

entspricht einem Anteil von 0,1 Promille
der (fur Bundestagswahlen) Wahlberechtigten (2013: 61,9 Mio.).



Wahlrechtsausschlusse gemal} § 13 Nr. 3 BWG

2014/2015 (pro 100.000 Staatsburger ab 18)

Baden-Wiirttemberg
Bayern

Berlin

Brandenburg
Bremen

Hamburg

Hessen
Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Rheinland-Pfalz
Saarland

Sachsen
Sachsen-Anhalt
Schleswig-Holstein
Thiiringen

Gesamt

0 2 4 6 8 10

I 3 3
—— 5 D

I 5
. S 7
e ) /|
I | S

I 0
I 5 5
I 5 O
I ( 3
S N/ ¥
I O

I VA N (O
I (| S
I | 3
I 5 /|

12

ol 12

14




Gesamtzahl der Wahlrechtsausschlusse gemal}
§ 13 Nr. 2 BWG 2014/2015

0 10.000 20.000 30.000 40.000 50.000 60.000 70.000 80.000 90.000

Baden-Wiirttemberg 1 5.879
Bayern N 19.246
Berlin 1 389
Brandenburg W 2.324
Bremen 38
Hamburg @ 111
Hessen s 7.090
Mecklenburg-Vorpommern M 1.684
Niedersachsen N 9.592
Nordrhein-Westfalen I 21.699
Rheinland-Pfalz 1 2.270
Saarland 1 597
Sachsen W 4.158
Sachsen-Anhalt W 2.502
Schleswig-Holstein 1l 2.860
Thiiringen 1 781
Gesamt I 31.220




Gesamtzahl der Wahlrechtsausschlusse
gemald § 13 Nr. 2 BWG 2014/2015

entspricht einem Anteil von 8,0 Promille
der in Deutschland lebenden Menschen
mit einer amtlich anerkannten Behinderung (2013: 10,2 Mio.).

entspricht einem Anteil von 1,3 Promille
der (fur Bundestagswahlen) Wahlberechtigten (2013: 61,9 Mio.).

entspricht einem Anteil von 6,5 Prozent der am Jahresende 2014
noch anhangigen Betreuungen (1,3 Mio.).



Haufige Aussagen von Richtern bzw.
Sachbearbeitern an den Betreuungsgerichten

» Eine Bestellung eines Betreuers in allen Angelegenheiten
erfolgt aulRerst selten.

» Betreuungen in allen Angelegenheiten
werden tendenziell immer seltener angeordnet.



Wahlrechtsausschlusse gemal} § 13 Nr. 2 BWG
2014/2015 (pro 100.000 Staatsburger ab 18)

0 50 100 150 200 250

Baden-Wiirttemberg I 7( 4

Bayern Y 203,8
Berlin 1 15,6
Brandenburg I (13,8
Bremen IR)78
Hamburg WM §,8
Hessen I——— 61,5
Mecklenburg-Vorpommern I (26,2
Niedersachsen I 58,1
Nordrhein-Westfalen I (65,5
Rheinland-Pfalz I 73 8
Saarland GGG 76,6
Sachsen IIIIEEEENENENENNNN——— (237
Sachsen-Anhalt G |33
Schleswig-Holstein I (27,9
Thiiringen I 43 3
Gesamt NN 32,1




Wie vertellen sich die
jeweiligen Wahlrechtsausschlusse
— soweit erfassbar — nach
soziodemographischen Merkmalen?

Aufschlusselung der Wahlrechtsausschlusse
gemald § 13 Nr. 2 BWG



Wahlrechtsausschlusse gemal} § 13 Nr. 2 BWG
nach Geschlecht 2014 (in Prozent)

50
45 43,4 439
40
35
30
25
20

15 12,7

: .

mannlich weiblich ohne Angabe

Q1

e}




Wahlrechtsausschlusse gemal} § 13 Nr. 2 BWG
nach Alter 2014 (in Prozent)

30
. 245
A 219
20
15

10,6 10,3 10,7
10 8,1 8,3
5,7
| I
0

unter 25  25-29 30-39 40-49 50-59 60-69 70 und ohne
mehr  Angabe




Wie verteilen sich die
jeweiligen Wahlrechtsausschlusse
— soweit erfassbar — nach
soziodemographischen Merkmalen?

Aufschlusselung der Wahlrechtsausschlusse
gemald § 13 Nr. 3 BWG



Wahlrechtsausschlusse gemal} § 13 Nr. 3 BWG
nach Geschlecht (in Prozent)
laut Strafvollzugsstatistik 2014

100

92,1

90
80
70
60
50
40
30
20

10 7,9

weiblich




Wahlrechtsausschlusse gemald § 13 Nr. 3 BWG
nach Alter (in Prozent)
laut Strafvollzugsstatistik 2014

30

27,9
26,9
25
20 18,8
15
11,9
10
6,3 5,9
5
2,3
0 [
unter 25 25-29 30-39 40-49 50-59 60-69 70 und
mehr




Wahlrechtsausschlusse gemald § 13 Nr. 3 BWG
nach Familienstand (in Prozent)
laut Strafvollzugsstatistik 2014

80
69,7
60
50
40
30
20
13,7
9
10 5,6
m - B
0 (E—
ledig verheiratet verwitwet geschieden =~ ohne Angabe




Welche Fallgruppen sind durch die
Wahlrechtsausschlusse gemal}
§ 13 Nr. 2 und 3 BWG betroffen

und wie grol} sind diese”?

Fallgruppen der Wahlrechtsausschlusse
gemald § 13 Nr. 3 BWG



Wahlrechtsausschlusse gemal} § 13 Nr. 3 BWG:
Real existierende Fallgruppen 2015 (in Prozent)

0 10 20 30 40 50 60

F20-F29: Schizophrenie, schizotype und wahnhafte Y, 5 |

Storungen

F10-F19: Psychische und Verhaltensstorungen durch I s
psychotrope Substanzen; F20-F29: Schizophrenie, ... ’

F70-F79: Intelligenzstorung [l 6,5

F60-F69: Personlichkeits- und Verhaltensstorungen [l 5

FO0-F09: Organische, einschliefdlich symptomatischer
. i} LK
psychischer Storungen

F30-F39: Affektive Storungen [} 2,5

F10-F19: Psychische und Verhaltensstorungen durch
N2
psychotrope Substanzen

F60-F69: Personlichkeits- und Verhaltensstorungen; By
F70-F79: Intelligenzstérung ’

F10-F19: Psychische und Verhaltensstorungen durch
psychotrope Substanzen; F60-F69: Personlichkeits-...

F20-F29: Schizophrenie, schizotype und wahnhafte
Storungen; F70-F79: Intelligenzstorung

14

| )

Rest




Wahlrechtsausschlusse gemald § 13 Nr. 3 BWG:
Einzelne Krankheitsbilder 2015 (in Prozent)

0 10 20 30 40 50 60 70 80

F20-F29: Schizophrenie, schizotype und wahnhafte _ 748
Storungen ,

F10-F19: Psychische und Verhaltensstorungen durch _ 37

psychotrope Substanzen

F70-F79: Intelligenzstorung - 10,9

F60-F69: Personlichkeits- und Verhaltensstorungen - 8,9

FO00-F09: Organische, einschlieSlich symptomatischer . 19
psychischer Stérungen ’

F30-F39: Affektive Storungen I 2,5




Welche Fallgruppen sind durch die
Wahlrechtsausschlusse gemal}
§ 13 Nr. 2 und 3 BWG betroffen

und wie grol} sind diese”?

Fallgruppen der Wahlrechtsausschlusse
gemald § 13 Nr. 2 BWG



Wahlrechtsausschlusse gemal} § 13 Nr. 2 BWG:
Real existierende Fallgruppen 2014/2015/2016
diagnostische Hauptkategorien; in Prozent)

0 5 10 15 20 25 30 35

F70-F79: Intelligenzstorung = 305

F00-F09: Organische, einschlieSlich symptomatischer psychischer Storungen || N S (95

F70-F79: Intelligenzstorung; P90-P96: Sonstige Stérungen, die ihren Ursprung in der
; ; I >
Perinatalperiode haben

Q90-Q99: Chromosomenanomalien, anderenorts nicht klassifiziert ||| | |  ll 5

F70-F79: Intelligenzstorung; Q90-Q99: Chromosomenanomalien, anderenorts nicht - 31
Klassifiziert ’

FO0-F09: Organische, einschliefflich symptomatischer psychischer Stérungen; G30- .
G32: Sonstige degenerative Krankheiten des Nervensystems !

F20-F29: Schizophrenie, schizotype und wahnhafte Storungen [l 3
160-169: Zerebrovaskulire Krankheiten || 2
F80-F89: Entwicklungsstorungen [l 1,8
G90-G99: Sonstige Krankheiten des Nervensystems |[Jli| 1,6
F70-F79: Intelligenzstorung; F80-F89: Entwicklungsstorungen || 1,4
P90-P96: Sonstige Storungen, die ihren Ursprung in der Perinatalperiode haben [ 1,4

F10-F19: Psychische und Verhaltensstorungen durch psychotrope Substanzen [JJj 1,2

F70-F79: Intelligenzstorung; G40-G47: Episodische und paroxysmale Krankheiten des B
Nervensystems

Rest [, (02




Wahlrechtsausschlusse gemal} § 13 Nr. 2 BWG:
Einzelne Krankheitsbilder 2014/2015/2016
(diagnostische Hauptkategorien; in Prozent)

0 10 20 30 40 50 60

F70-F79: Tntelligenzstorung |l 456

FO0-F09: Organische, einschlieflich symptomatischer psychischer Storungen || N N N s !

P90-P96: Sonstige Storungen, die ihren Ursprung in der Perinatalperiode I

haben £

Q90-Q99: Chromosomenanomalien, anderenorts nicht klassifiziert || N JJJEE 3.8
F20-F29: Schizophrenie, schizotype und wahnhafte Storungen [l 47
F80-F89: Entwicklungsstorungen [ 47
160-169: Zerebrovaskuldre Krankheiten [l 41
G30-G32: Sonstige degenerative Krankheiten des Nervensystems - 3,7
G90-G99: Sonstige Krankheiten des Nervensystems [l 2,7
G40-G47: Episodische und paroxysmale Krankheiten des Nervensystems || 2,5
F10-F19: Psychische und Verhaltensstorungen durch psychotrope Substanzen [ 2,3
G80-G83: Zerebrale Lihmung und sonstige Lihmungssyndrome || 2,2
F30-F39: Affektive Storungen [J] 1,4

R47-R49: Symptome, die die Sprache und die Stimme betreffen ] 1,2

U50-U52: Funktionseinschrankung | 1




Vielen Dank
fur die
Aufmerksamkeit!
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= Fragestellungen des klinidschen

TECHNISCHE UNIVERSITAT Untersuchun g stells

CHEMNITZ

1. Assistenzsysteme (Bestandsaufnahme): Welche Assistenzsysteme
zur Unterstltzung bei der praktischen Austibung des Wahlrechts von
Personen, die an Funktionsbeeintrachtigungen leiden, die zum Ausschluss
nach § 13 Nr. 2 BWahlG und § 13 Nr. 3 BWahlG fuhren, existieren bereits?

2. Unterstutzungsbedarf (Bedarfs- und Bedurfniserhebung aus
Betroffenenperspektive): Welcher objektivierbare Bedarf und welche
subjektiven Bedurfnisse hinsichtlich derartiger Unterstutzungs- und
AssistenzmaBnahmen sind in einer mdglichst charakteristischen
Stichprobe betroffener Personen nach § 13 Nr. 2 BWahlG und § 13. Nr. 3
BWahlG zu identifizieren? Welche Vorerfahrungen bei der Teilnahme an
politischen Wahlen bestehen bei betroffenen Personen nach § 13 Nr. 2
BWahlG und § 13 Nr. 3 BWahIG, die zu einem friiheren Zeitpunkt das
Wahlrecht besessen hatten?

3. Welche Assistenzsysteme werden als praktikable Losungen
vorgeschlagen?

TU Chemnitz - Prof. Dr. Stephan Muhlig www.tu-chemnitz.de



= Fragestellung 2: Stichprobe

TECHNISCHE UNIVERSITAT

CHEMNITZ Fallgruppe nach Nr. 2

Ausschopfungsquote Institutionen (Behindertenhilfe)

Insgesamt N=110
Einrichtungen
der
Behindertenhilfe

kontaktiert,

Teilnahme:
n=16

W Zusagen nicht relevant - Absage M nicht erreicht

TU Chemnitz - Prof. Dr. Stephan Muhlig www.tu-chemnitz.de



= Fragestellung 2: Stichprobe

TECHNISCCHHEEML'{II;J_:_EERSITJS;T Fa I I g r u p pe n a C h N r- 2

Ausschopfungsquote Betroffene

1. In den teilnehmenden Einrichtungen erfullten insgesamt
N=1.669 Personen die Einschlusskriterien
(Wahlausschluss wg. dauerhafter Vollbetreuung)

2. Von dieser Grundstichprobe wurden von den Einrichtungen
n=390 Personen (24%0) vorausgewahlt, die als

ausreichend befragungsfahig eingestuft wurden und
abkommlich waren

3. Davon nahmen am Ende insgesamt n=168 Personen

(43% der befragungsfahigen/erreichbaren Personen
und 10% der Grundstichprobe) an der Studie teil

TU Chemnitz - Prof. Dr. Stephan Muhlig www.tu-chemnitz.de



= Fragestellung 2: Stichprobe

TECHNIS,CCHHEEMLIJJ:%ERSITJS‘T Fa”gru ppe nach Nr. 2

Ausschopfungsquote Teilnehmer (Behindertenhilfe)

nicht erreicht " nicht teilgenommen ¥ teilgenommen
TU Chemnitz - Prof. Dr. Stephan Muhlig www.tu-chemnitz.de




= Fragestellung 2: Stichprobe

TECHNISCCHHEEML'{II';J_:_EERSITI;(T Fa I I g r u p pe n a C h N r. 2

Grunde fur Nichtteilnahme (Behindertenbetreuung)

1. Institutionelle Entscheidung

®* nach Einschatzung der Institution keine ausreichenden
kognitiven und kommunikativen Voraussetzungen zur
Teilnahme an den Kurzinterview = vorab von den Einrichtungen
ausgeschlossen

®* Teilnahme der Betreuten, die die Studieneinschlusskriterien erflllt
hatten, aus organisatorischen Grunden nicht moglich

¢ zu groBer Arbeitsaufwand fur die Einrichtungen (Priifung
maoglicher TeilnehmerInnen auf Grund der Einschlusskriterien bzw.
Einholung des Einverstandnisses der Betreuer)

2. Personliche Entscheidung
® kein Interesse an einer Studienteilnahme

- ®* Andere Grunde .

I LI FIW L 2V IR VALY wwwtu_chemnllzde



- Fragestellung 2:
s < .

T Stichprobenzusammensetzung -
CHEMNITZ . . .,
Reprasentativitat?
Verteilung der Diagnosen in der Gruppe Verteilung der Diagnosen in der Gruppe der
der Personen mit Betreuung in allen Personen mit Betreuung in allen

Angelegenheiten (Befragungsstichprobe): Angelegenheiten (Gerichtsakten des
soz.wiss. Teils, Prof. Strohmeier):

59020/, , 2%

F7

Intelligenzminderung
29/ 8% o
M F2 Schizophrenie/ 90/0 F7 Intelligenz-
3 Defizienz minderung

B FO Organische St./ 1 F2 Schizoprhrenie/
Demenz Defizienz
Q9 Down-Syndrom ¥ FO Organische St./

Demenz

¥ F8 Entwicklungsst. Q9 Down-Syndrom

andere psych. St. " F8 Entwicklungsst.

5%

Kérperbehinderung

keine Angaben

TU Chemnitz - Prof. Dr. Stephan Muhlig www.tu-chemnitz.de



Fragestellung 2:
= gasiallune

TECHNISCHE UNIVERSITAT Ergebnisse zu Vore rfahrun gen

CHEMNITZ

* 60% aller Befragten: bereits an Wahlen teilgenommen, davon
48,6% mindestens dreimal bzw. ,,immer und regelmaBig"

* 47,5% derjenigen Befragten mit Wahlvorerfahrung:
Wahlteilnahme in der Vergangenheit ohne Schwierigkeiten moglich

* 10% aller Befragten: nehmen zum aktuellen Zeitpunkt, z.T.
~regelmaBig™ an Wahlen teil, obwoh/ die Wahlausschlussgriinde
vorliegen; 34%o aller Befragten erhalten trotz Wahlausschlussgrund
weiterhin regelmaBig die Wahlunterlagen

* drei Einrichtungen der Behindertenhilfe (Nichtteilnehmer):
samtliche dauerhaft Betreute in allen Angelegenheiten erhalten die
Wahlunterlagen und nehmen regelmagig an Wahlen teil (insgesamt
n=83 Personen)

* insgesamt n=140 im Rahmen dieser Studie identifizierte Falle von
Personen unter Vollbetreuung, die Wahlunterlagen bekommen,
obwohl sie vom Wahlrecht ausgeschlossen sind

TU Chemnitz - Prof. Dr. Stephan Muhlig www.tu-chemnitz.de



- Fragestellung 2:
= A

TECHNISCHE UNIVERSITAT E rge bnisse zum Assistenzbedarf

CHEMNITZ

1. 69% der Betreuten (n=116) gaben an, dass sie sich
irgendeine Unterstutzung bei der praktischen
Durchfuhrung der Wahl winschen

2. Genannte Funktionsbeeintrachtigungen (%):

20 //{/— 73,8
70

60

50
40 I
30 .
20
10 |

kognitive St. sprachl. St. sensorische St. Motorische



= Fragestellung 2:

TECHNISCHE UNIVERSITAT

CHEMNITZ Ergebnisse gewunschter Assistenz
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= Fragestellung 2: Stichprobe

TECHNISCCHHEEMI:JI;J;‘;ERSITJS.T Fa”gru ppe nach Nr. 3

Ausschopfungsquote Institutionen (MRVZ)

0% Insgesamt N=21
Einrichtungen der

33% MapfBregelvollzugs
| kontaktiert
l 10%
W Zusagen nicht relevant - Absage M nicht erreicht

TU Chemnitz - Prof. Dr. Stephan Muhlig www.tu-chemnitz.de



= Fragestellung 2: Stichprobe

TECHNISCCHHEEML'{II';J_:_EERSITI;(T Fa I I g r u p pe n a C h N r. 3

Ausschopfungsquote Betroffene

1. In den teilnehmenden Einrichtungen des
MabBregelvollzuges erfillten insgesamt N=476
Personen die Einschlusskriterien nach § 13 Nr. 3
BWahlG: Verurteilung nach §20/63 StGb (Angaben
werden noch erganzt)

2. Von dieser Grundstichprobe wurden n=222 Betroffene
(46,6%) von den Institutionen vorausgewahlit

3. Am Ende nahmen davon insgesamt n=126 Personen
(56,8% der ausgewahlten Stichprobe und 26,7%
der Grundstichprobe) an der Studie teil

TU Chemnitz - Prof. Dr. Stephan Muhlig www.tu-chemnitz.de



= Fragestellung 2: Stichprobe

TECHNISCCHHEEMI:JI;J;‘;ERSITJS.T Fa”gruppe nach Nr. 3

Ausschopfungsquote Teilnehmer (MRVZ)

nicht erreicht " nicht teilgenommen M teilgenommen

TU Chemnitz - Prof. Dr. Stephan Muhlig www.tu-chemnitz.de



= Fragestellung 2: Stichprobe

TECHNISCCHHEEML'{II;J_:_EERSITJS;T Fa I I g r u p pe n a C h N r- 2

Grunde fur Nichtteilnahme (MRVZ)

1. Institutionelle Entscheidung

®* nach Einschatzung der Institution zu hohes Risiko
(Gefahrlichkeit) = vorab von denEinrichtungen ausgeschlossen

®* Teilnahme der Insassen, die die Studieneinschlusskriterien erfiillt
hatten, aus organisatorischen Grunden nicht moglich

¢ Aufgrund Gesundheitszustand nicht befragungsfahig
¢ zu groBer Arbeitsaufwand fur die Einrichtungen
2. Personliche Entscheidung
¢ kein Interesse an einer Studienteilnahme
¢* Andere Grunde

TU Chemnitz - Prof. Dr. Stephan Muhlig www.tu-chemnitz.de



Stichprobenzusammensetzung -
Reprasentativitat?

TECHNISCHE UNIVERSITAT
CHEMNITZ

- Fragestellung 2:
= e

Verteilung der Diagnosen in der Verteilung der Diagnosen in der
Fallgruppe nach Nr. 3 Fallgruppe nach Nr. 3 (Gerichtsakten
(Untersuchungsstichprobe): soz.wiss. Teil, Prof. Strohmeier):
2%
5%
2% F7
29%0 Intelligenzminderung
3% lrsulu ) Ei;:il;i::phreniez‘ 90/0 F7 Intelligenzminderung
| ¥ FO Organische St./ 9%
Demenz

“ F2 Schizophrenie/

Defizienz
Q9 Down-Syndrom
M FO Organische St./

Demenz
" F8 Entwicklungsst.
Q9 Down-Syndrom

andere psych. St.
¥ F8 Entwicklungsst.

Kérperbehinderung 50/ (1]

keine Angaben

TU Chemnitz - Prof. Dr. Stephan Muhlig www.tu-chemnitz.de



Fragestellung 2:
= gasiallune

TECHNISCHE UNIVERSITAT Ergebnisse zu Vore rfahrun gen

CHEMNITZ

* 73,8% aller Befragten: bereits an Wahlen teilgenommen,
davon 48,5%0 mindestens dreimal bzw. ,,immer und
regelmaBig"

* 57,5%: Wahlteilnahme in der Vergangenheit ohne
Schwierigkeiten moglich

* nach eigener Aussage erhalten der 19,0%Befragten trotz
WahlausschluBBgrund weiterhin Wahlunterlagen vom
Einwohnermeldeamt (zzgl. Insassen der MRV/Z-Einrichtung, in der
der Wahlrechtsausschluss trotz gesetzlich bestehenden Ausschlusses
nach § 20 und § 63 StGB nicht umgesetzt wurde und die deshalb ihre
Teilnahme abgesagt hatte)

TU Chemnitz - Prof. Dr. Stephan Muhlig www.tu-chemnitz.de



- Fragestellung 2:
= A

TECHNISCHE UNIVERSITAT E rge bnisse zum Assistenzbedarf

CHEMNITZ

1. 28,6% der Befragten (n=36) gaben an, dass sie sich
irgendeine Unterstutzung bei der praktischen
Durchfuhrung der Wahl winschen

2. Genannte Funktionsbeeintrachtigungen (%):

kognitive St. sprachl. St. sensorische St. Motorische
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Ergebnisse gewunschter Assistenz

TECHNISCHE UNIVERSITAT
CHEMNITZ

31,7

4,1

42,1 413 41,3

71,4




. Fragestellung 3:
= Empfehlungen zu Assistenzsystemen

TECHNISCHE UNIVERSITAT
CHEMNITZ

Fallgruppe nach Nr. 2:

* In der Gruppe der in allen Angelegenheiten dauerhaft
betreuten Personen besteht ein ausgepragter und breit
gefacherter Bedarf an Wahlassistenzsystemen

* Etwa drei Viertel der Befragten wunschten sich
verschiedene Formen von Unterstutzung flr den Fall,
dass sie das Wahlrecht austiben kdnnten

TU Chemnitz - Prof. Dr. Stephan Muhlig www.tu-chemnitz.de



Fragestellung 3:
Empfehlungen zu Assistenzsystemen

=

TECHNISCHE UNIVERSITAT
CHEMNITZ

Die konkreten Unterstiutzungsbedarfe beziehen sich mehrheitlich
im Wesentlichen auf vier Bereiche:

1. Moglichkeiten fur die Stimmabgabe in der eigenen Wohnumgebung
(Briefwahl, mobile Wahllokale, aufsuchende ,Wahlkabine™)

2. konkrete personliche Hilfestellung bei der praktischen Stimmabgabe durch
aufsuchende WahlhelferInnen (Begleitung zur Wahlkabine, zur Wahlurne,

Falten des Wahklzettels, assistiertes Ankreuzen) und vorheriges Training der
Handlungsschritte bei der Stimmabgabe

3. angepasste Wahlunterlagen und —informationen (groBe Schrift, Einfache
Sprache, bebildert)

4. Veranstaltungen der politischen Bildung (einfach verstandliche Informationen
uber Demokratie, Wahlsystem, politische Strukturen und Parteien)

* \Weiteres: Stimmabgabe uber elektronische Medien (am PC, (iber das Internet,
mit Kommunikations- und Vorlesehilfen)

* Minderheit: Wahlschablonen, barrierefreier Zugang, Gebardensprache und
gestutztes Zeigen

TU Chemnitz - Prof. Dr. Stephan Muhlig

www.tu-chemnitz.de



Fragestellung 3:
Empfehlungen zu Assistenzsystemen

=

TECHNISCHE UNIVERSITAT
CHEMNITZ

Fallgruppe nach Nr. 3:

* In der Gruppe der nach § 20 i.V.m. 63 StGB untergebrachten
Straftater besteht naturgemafB ein weitaus geringerer
Assistenzbedarf,

* da ein GroBteil der Betroffen vor Beginn und nach
Ende der MaBregelvollzugszeit problemlos an
politischen Wahlen teilnimmt

* und kein Grund zu der Annahme besteht, dass sie
wahrend ihrer MaBregelvollzugsunterbringung
weniger in der Lage waren, das Wahlrecht auszuuben

* Gut ein Drittel der befragten Patienten artikulierten
den Wunsch nach irgendeiner Form von Wahlassistenz

TU Chemnitz - Prof. Dr. Stephan Muhlig www.tu-chemnitz.de



Fragestellung 3:
Empfehlungen zu Assistenzsystemen

=

TECHNISCHE UNIVERSITAT
CHEMNITZ

Die konkreten Unterstiutzungsbedarfe beziehen sich mehrheitlich
im Wesentlichen auf zwei Bereiche:

1. Moglichkeiten flr die Stimmabgabe in der eigenen
Vollzugsumgebung (Briefwahl, mobile Wahllokale, aufsuchende
~Wahlkabine™)

2. Veranstaltungen der politischen Bildung (politische Informationen)

* Knapp die Halfte der Befragten mit Unterstutzungsbedarf (also ca.
17% aller Befragten dieser Gruppe) wunschten sich angepasste
Wahlunterlagen und —informationen (groBe Schrift, Einfache Sprache,
bebildert, konkrete persénliche Hilfestellung bei der praktischen
Stimmabgabe durch aufsuchende WahlhelferInnen und vorheriges
Training der Handlungsschritte bei der Stimmabgabe

* Etwa ein Viertel bis ein Drittel (absolut: 8-11%) praferierten die
Stimmabgabe uber das Internet oder am PC, oder bebilderte
Wahlbogen



=

TECHNISCHE UNIVERSITAT
CHEMNITZ

Vielen Dank fur
Ihre
Aufmerksamkeit!
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Studie zum aktiven und passiven Wahlrecht

von Menschen mit Behinderungen

Volkerrechtlicher Teil der Studie

Univ. Prof. Dr. Kirsten Schmalenbach

(Volker- und Europarecht)

Paris-Lodron Universitat Salzburg
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Art. 29 lit a (iii) .V.m. Art. 2 UADbs. 3

BRK: Auslegungsergebnis

Der Diskriminierungsbegritf des Art. 2 UAbs. 3
BRK umfasst nicht objektiv gerechfifertigte
Differenzierungen, die ein nach BRK legitimes
Liel verfolgen



Univ-Prof. Kirsten Schmalenbach, University of Salzburg

Art. 29 lit a (iii) .V.m. Art. 2 UADbs. 3

BRK: Auslegungsergebnis

Der Diskriminierungsbegriff des Art. 2 UAbs. 3 BRK umfasst nicht objektiv
gerechifertigte Differenzierungen, die ein nach BRK legitimes Ziel
verfolgen

Eine verbotene Diskriminierung ist die
schablonenhafte Kategorisierung, Stereotype
und Automatismen, die die Diversitat von
Menschen mit Behinderungen und deren
Entwicklungspotential beil entsprechender
Assistenz keinen Raum einrlGumen



Univ-Prof. Kirsten Schmalenbach, University of Salzburg

Art. 29 lit a (iii) .V.m. Art. 2 UADbs. 3

BRK: Auslegungsergebnis

Der Diskriminierungsbegriff des Art. 2 UAbs. 3 BRK umfasst nicht objektiv
gerechifertigte Differenzierungen, die ein nach BRK legitimes Ziel
verfolgen

Eine verbotene Diskriminierung ist die schablonenhafte
Kategorisierung, Stereotype und Automatismen, die die Diversitat von
Menschen mit Behinderungen und deren Entwicklungspotential bei
entsprechender Assistenz keinen Raum einrGumen

Die BRK verlangt im Einklang mit dem IPBPR eine
richterliche Einzelfallentscheidung Uber das Recht
zu wahlen und gewdahlt zu werden. Im Lichte des
Art. 29 lit a (i) BRK sollte diese Entscheidung die
Assistenzunfahigkeit zum MaBstab machen
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BRK Auslegung

1) Auslegung nach Art. 31, 32 WRK
Wortlaut
Intrinsische Kontextinterpretation

Extrinsische Kontextinterpretation inkl.
nachfolgende Staatenpraxis

Telos (Sinn und Zweck)
=> Holistische Zusammenfuhrung
2) Erganzend: Vorbereitungsarbeiten
3) Diallo: Abgleichung mit BRK-Ausschussmeinung



Univ-Prof. Kirsten Schmalenbach, University of Salzburg

BRK Auslegung

Intrinsische Kontextinterpretation

Art. 2 UAbs. 3 und 4: ,Angemessene
Vorkehrungen' und ihre Grenzen

Art. 12 BRK: Einschrnkung der
Handlungstahigkeit (Abs. 4)

Art. 27 BRK: Arbeit und Beschaffigung und sein
Verhdltnis zu Art. 2 UADbs. 3 und 4 BRK



Univ-Prof. Kirsten Schmalenbach, University of Salzburg

BRK Auslegung

Extrinsische Kontextinterpretation

IPBPR: gerechtfertigte Differenzierung #
Diskriminierung

IPWSKR: gerechtfertigte Differenzierung #
Diskriminierung

Konvention gegen Rassendiskriminierung:
gerechtfertigte Differenzierung # Diskriminierung

Kinderrechiskonvention: gerechtfertigte
Ditfferenzierung # Diskriminierung

Fravenrechiskonvention: Jede Differenzierung ist
Diskriminierung
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BRK Auslegung

Abgleichung mit BRK Ausschussmeinung

Diallo-Kriterien (IGH)
Klarheit des Rechts
Einhelitlichkeit des internationalen Rechts
Rechitssicherheit fUr die BegUnstigten
Rechissicherheit fUr die Vertragsstaaten



Univ-Prof. Kirsten Schmalenbach, University of Salzburg

BRK Auslegung

Entwicklungstendenzen: Europarat 2011
(Ministerausschuss):

» Alle Menschen mit Behinderungen, ob sie nun physische,
sensorische, oder intellektuelle Beeintrdchtigungen haben,
mentale Gesundheitsprobleme oder chronische
Krankheiten, haben auf der gleichen Grundlage wie andere
BUrger das Recht zu wahlen, und sollten dieses Recht nicht
aberkannt bekommen wegen der Beschrdnkung ihrer
Rechtstahigkeit, wegen einer gerichtlichen oder sonstigen
Entscheidung oder einer anderen MaBnahme die an ihrer
Behinderung, kognitiven Funktionen oder
Fahigkeitserwartungen anknupft.*
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Inhaber des Lehrstuhls fiir Offentliches Recht,

Sozial- und Gesundheitsrecht der Universitat
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Prof. Dr. Heinrich Lang, Dipl. Sozialpad.

Inhaber des Lehrstuhls fiir Offentliches Recht, Sozial- und
Gesundheitsrecht der Universitat Greifswald

Verfassungsrechtlicher Teil der Studie
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Ubersicht
PrifungsmafRstab
1. Art. 3811 GG

2. Einfluss besonderer Gleichheitsmalistabe, Art. 3 11l 2 GG, BRK
Priufungsgegenstand

1. Uberblick tGiber das Betreuungsrecht

2. Verfahren der Betreuerbestellung / Betreuung in allen Angelegenheiten
3. Fazit

Verfassungsrechtliche Bewertung

1. Schrifttum

2. Verfassungsgerichtliche Judikate

3. Parallelen

4. Rationalitat der Verknipfung

Handlungsempfehlungen
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. Prufungsmallstab bei wahlrechtlichen Regelungen
. Art. 3811 GG - fuiinf Wahlrechtsgrundsatze
Vor allem Allgemeinheit der Wahl

Einschrankung madglich bei zwingendem Grund —
S Waage“ —
Kommunikationsfunktion der Wahl
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2. Bedeutung spezieller Gleichheitssatze
a) Art. 311l 2 GG

 Formale u. materiale Gleichbehandlungsgrundsatze

* Einschrankung moglich bei zwingendem Grund, aber
,angehobene” Rechtfertigungsprifung
(Benachteiligung muss unerlasslich sein, das ist nicht
der Fall, wenn Assistenzsysteme greifen kbnnen)
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b) BRK:
e Wie wirken VolkerR/BRK auf das deutsche Recht
ein?

 Mehrere Entscheidungen des BVerfG, zuletzt
Beschllisse vom 26. Juli 2016, 1 BvL 8/15 und BVerfG
, B.v. 23. Juni 2011 (medizinische Zwangsbe-
handlungen, MaRregelvollzug) BVerfGE 128, 282 ff.
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ll. Kernaussagen des BVerfG zum Verhaltnis Volker-
recht/nationales Recht
Das GG hat sich nicht vollstandig volkerrechtlichen
Bindungen geoffnet

* Sondern: Volkerrechtliche Verpflichtungen bedirfen
einer Umsetzung in das nationale Recht (erfolgt
Uber Zustimmungsgesetz nach Art. 59 Il GG)

* Dieses Gesetz und die uber es in das nationale Recht
transponierten volkerrechtlichen Regelungen —
haben keinen Verfassungsrang
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* Die Volkerrechtsfreundlichkeit entfaltet Wirkung nur
im Rahmen des demokratischen und
rechtsstaatlichen Systems des Grundgesetzes.

* Unter diesen Voraussetzungen sind volkerrechtliche
Regelungen bei der Auslegung des deutschen Rechts
und auch des deutschen Verfassungsrechts zu
beachten.
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3. Zusammenfassung Priifungsmaflistab

Art. 38 | GG schutzt vor einem unberechtigten
Ausschluss vom Wahlrecht

Differenzierung zulassig bei ,,zwingendem Grund?,

ebensolches Gewicht wie die Allgemeinheit der
Wahl

Hier: Sicherung der Funktionsfahigkeit der Wahl als
Ausdruck politischer Selbstbestimmung und der
bestandigen Kommunikation zwischen Wahler und
Gewahltem
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e Art. 31ll 2 GG enthalt kein absolut wirkendes
Benachteiligungsverbot

e Differenzierung zulassig, wenn ,,zwingender Grund*“
und wenn erforderlich, um behinderungsbedingten
Besonderheiten Rechnung zu tragen und sich darauf
bezogen als unerlasslich darstellt.
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* Prifung, ob benachteiligende Regelung zulassig ist,
muss grds. anhand einer Einzelfallprtufung erfolgen.

e Sie muss zudem unerlasslich sein, um behinderungs-
bezogenen Besonderheiten Rechnung zu tragen.

 Etwa implementierte Assistenzsysteme mussen den
Wahlrechtsgrundsatzen der Unmittelbarkeit bzw.
Hochstpersonlichkeit der Wahl, der Geheimheit,
Freiheit und Gleichheit der Wahl Rechnung tragen.
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Priifungsgegenstand
Ratio und Ausgestaltung des BetreuungsR
Betreuungsrecht ist ErwachsenenschutzR

Zentrales Anliegen: Schutz der Autonomie und
Selbstbestimmung der Betroffenen

Deshalb BetreuungsR nach ganz h.M. mit BRK
vereinbar



UNIVERSITAT GREIFSWALD 12l s ) 18;;11456
\/

BetreuungsR differenziert zwischen
Betreuungsbedurftigkeit und —bedarf

Zur Klarstellung: Es ist nicht so, dass ein bestimmtes
Krankheitsbild (automatisch) zur Betreuung fihrt

Kein Automatismus



==\
UNIVERSITAT GREIFSWALD . ) Se|t1458
~/
Betreuerbestellung setzt umfassende, auf Basis eines
Sachverstandigengutachtens vorgenommene
Einzelfallwurdigung voraus

Die jeweilige Betreuerbestellung wie das gesamte
(gerichtliche) Verfahren stehen unter der Herrschaft
des Erforderlichkeitsgrundsatzes

Erforderlichkeitsgrundsatz gilt auf allen Stufen

D.h. fir jeden einzelnen Aufgabenkreis muss die
Erforderlichkeit geprift werden



UNIVERSITAT GREIFSWALD *. ", ) Seit 1456
7/
* Grundlage der Betreuerbestellung durch das Gericht
ist ein Sachverstandigengutachten

* Das Gesetz formuliert in § 280 FamFG (= Gesetz uUber
das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit )
Anforderungen an die Qualifikation des Gutachtens
und des Gutachters
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. Betreuung in allen Angelegenheiten

ist grds. (als Ausnahme) moglich

In diesem Fall muss die Erforderlichkeit auch darauf
bezogen gesondert geprift werden

Zum Wahlrechtsausschluss fihrt nur eine auf alle
Angelegenheiten bezogene Betreuerbestellung

Vor: es darf keine der eigenen Angelegenheiten vom
Betroffenen auch nur ansatzweise noch selbst
geregelt werden konnen
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* Eine bloRe Aufzahlung (auch aller denkbaren)
Aufgabenkreise fihrt nicht zum Wahlrechtsverlust

 Betreuung in allen Angelegenheiten kommt auch
nicht in Betracht, wenn Betroffener etwa nur in zwei
Aufgabenkreisen Unterstlitzung braucht und diese
beiden daher fur ihn ,alle Angelegenheiten®
darstellen
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3. Fazit

Lege artis verfahren und gepruft stellt sich aus
unserer Sicht die Entscheidung zur Betreuer-
bestellung in allen Angelegenheiten auch im Hinblick
auf den Wahlrechtsausschluss als belastbar dar
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lll. Verfassungsrechtliche Bewertung
1. Schrifttum
2. Verfassungsgerichtliche Judikate
a) Frihe Judikate
b) B. des BVerfG v. 1.8.2001 (Vorlage AG Wirzburg)
c) U. des BayVerfGH v. 9.7.2002
d) Ost. VerfGH v. 7.10.1987

e) EGMR v. 20.8.2010
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3. Parallelen
a) Kinder-/Elternwahlrecht

b) Wahlrecht der Auslandsdeutschen
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4. Vor- und Nachteile der Verkniuipfung

/wischen der wahlrechtlichen Funktionslogik und
der betreuungsrechtlichen Schutzkonzeption gibt es
eine gemeinsame Schnittmenge

Im WahlR knupft der Wahlrechtsausschluss an die
Entscheidungsunfahigkeit an.

Im Betreuungsrecht knlupft der Unterstutzungs-
ansatz an das (bereichsspezifische oder umfassende)
Unvermogen des Betreuten an, seine (rechtlich
relevanten) Angelegenheiten zu besorgen.
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* Unvermogen (scil. die eigenen Angelegenheiten zu
besorgen) meint ,,...die (partielle) Unfahigkeit, in
dem betreffenden Bereich eigenstandig und
eigenverantwortlich zu handeln.”

* Im Sonderfall der Betreuung in allen Angelegen-
heiten besteht mit dem umfassend gepriften und
festgestellten Unvermogen eine Situation, die es
rechtfertigt, auf eine wahlrechtliche Entscheidungs-
unfahigkeit zu schlieRen
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Die betreuungsgerichtliche Entscheidung stellt sich

nach der Konzeption des Gesetzes und der
Rechtspraxis als Einzelfallprifung dar

Typisierende Vermutung auf Grundlage einer
Einzelfallprifung

Es existiert kein ,pauschaler” Wahlrechtsausschluss

Vorteil der gesetzlichen Konzeption: Vermeidung
einer (gesonderten) Wahlreifeprifung
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Handlungsoptionen
Vollstandige Streichung

Eigenstandige Prifung der Entscheidungsfahigkeit
in Wahlangelegenheiten

Integration der Prifung der wahlspezifischen
Entscheidungsfahigkeit in das betreuungsrechtliche
Verfahren

Richterliche Ermessensentscheidungen bei
Mitteilungspflichten
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Vielen Dank fur lhre Aufmerksamkeit
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	Vorstellung der Studienergebnisse durch die Forschergemeinschaft
	Gesprächsrunde zur Studie zum aktiven und passiven Wahlrecht von Menschen mit Behinderungen
	Verzeichnis der Teilnehmenden Inklusionstage 2016
	Anhang
	Anhang Abschriften der Metaplanwände aus den Workshops 1-7
	Anhang Workshop 1: Mobilität Metaplanwände
	Anhang Workshop 2: Wohnen Metaplanwände
	Anhang Workshop 3: Deinstitutionalisierung Metaplanwände
	Anhang Workshop 4: Gesundheits-, Rehabilitations- und Pflegedienstleistungen Metaplanwände
	Anhang Workshop 5: Beratung und Partizipation Metaplanwände
	Anhang Workshop 6: Freizeit, Kultur und Sport Metaplanwände
	Anhang Workshop 7: Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf Metaplanwände
	Anhang Präsentationen der Forschungsgemeinschaft zur "Studie Wahlen"
	Anhang Präsentation „Sozialwissenschaftliche Fragestellungen“ von Christoph John, M.A., in Vertretung von Prof. Dr. Gerd Strohmeier
	Anhang Präsentation „Ergebnisse Klinisch-psychologischer Untersuchungsteil: Betroffenenperspektive und Assistenzbedarf“ von Prof. Dr. Stephan Mühlig (Technische Universität Chemnitz)
	Anhang Präsentation „Völkerrechtlicher Teil der Studie“ Prof. Dr. Kirsten Schmalenbach (Völker- und Europarecht), Paris-Lodron Universität Salzburg 
	Anhang Präsentation„Verfassungsrechtlicher Teil der Studie“Prof. Dr. Heinrich Lang, Dipl. Sozialpäd.Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht,Sozial- und Gesundheitsrecht der UniversitätGreifswald



